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Die Ausschußmitglieder der SPD und FDP haben 
dem vom Ausschußvorsitzenden vorgelegten Be­
richt nicht zugestimmt und legen hiermit einen eige­
nen Minderheitenbericht vor. Maßgeblich ist dafür 
insbesondere. daß der Bericht der Mehrheit jedwede 
Wertung hinsichtlich der Frage politischer und per­
sönlicher Verantwortung unterläßt. Maßgebend ist 
ferner dafu r. daß der Vorsitzende aufgrund des Zeit­
druckes. 1n den er durch die CSU-Landtagsfraktion 
gesetzt wurde. nicht in der Lage war, in seinem 
Mehrheitenbericht detaillierte Zeugenaussagen ein­
zuarbeiten und somit in allen Bereichen eine an den 
konkreten Zeugenaussagen ausgerichtete Beweis­
wurdigung vorzunehmen. Auch hinsichtlich des Ver­
fahrensablaufes bedarf der Mehrheitenbericht eini­
ger korrigierender Anmerkungen. 

1. 

Zum Verfahrensverlauf 

Die Ausschußmehrheit weist in ihrem Bericht darauf 
hin. daß sie keinen Beweisantrag der Ausschußmin­
derheit abgelehnt habe, um den etwaigen Vorwurf 
des Versuchs einer Beeinträchtigung der notwendi­
gen Aufklärung zu vermeiden. Die Ausschußmehr­
heit versucht dadurch den Eindruck zu erwecken. 
a4_Ch von ihrer Seite sei alles unternommen worden, 
um die Untersuchung voranzubringen. Es ist zwar 
zutreffend, daß die Mehrheit keinen Beweisantrag 
der Ausschußmitglieder von SPD und FDP abge­
lehnt hat. Dennoch kann keine Rede davon sein. daß 
die Mehrheit im Untersuchungsausschuß alles un­
ternommen habe. um die Untersuchung im erforder­
lichen Ausmaß voranzutreiben. 

Bereits 1m Vorfeld des Untersuchungsausschusses. 
nämlich bei den Beratungen des Untersuchungsauf­
trages im Geschäftsordnungsausschuß. hat die CSU 
deutlich gemacht. daß sie an einer tatsächlichen um­
fassenden Aufklärung nicht interessiert ist. Auch 
diesmal wurde von der CSU im Geschäftsordnungs­
ausschuß das von früher her bekannte Verfahren 
praktiziert. Die CSU versuchte mit allen Mitteln, den 
von SPD und FDP formulierten Untersuchungsauf­
trag durch Einschränkungen oder andere Formulie­
rungen zu entschärfen. 
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Eine Fraktion. die an der wirklichen Aufkl3rung eines 
Sachverhalts interessiert ist. greift nicht zu derarti­
gen Methoden. Hinzukommt. daß die CSU auch 
diesmal den Antrag. die Anzahl der Untersuchungs­
ausschußmitglieder über 8 hinaus zu erhöhen. abge­
lehnt hat. Dies führte wiederum zu dem Ergebnis. 
daß von seilen der SPD nur 2 Abgeordnete und von 
seilen der FDP nur 1 Abgeordneter dem Untersu­
chungsausschuß angehörten. Angesichts des von 
Anfang an absehbaren Zeitdrucks. in dem der Unter­
suchungsausschuß stand. und der großen Vielzahl 
von Akten und Unterlagen stellte auch diese Be­
schränkung auf 8 Mitglieder des Untersuchungsaus­
schußes eine Beeinträchtigung der Arbeitsmöglich­
keiten der Abgeordneten der Oppos1t1on im Unter­
suchungsausschuß dar. Hätte die CSU-Landtags­
fraktion ein lnterese an einer umfassenden Aufklä­
rung besessen. hätte sie dem Antrag , auf 
Vergrößerung des Untersuchungsausschusses ohne 
Jeden Zweifel zustimmen können. ja geradezu mus­
sen. 

Im Untersuchungsausschuß selbst hat dann die 
CSU-Mehrheit gegen den erbitterten Widerstand der 
SPD und der FDP mehrmals die Weichen so gestellt, 
daß eine effektive. umfassende und schnelle Aufklä­
rung behindert wurde. Zum einen setzte die CSU­
Mehrheit durch. daß bei der Untersuchung getrennt 
nach den einzelnen Ziffern des Untersuchungsauf­
trags vorgegangen wurde. In der Praxis bedeutete 
dies. daß eine Vielzahl von Zeugen zuerst nur zu den 
Ziffern 1 und 2 des Untersuchungsauftrags gehört 
wurden. daß dann dieselben Zeugen erneut geladen 
werden mußten. um sie zu weiteren Punkten des Un­
tersuchungsauftrags vernehmen zu können. Dem­
gegenüber hatte die Minderheit im Untersuchungs­
ausschuß beantragt, sämtliche Zeugen bereits bei 
ihrer ersten Vernehmung mit allen Punkten des Un­
tersuchungsauftrags zu konfrontieren. Die Mehrheit 
weist nun in ihrem Bericht darauf hin. daß die von ihr 
eingeschlagene Vorgehensweise den Vorteil einer 
größeren Übersichtlichkeit besitze. Dies wird zwar 
von der Minderheit nicht bestritten. Dennoch kann 
sich ein Untersuchungsausschuß eine derartige 
Vorgehensweise nur dann leisten. wenn ihm hinrei­
chend Zeit zur Aufklärungsarbeit zur Verfügung 
steht. Dieser Untersuchungsausschuß war sich in 
seiner Gesamtheit von vorneherein des immensen 
Zeitdruckes bewußt. In einer derartigen Situation ist 
ein Untersuchungsausschuß geradezu verpflichtet, 
nach Möglichkeiten zu suchen. die Arbeit zu be­
schleunigen. Eine derartige Möglichkeit war die von 
der Minderheit vorgeschlagene Vorgehensweise. 
Das von der CSU-Mehrheit durchgesetzte Verfahren 
hat jedenfalls dazu geführt, daß kostbare Zeit ver­
geudet wurde. Im übrigen scheint die CSU-Mehrheit 
die Unverantwortlichkeit des von ihr durchgesetzten 
Vorgehens während der laufenden Untersuchungen 
selbst erkannt zu haben. Sie erklärte sich jedenfalls 
plötzlich damit einverstanden. daß der Zeuge Heigl 
und Herr Dr. Langemann zu allen Punkten des Un­
tersuchungsauftrags befragt werden konnten. Wäre 
dieses Verfahren auch bei allen anderen Zeugen von 
Anfang an praktiziert worden. wäre jedenfalls eine 
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weitergehende Aufklarung hinsichtlich des Untersu­
chungsauftrags zu erreichen gewesen 

Zum zweiten hat die CSU-Mehrheit gegen den Wi­
derstand von SPD und FDP Herrn Dr. Langemann 
den Status eines Betroffenen zugebilligt. Herrn 
Dr. Langemann wurde damit die Möglichkeit ver­
schafft. ohne Angabe von Gründen die Aussage ge­
nerell zu verweigern Von dieser Möglichkeit machte 
Herr Dr. Langemann auch dann Gebrauch. Er sagte 
lediglich zu Ziffer 1 des Untersuchungsauftrages 
aus. Hinsichtlich aller weiteren Ziffern des Untersu­
chungsauftrags verweigerte er die Aussage 

den abgelehnt SPD und FDP stellten daraufhin 
zweimal beim Bayerischen Verfassungsgerichtshof 
den Antrag auf Erlaß von einstweiligen Anordnun­
gen. um die CSU-Mehrheit zur Fortsetzung der Un­
tersuchungstätigkeit zu zwingen Seide Antrage 
wurden vom Bayerischen Verfassungsgerichtshof 
abgelehnt. Weitere Moglichke1ten. eine Fortsetzung 
der Untersuchungst8tigkeit noch rn dieser Legisla­
turperiode zu erreichen. standen der Opposition 
nicht zur Verfugung 

Oie CSU hat das Ende der Untersuchungstät1gke1t 
mit dem 8. Jul 1 1982 mit ihrer Mehrheit durchgesetzt. 
obwohl der Untersuchungsauftrag in wesentlichen 
Teilen noch nicht erfüllt ist. Hierzu wird im einzelnen 

1 noch Stellung genommen. Das .. verordnete"" Ende 
der Untersuchungst8.t1gkeit führte im übrigen zu 
teilweise grotesken Ergebnissen. So konnten nicht 
einmal s8.mtliche Tonbänder, die der Zeuge Bissin­
ger von dem Zeugen He1gl erhalten hatte im Unte<­
suchungsausschuß abgespielt werden. obwohl sich 
der Zeuge 81ss1nger hierzu bereiterklart hatte 

Im Gegensatz zu der Mehrheit waren die Abgeordne­
ten der SPD und der FDP der Ansicht, daß Herr 
Dr. Langemann als Zeuga zu vernehmen sei Sie sa­
hen auch nach eingehendem Studium des Gutach­
tens des Justizministeriums keinerlei rechtliche 
Notwendigkeit. Herrn Dr. Langemann den Statusei­
nes Bietroffenen einzur.3.umen. Gemäß Artikel 13 des 
Bayerischen Untersuchungsausschußgesetzes ist 
auch die von der parlamentarischen Untersuchung 
betroffene Person grundsätzlich als Zeuge zu ver­
nehmen Die Stellung als Betroffener kommt nur 
dann in Betracht. wenn aus dem Untersuchungsauf­
trag eindeutig hervorgeht. daß sich die Untersu­
chung ausschliAß1ich oder ganz UberV\i·iegend gege11 
diese Person richtet. Davon kann bei dem vorliegen­
den Untersuchungsauftrag nicht die Rede sein. Zum 
einen geht es bei e1 ner sogenannten Skandal-Enque­
te. und um eine solche handelt es sich bei diesem Un­
tersuchungsauftrag. nicht um die Aufklärung des 
Fehlverhaltens eines Beamten. sondern vielmehr um 1 

die Frage des Fehlverhaltens der politischen Spitze 
eines Minlsteri1_;ms oder der Staatsregierung. Selbst 
wenn man diese Ansicht f"1icht teilen sollte. ergibt 
sich aber aus dem Untersuchungsauftrag selbst sehr 
eindeutig. daß sich die wenigster· Punkte dieses Un­
tersuchungsauftrags gegen Herrn Dr Langemann 
richten Im überwiegenden Teil dieses Untersu­
chungsauftrags geht es um die Frage der Beziehun­
gen von Mitgl~edern der Staatsregierung zu Herrn 
Dr. Langemann und um die Frage des Fehlverhaltens 
von Mitgliedern der Staatsregierung. Davon ausge­
hend bestand nicht die geringste Notwendigkeit, 
Herrn Dr. Langemann zum Betroffenen zu erkl3ren 
Derselben 11.nsicht war 1m übrigen ein CSU-Abge­
ordn~er in der ersten Sitzung des Untersuchungs­
ausschusses am 22 Apnl 1982. Er erklärte dort näm­
lich wortwortlich: „Ich habe den Eindruck, er ist nie­
mals Betroffener. der Langemann." Wodurch dann 
der spätere Sinneswandel dieses CSU-Abgeordne­
ten hervorgerufen worden ist. ist der Minderheit 
nicht bekannt Im Ergebnis wurde jedenfalls durch 
die Einräumung des Status des Betroffenen die Auf­
klärung erheblich behindert. da Herr Dr. Langemann 
ohne jede Angabe von Gründen die Aussage verwei­
gern konnte und dies auch getan hat. 
Gegen den Widerstand von SPD und FDP hat dann 
die CSU-Mehrheit im Untersuchungsausschuß und 
im Plenum des Bayerischen Landtags durchgesetzt. 
daß die Untersuchungstätigkeit des Ausschusses 
mit dem 8. Juli 1982 beendet wurde. Sämtliche Ver­
suche von SPD und FDP eine weitere Tätigkeit des 
Ausschusses zu erzwingen, wurden von der CSU­
Mehrheit vereitelt. Auch entsprechende Anträge im 
Zwischenausschuß des Bayerischen Landtags wur-

Hinsichtlich mehre"cr Akten waren bereits die Be­
richterstatter eingeteilt worden Die Berichterstat­
tung konnte 1edoch nicht mehr erfolgen da der Aus­
schuß seine Arbeit beenden mußte. Vom Ausschuß 
angeforderte Akten trafen erst nach der Beendigung 
der Untersuchungsausschußtätigkeit ein Sie kon­
nen zwangslci.ufigerweise nicht mehr Gegenstand 
dieses Berichtes sein 

Das .. verordnete·· Ende der Untersuchungsaus­
schußtät1gkeit mit dem 8. Juli 1982 fuhrte auch hin­
sichtlich der Geheimhaltung zu Konsequenzen, die 
hinzunehmen jedoch die Minderheit nicht bereit ist 
Vom Bayerischen Staatsm1n1sterium des Innern 
wurden sämtliche Akten. die dem Ausschuß zur Ver­
fugung gestellt werden mußten, zu Verschlußsachen 
erk!art. Im Ausschuß bestand Einigkeit dahinge­
hend. hins1chtl1ch dieser Akten die Berichterstattung 
in geheimer Sitzung durchzufuhren und nach Ab­
schluß der Gesamtberichterstattung zu entscheiden. 
welche Teile dieser Akten nur wirklich geheimhal­
tungsbedürft1g sind und über welche Teile die Öf­
fentlichkeit informiert werden kann. Diese Entschei­
dung konnte der Ausschuß nicht mehr treffen, da die 
Untersuchungsausschußtätigkeit am 8. Juli 1982 be­
endet wurde•Die Konsequenz bestünde jetzt darin. 
daß sämtlicher Akteninhalt nicht Gegens'.and dieses 
Berichtes sein könnte. Diese Konsequenz kann und 
darf die Minderheit iedoch nicht akzeptieren. Sowohl 
der Bayerische Landtag wie auch die Öffentlichkeit 
haben ein Anrecht darauf, über die Aufklärungstä­
tigkeit des Untersuchungsausschusses umfassend 
unterrichtet zu werden. Die Minderheit befindet sich 
deshalb aufgrund des von der Mehrheit durchgesetz­
ten Endes der Untersuchungstätigkeit insoweit in ei­
ner gewissen Notstandssituation. Im ubrigen würde 
dann, wenn die Minderheit sich mit diesem Verfahren 
abfinden würde, ein Präjudiz dahingehend geschaf­
fen. daß es der Mehrheit jederzeit durch Beschluß­
fassung möglich ist. Untersuchungsgegenstände 
und Beweismittel der Geheimhaltung zu unterwer­
fen. Aus diesen Gründen ist nach Ansicht der Min­
derheit scharf zu unterscheiden. zwischen Sachver­
halten und Unterlagen, deren Bekanntwerden der 
Burdesrepublik Deutschland oder dem Freistaat 
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Bayern Schaden zufugen oder schutzwLirdige Inter­
essen Dritter verletzen wUrde und Sachverhalten 
und Unterlagen. bei denen led1gl1ch der formale Ge­
he1mhaltungsbeschluß besteht. schutzwurd1ge In­
teressen des Staates oaer dritter Personen jedoch 
nicht berUhr! sind Diese Grundsatze sind von der 
M1nderhe1t bei diesem Bericht beachtet worden So­
weit der Schutz derartiger 1 nteressen durch das Weg­
lassen von Namen erreicht werden konnte. ist dies 
geschehen Soweit dies zum Schutz dieser Interes­
sen nicht ausreicrend ist. hat die Minderheit darauf 
verzichtet_ d1esbezugliche Sachverhalte oder Do­
kumente irden Bericht aufzunehmen. Die Verfasser 
dieses Ber!C'ltes sind der Uberzeugung. daß sie mit 
diesem Vorgehen den bestehenden materiellen Ge­
heimhaltungsverpflichtungen hinreichend und 
sorgsam Rechnung getragen haben. 

II 
~' 

Wesentliche Untersuchungsergebnisse 

1. Zu den Ziffern 1 a-d des Untersuchungsauftrages 

a) Wie kam Dr. Langemann zum Organisations­
komitee der Olympischen Spiele 1972? 

Dr. Langern;:i.nn war in der Zeit vom Oktober 
1957 bis November 1970 Beamter beim Bun­
desnachnchtend1enst. Er hatte dort zuletzt die 
Pos1t1or eines leitenden Regierungsdirektors 
1n A 16 

Sein Aufgabenbereich im Bundesnachrichten­
dienst 1,var die sogenannte .. Gegenaufklarung·· 
Er gehorte lange Jahre zur Gruppe Langkau 
Diese Gruppe Lang kau wurde nach dem Regie­
rungswechsel 1n Bonn 1m Jahr 1969 aufgelbst 
Zu dieser Zeit und noch danach war Dr Lange­
rnann '\Jr deri Bundesnachrichtendienst als 
Botschnftsrat 111 Rom tat1g 

Langemann hatte bereits vor der Olympiade in 
MU nchen im Jahre 1972 nachrichtendienstliche 
Erfahrungen mit Olympischen Spielen Nach 
der Aussage des Zeugen Saupe hat Dr. Lange­
mann bei den Welt1ugendfestspielen in Wien 
und bei den Olympischen Spielen 1n Rom und 
Squaw Valley fur den Bundesnachrichtendienst 
gearbeitet Er habe dabei die Aufgabe gehabt. 
Kontakte zu Teilnehmern an den Olympischen 
Spielen aufzunehmen. von Sportlern bis hin zu 
IOC-M1tgl1edern Diese Tat1gke1t Langemanns 
habe 1n Squaw Valley auch zu Auseinanderset­
zungen mit dem Amerikanischen Geheimdienst 
gefuhrt Diese Behauptung des Zeugen Saupe. 
daß Langemann auch bei fruheren Olympi­
schen Spielen fUr den Bundesnachrichten­
dienst tatig gewesen sei. wurde auch von ande­
ren Zeugen bestat1gt So hat der Zeuge 
Dr Ludwig Huber ausgesagt. der Vorgesetzte 
des Herrn Langemann. General Langkau. habe 
ihn darauf h1ngew1esen. daß Langemann auch 
bei anderen Olympischen Spielen tätig gewe­
sen sei Der frühere Abteilungsleiter des Bun­
desnachrichtendienstes. der Zeuge Weiß. hat 
ausgesagt, daß Langemann 1m Auftrag des 
Bundesnachrichtendienstes bei 2 Olympiaden 
vor Muncher tci.tig war. Oie weitere Ausage des 
Zeuger Saupe, Langemann habe auch bei der 
Olmyp1ade 

in MUnchen. wenn auch vielleicht 1n mod1f1z1er­
ter Form dieselbe Aufgabe gehabt wie auch bei 
den vorhergehenden Olympischen Spielen 
wurde allerdings von keinem anderen Zeugen 
bestatigt. Der Aufgabenbereich Langemanns 
bei den Olympischen Spielen 1n Munchen wur­
de von den anderen Zeugen anders dargestellt 
Langemann selbst hat bei seiner Vernehmung 
ausgefuhrt. seine Tatigke1t bei der Olympiade 
in Munchen sei keine Fortsetzung seiner fruhe­
ren Olymp1a-Tci.tigkeit gewesen Es habe sich 
um einen völlig neuen. anders gearteten Tat1g­
keitsbere1ch gehandelt Langemann bestat1gt 
mit seiner Aussage aber 1nd1rekt daß er fur den 
Bundesnachrichtendienst bei fruheren Olym­
piaden tatig war 

Es steht nach Ansicht der M1nderhe1t des Un­
tersuchungsausschusses aufgrund der Zeugen­
aussagen eindeutig fest. daß die !n1t1at1ve. pus 
dem Bundesnachrichtendienst auszuschefden 
und bei den Olympischen Spie!en 1n rv1unchen 
tci.t1g zu werden. von Langemann selbst aus­
ging. und daß er es war. der sich deswegen an 
den frliheren Kultusminister Dr Ludwig Huber 
mit der Bitte um Unterstutzung seines Anlie­
gens wandte_ So hat Langemann 1m Untersu­
chungsausschuß selbst ausgesagt er habe 
Dr. Ludwig Huber 1m Fruhsommer 1969 darauf 
angesprochen. ob er nicht bei den Olympi­
schen Spielen in ML.inchen eingesetzt werden 
könne_ Oie Aussage Langemanns. die ln1tiat1ve 
sei von 1hm ausgegangen. wurde best.3.tigt 
durch die Aussagen der Zeugen Wessel (fruhe­
rer Pras1dent des BNDI und des Abte1lungsle1-
ters Kurts Weiß Beide erklci.rten 1m Untersu­
chungsausschuß. daß die d1esbezUgl1chen In­
itiativen von Langemann selbst ausgegangen 
seien 

Oie Motive Dr_ Langemanns fur sein Ausschei­
den aus dem BND konnten 1edoch nach Ansicht 
der Minderheit bisher nicht h1nre1chend geklart 
werden Langemann selbst hat zwar im Unter­
suchungsausschuß ausgesagt. er habe seine 
Tätigkeit in Rom aus kl1mat1schen GrUnden un­
bedingt beenden wollen und mussen. Diese 
Aussage erscheint der Ausschußminderheit je­
doch wenig glaubwurd1g Denn auf der and<!ren 
Seite besitzt Dr. Langemann an cier Cote Azur 
ein Haus. 1n dem er mehrere Wochen 1m Jahr 
verbringt W.3.re das Klima 1n Rom fUr ihn uner­
träglich, hätte er sich mit S1cherhe1t auch einen 
anderen Ferienort als die Cote Azur ausge­
sucht. Der Wunsch Langemanns. seine Tätig­
keit in Rom zu beenden. mußte andere Ursa­
chen haben In diesem Zusammenhang ist die 
Aussage des Zeugen Saupe einschlagig. Dieser 
Zeuge sagte nämlich aus. fur die diesbezügli­
che Entscheidung Langemanns seien nachrich­
tendienstliche Vorgänge in Rom ausschlagge­
bend gewesen Zum einen handle es sich dabei 
um den Sicherheitsfall .. Otto·· Bei diesem Si­
cherheitsfall habe Langemann 1n einer Weise 
operiert. die ihn enttarnt habe. Er habe deswe­
gen nicht mehr in Rom bleiben können. Zum 
anderen seien auch .. schwarze Kassen"" m1tent­
scheidend gewesen_ Diese Aussage des Zeu­
gen Saupe wurde zwar von Langemann selbst 
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bestritten. Bestätigt wurde diese Aussage aber 
durch den Zeugen Heigl. Heigl erklärte, daß 
sowohl der Sicherheitsfall „Otto" wie auch die 
„schwarzen Konten" eine Rolle gespielt hätten. 
Heigl erklärte in diesem Zusammenhang, 
Langemann habe ihm einmal einen Kontoaus­
zug einer Schweizer Bank gezeigt. Das Konto 
habe einen Stand von über 600000 DM aufge­
wiesen. 
Langemann habe dazu erklart, es handle sich 
um BND-Gelder. Im übrigen wurde die Aussage 
des Zeugen Saupe zumindest andeutungswei­
se durch den früheren Abteilungsleiter des 
BND Dr. Weiß bestätigt, der im Untersuchungs­
ausschuß erklärte. die Ablösung Langemanns 
in Rom habe mit nachrichtendienstlichen zu­
sammenhängen zu tun. Weitergehende Aus­
künfte verweigerte der Zeuge Weiß 1edoch un­
ter Hinweis auf seine Aussagegenehmigung. 

Dieser Wunsch Langemanns, aus dem BND 
auszuscheiden und eine Tätigkeit bei den 
Olympischen Spielen zu übernehmen, korre­
spondierte „glücklicherweise" mit Vorstellun­
gen des Präsidenten des Organisationskomi­
tees der Olympischen Spiele, des Zeugen 
Daume Nach der Aussage des Zeugen 
Dr. Ludwig Huber, hat der Zeuge Daume 1m 
Winter 1968/69 die Idee entwickelt, daß 1m 
Olympischen Komitee jemand benot1gt werde, 
der Informationen über Störversuche sammle. 
Diese Entwickluog wurde auch von dem Zeu­
gen Daume bei seiner Vernehmung bestätigt. 
Ob nun Dr. Ludwig Huber oder Dr. langemann 
den Präsidenten Daume darauf hingewiesen 
haben, daß eine derartige Stelle notwendig sei. 
oder ob Präsident Daume diesen Plan von 
selbst entwickelte und Dr. Huber Herrn Lange­
mann von diesem Plan informierte. konnte nicht 
geklärt werden. Dies erscheint jedoch auch an­
gesichts des Untersuchungsauftrags irrelevant. 

Fest steht jedenfalls nach den Zeugenaussa­
gen, daß, nachdem diese Idee geboren war, es 
der Zeuge Dr. Ludwig Huber war, der Herrn Dr. 
Langemann für diese Stelle im Organisations­
komitee des Olympischen Komitees vorge-
9€Jhlagen hat. Der ursprüngliche Plan ging da­
hin, Herrn Dr. Langemann entweder im Bun­
deskanzleramt oder im Bundesinnenministe­
rium zu etablieren. Dr. Ludwig Huber hatte die­
sen Vorschlag dem damaligen Bundeskanzler 
Dr. Kiesinger in einem handschriftlichen Brief 
unterbreitet. Oie Bundesregierung lehnte je­
doch diesen Vorschlag ab. Auch nach dem Re­
gierungswechsel in Bonn im Jahr 1969 verblieb 
es bei dieser ablehnenden Haltung. Der Zeuge 
Dr. Ludwig Huber führte als Begründung hier­
für an, daß es für sinnvoller gehalten wurde, Dr. 
Langemann wegen der örtlichen Nähe bei einer 
bayerischen Behörde und nicht bei einer Bun­
desbehörde anzusiedeln. Es wurde daraufhin 
im Bayerischen Nachtragshaushalt 1970 im 
Kultusministerium eine neue Ministerialdiri­
gentenstelle der Besoldungsgruppe B6 ge­
schaffen. Diese Stelle wurde durch Kabinetts­
beschluß vom 10. November 1970 mit Dr. Lan­
gemann besetzt. 

Vorausgegangen war ein Briefwechsel zwi­
schen dem Bayerischen Kultusminister 
Dr. Ludwig Huber und dem Bundeskanzleramt 
Mit Schreiben vom 23. September 1970 an den 
Chef des Bundeskanzleramtes bat Kultusm1n1-
ster Dr. Ludwig Huber darum, Dr. Langemann 
mit Wirkung vom 1. 0 ktober 1970 an das Baye­
rische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus zu versetzen. Gleichzeitig wurde das 
Bundeskanzleramt um die Zusicherung gebe­
ten, Herrn Dr. Langemann nach der Olympiade 
wieder in den Bundesdienst ri.JckzuUberneh­
men, und zwar unter Übertragung eines Amtes 
der Besoldungsgruppe B 3, eventuell eines Am­
tes der Besoldungsgruppe B 6. Diese Zusiche­
rung wurde vom Bundeskanzleramt verweigert 
Das Bundeskanzleramt teilte Dr. Ludwig Huber 
mit Schreiben vom 12. Oktober 1970 mit. daß, 
falls Dr. Langemann auf der Rückübernahm~ 
bestehe. man sich außerstande sehe, ihn zu 
versetzen. Dr. Ludwig Huber verzichtete dar­
aufhin auf die Zusicherung der Rückubernah­
me. Er teilte dem Bundeskanzleramt mit 
Schreiben vom 27. Oktober 1970 mit. daß das 
Bayerische Staatsministerium 1Lir Unterricht 
und Kultus auf die Frage der Rückversetzung 
Langemanns in den Bundesnachrichtendienst 
zu gegebener Zeit zurückkommen werde Das 
Bundeskanzleramt verfügte dann am 6 No­
vember 1970 die Versetzung Dr Langemann in 
den bayerischen Staatsdienst. Ungewöhnlich 
an diesem ganzen Briefwechsel ist. daß zwar im 
Bundeskanzleramt die Angelegenheit auf Be­
amtenebene abgewickelt wurde, auf der bayeri­
schen Seite jedoch sämtliche Briefe vom Baye­
rischen Kultusminister selbst geschrieben wur­
den. Der Zeuge Ohlsson (Ministerialdirektor im 
Bundesdienst) erklärte hierzu 1m Untersu­
chungsausschuß, es habe sich bei dem ganzen 
an sich um einen Routinevorgang gehandelt. 
Man sei deswegen außerordentlich erstaunt 
gewesen, daß die Angelegenheit auf bayeri­
scher Seite von dem Minister selbst betrieben 
werde. Auch dieser Briefwechsel macht deut­
lich, mit welchem Engagement Dr. Ludwig Hu­
ber die Versetzung Dr. Langemanns betrieb 

Dr. Langemann bezog dann ein Buro in de'r 
Bruckmannstraße in München. Gleichzeitig 
wurden im bayerischen Staatsdienst 3 weitere 
Angestelltenstellen für dieses Büro geschaffen. 
die samt und sonders mit ehemaligen BND-Mit­
arbeitern besetzt wurden. 

Die Position Langemanns beim Organisations­
komitee wurde im Untersuchungsausschuß als 
die eines „außenlandsnachrichtendienstlichen 
Beraters" bezeichnet. In den Akten des Bun­
deskanzleramtes wird der Aufgabenbereich des 
Herrn Dr. Langemann wie folgt beschrieben 
„Beobachtung und Auswertung aller gegen die 
Olympischen Spiele ge,ichteten Angriffe. so­
wie Vorschläge, wie dem zu begegnen sei." 

b) Die Einflußnahme Dr. Ludwig Hubers und seine 
Beziehungen zu Dr. Langemann 

Die dem Untersuchungsausschuß vorliegen­
den Akten und die einschlägigen Zeugenaus-
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sagen ergeben eindeutig. daß es der fruhere 
Bayerische Kultusminister Dr Ludwig Huber 
war. der die Versetzung Dr. Langemann in den 
bayerischen Staatsdienst mit großem Engage­
ment betrieben hat. Dieses Engagement kann 
nicht allein durch die Tätigkeit Dr. Hubers als 
Vizepräsident des Organisationskomitees er­
klärt werden. Es findet vielmehr seine Erklärung 
in dem Verhältnis zwischen Dr. Huber und Dr. 
Langemann. So hat der Präsident des Bayeri­
schen Obersten Rechnungshofs. der Zeuge 
Karl Mann. ausgesagt. daß sich Dr. Huber für 
Dr. Langemann eingesetzt hat. Ministerialdirek­
tor Ohlsson hat erklärt, die Versetzung habe im 
Interesse Hubers gelegen. Der Präsident des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz Dr. Ri­
chard Meier bezeichnete die Versetzung 
Langemanns als ein "Unternehmen Lange­
mann /Huber". 

Langemann selbst hat 1m Untersuchungsaus-
schuß ausgesagt. daß sich zwischen ihm und 
Dr. Huber ein freundschaftliches Verhältnis 
entwickelt habe. das aber immer sehr korrekt 
geblieben se1. Auf einem vom Zeugen Bissinger 
zur Verfügung gestellten Tonband bezeichnet 
Langemann Herrn Dr. Huber als seinen Freund, 
zu derr er gute Beziehungen besitze. Wesent­
lich drastischer hat sich der Zeuge He1gl bei 
seiner Vernehmung ausgedrückt. Er bezeichne­
te Dr. Ludwig Huber als den "politischen Schie­
nenverleger· des Dr. Langemann. Der Zeuge 
Heigl hat ferner ausgesagt, daß Langemann ihn 
auf den Vorhai•. daß er. Langemann, doch Dr. 
Huber dankbar sein müsse, erklärt habe. daß es 
genau umgekehrt sei Diese Aussage des Zeu­
gen He1gl wurde jedoch von Dr. Langemann bei 
dessen Vernehmung als Unsinn abgetan 

Dr. Langemann und Dr Ludwig Huber hatten 
sich im Jahre 1966 bei einem Winterurlaub i01 
der Nähe von Innsbruck kennengelernt. Es 
entwickelten sich bald freundschaftliche Be­
ziehungen. Nach den eigenen Angaben 
Dr. Ludwig Hubers hat er Dr. Langemann auch 
bei Auslandsreisen mehrmals getroffen. so z.B. 
1967 bei einer Reise nach Tokio und Montreal 
entweder in Tokio oder in Hongkong und 1968 

' bei einem Zwischenaufenthalt auf dem Rück­
flug von Mexiko wieder um in Tokio oder in 
Hongkong. 1972 begleitete Dr. Langemann 
Dr Huber auf einer Reise zu den Olympischen 
Spielen in Saporro. An weitere gemeinsame 
Reisen konnte sich Dr. Huber nicht erinnern. Er 
räumte jedoch ein, Dr. Langemann auch mehr­
mals in Italien getroffen zu haben. Der Sicher­
heitschef der Firma Siemens. der Zeuge Bauer. 
hat ausgesagt, daß sich Dr. Langemann und 
Dr. Huber auch in Südfrankreich getroffen ha­
ben. Der Zeuge Saupe hat ausgesagt, Dr. Huber 
und Dr. Langemann hätten im Jahre 1968 eine 
Fernostreise in Papeete auf Tahiti unterbro­
chen. Hinweise darauf. was beide dort zu erle­
digen hatten. ergäben sich aus Langemanns 
Roman "KatzenschlossM'. Da dieser Roman 
bislang dem Untersuchungsausschuß nicht 
vorliegt, konnte diese Aussage nicht weiter ver­
folgt werden Oie Aussage des Zeugen Heigl, 

Dr. Langemann habe Minister Dr Huber bei ei­
ner Reise finanziell ausgehalten. wurde von 
Dr. Langemann bei seiner Vernehmung bestrit­
ten. Weitere Hinweise in dieser Richtun:J lagen 
dem Untersuchungsausschuß nicht vor. 

Eine Zusammenschau sämtlicher Zeugenaus­
sagen ergibt jedenfalls eindeutig, daß Dr. Lan­
gemann in freundschaftlichen Beziehungen zu 
Dr. Ludwig Huber stand. Diese Beziehungen 
waren auch nicht etwa mit dem Ausscheiden 
Dr. Ludwig Hubers aus dem bayerischen Kabi­
nett beendet. So hat z.B. die Zeugin Ursula Bar­
onner ausgesagt. daß Dr. Huber immer wieder 
mit Dr. Langemann telefoniert habe. auch wäh­
rend seiner Zeit in der Bayerischen Landes­
bank. 

Diese freundschaftlichen Beziehungen zu 
Dr. Langemann waren auch Veranlassung für 
Dr. Huber sich derart stark und engagiert füJ die 
Versetzung Dr. Langemanns 1n den bayeri­
schen Staatsdienst einzusetzen Hierfür spricht 
auch der handschriftliche Brief Dr. Hubers an 
den damaligen Bundeskanzler Dr. Kiesinger 
Das Ausmaß dieses Engagement wird auch 
deutlich auf einem Fernschreiben des Zeugen 
Dr. Hans-Jochen Vogel an den Bundesminister 
Dr. Enmke. In diesem Fernschreiben führt 
Dr. Vogel folgendes aus 

"1 n diesen Tagen bat mich nun Herr Staatsmini­
ster Dr. Huber telefonisch um meine Interven­
tion zu Gunsten von Herrn Langemann. ein 
recht ungewöhnlicher Vorgang, wenn man be­
denkt, daß mich Herr Dr. Huber in den letzten 4 
Jahren nicht ein einziges Mal unmittelbar ange­
rufen hat." 

Für die Ausschußminderhe1t steht aufgrund der 
vorliegenden Beweise unzweifalhaft fest. daß 
das außergewöhnlich starke Engagement des 
damaligen Kultusministers Dr. Ludwig Huber. 
der Dr Langemann freundschaftlich verbunden 
war. den entscheidenen Ausschlag für das 
überwechseln Dr. Langemanns in den bayeri­
schen Staatsdienst gegeben hat 

Nicht aufgeklärt ist für die Ausschußminderheit 
die Frage, welcher Art die Beziehungen des 
HermDr. Huber zum Bundesnachrichtendrtlnst 
waren. Oie Ausschußminderheit erachtet es 
zumindest nicht als üblich. daß der Kultusmini­
ster eines Bundeslandes rege Kontakte zu Aus­
landsagenten des BND unterhält. So kannte 
Dr. Ludwig Huber nach seiner eigenen Aussage 
den seinerzeit für den BND in Rom tätigen Emil 
Marquese de Mistura. Dr. Huber traf ihn hin und 
wieder in Rom, aber auch außerhalb von Rom, 
und in München. Auf einem von der Zeitschrift 
"Konkret" abgedruckten Foto sind Dr. Ludwig 
Huber und Emil Marquese de Mistura zu erken­
nen. Dieses Foto ist nach der ei~n Aussage 
Dr. Langemanns von ihm gemacht worden. und 
zwar mit ziemlicher Sicherheit in Hongkong. 
Nach den Angaben Dr. Langemanns trafen sich 
Dr. Huber und der Marquese de Mistura auf ei­
ner der beiden Fernostreisen. Dr. Ludwig Huber 
selbst wollte bei seiner Aussage nicht aus­
schließen. daß er mit de Mistura eine Schiffsrei-
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se unternommen habe. Die Zeugin Kornberger 
hat ausgesagt. daß ihr Dr. Langemann erzählt 
habe. er habe während der BND-Zeit Reisen un­
ternommen. Reisen, bei denen Dr. Huber und 
Marquese de Mistura dabei waren 

Dr Ludwig Huber kannte aber nicht nur den 
Marquese de Mistura. Auf einem weiteren Foto, 
das anläßlich des Besuchs der CSU-Landtags­
fraktion 1n Rom aufgenommen worden ist. sind 
der Papst, Dr. Ludwig Huber und der für den 
BND 1m Vatikan tätige Monsignore Professor 
Dr. Arist1de Brunello zu erkennen. Dr. Huber hat 
bei seiner Vernehmung e1ngeraumt, daß er Pro­
fessor Dr. Aristide Brunello kannte. Auf alle wei­
teren Fragen hinsichtlich dieser Bekanntschaft 
hat dann Dr Ludwig Huber Jedoch unter Hin­
weis auf seine Aussagegenehmigung die Aus­
sage verweigert. Ob die Einsichtnahme 1n die 
"8ge- und Ringbücher des Dr. Langemann in­
soweit weitere Aufklärung bringen kann, bleibt 
abzuwarten Im übrigen hält die Ausschußmin­
derheit auch die Vernehmung des Professors 
Brunello für dringend geboten. 

c) Das Schreiben Dr. Ludwig Hubers an Bundes­
kanzler Dr. Kiesinger 

Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß sich 
Dr. Ludwig Huber mit einem handschriftlichen 
Schreiben bei Bundeskanzler Dr. Kiesinger für 
die Verwendung Dr Langemanns bei der 
Olympiade eingesetzt hat. Die Zeitschrift "Kon­
kret" hatte ein derartiges Schreiben abge­
druckt. Dieses in "Konkret" abgedruckte 
Schreiben trug das Datum des 11. 8., eine Jah­
resangabe fehlt. Aus dem Zusammenhang ist 
jedoch klar ersichtlich. daß es sich nur um das 
Jahr 1969 handeln kann. In den vom Bundes­
kanzleramt zur Verfügung gestellten Akten fin­
det sich ebenfalls ein handschriftliches Schrei­
ben Dr. Ludwig Hubers an Bundeskanzler 
Dr. Kiesinger. Dieses Schreiben trägt allerdings 
das Datum des 15.8. Es beschäftigt sich mit 
demselben Inhalt. ist jedoch in den Formulie­
rungen wesentlich bestimmter. als das in "Kon­
kret" abgedruckte Schreiben. Es steht somit 
eindeutig fest, daß Dr. Ludwig Huber zwei der­
aotige Schreiben handschriftlich verfaßt hat, 
und zwar bei einer Mittelmeerschiffsreise. 
Dr. Huber hat bei seiner 2. Zeugenaussage er­
klärt. daß er im Besitz des Originals des in 
"Konkret" abgedruckten Schreibens ist. 
Dr. Huber hat also das Schreiben vom 11. Au­
gust 1969. das in "Konkret" abgedruckt ist, 
nicht abgesandt. Abgesandt wurde nur das 
Schreiben vom 15. August 1969. Aufgrund der 
Aussagen der Zeugen Heigl und Saupe steht 
fest, daß Dr. Langemann dem Zeugen Heigl 
eine Kopie des Schreibens vom 11. August 1969 
übergeben hat. Die Frage, warum Dr. Huber das 
Schreiben vom 11. August 1969 nicht abge­
sandt hat und ein neues Schreiben mit be­
stimmterem Inhalt verfaßt hat, das dann abge­
sandt wurde, konnte ebenso nicht geklärt wer­
den, wie die Frage, wie Dr. Langemann in den 
Besitz dieses Schreibens gekommen ist. Auf­
grund dereigenen Einlassung Dr. Langemanns, 
die von Dr. Huber bestätigt wurde, nahm 

Dr. Langemann an dieser Schiffsreise nicht teil 
Begleitet wurde Dr. Huber allerdings bei dieser 
Schiffsreise von einem erwachsenen Sohn des 
Marquese de Mistura. Dr. Huber halt es fu r mog­
lich, daß er den Brief in Rom an Dr. Langemann 
weitergegeben habe. mit der Bitte. diesen Brief 
mit dem Kuriergepäck der Deutschen Botschaft 
befördern zu lassen. Dr. Huber konnte keinen 
Grund dafür angeben. warum das Schreiben 
vom 11. August 1969 nicht abgesandt wurde 
und ein neues Schreiben mit bestimmterem In­
halt verfaßt wurde. Er wollte allerdings nicht 
ausschließen. daß er diesen Brief mit Dr Lan­
gemann in Rom besprochen hat. Mit seinem 
Wissen seien allerdings keine Kopien von die­
sem Brief gemacht worden 

Nach Überzeugung der Ausschußm1nderhe1t 
kann sich jedoch der Vorgang nur so abgespielt 
haben, daß Dr. Huber den ersten Brief vom 
11. August 1969 geschrieben und ihn dann 
Dr. Langemann gezeigt und mit ihm bespro­
chen hat. Anscheinend war Dr. Langemann mit 
den Formulierungen nicht zufrieden Er 
wünschte wohl etwas bestimmtere Formulie­
rungen, um seinem Anliegen. bei den Olympi­
schen Spielen tätig zu sein. mehr Nachdruck zu 
verleihen. Dr. Ludwig Huber schrieb daraufhin 
den Brief vom 15. August 1969, der dann abge­
sandt wurde. Auch dieser Vorgang macht deut­
lich, wie eng das Verhältnis Dr. Hubers zu 
Dr. Langemann war und mit welchem Engage­
ment und Nachdruck diese Angelegenheit be­
trieben hat. 

d) Das Interesse des Bundesnachrichtendienstes 
an der Tätigkeit Dr. Langemanns bei den Olym­
pischen Spielen 

Es wurde bereits darauf h1ngew1esen daß 
Dr. Langemann bei früheren Olympiaden fur 
den Bundesnachrichtendienst im Ausland t.3.tig 
war. Eine derartige Tätigkeit des Bundesnach­
richtendienstes bei den Olympischen Spielen in 
München war nicht möglich. da es sich dabei 
um verbotene lnlandsaufklarung des Bundes­
nachrichtendienstes gehandelt hätte und die 
sozialliberale Bundesregierung nach 1969 un­
mißverständlich deutlich gemacht hatte. dall 
sie Überschreitungen des Kompetenzbereiches 
des Bundesnachrichtendienstes. wie früher ge­
schehen, nicht mehr hinnehmen werde. Bei 
dieser Ausgangssituation bestand natürlich im 
Bereich des BND Interesse an der Tätigkeit 
Dr. Langemanns bei den Olympischen Spielen. 
Dies wurde auch von den Zeugen bestätigt, die 
aus dem BND-Bereich kommen. Der frühere 
Präsident des BND, der Zeuge Gerhard Wessel. 
bestätigte, daß die Tätigkeit Langemanns für 
den BND von Interesse gewesen sei. z.B. da­
hingehend, daß der BND Hinweise erhalten 
könne und Kontakte vermittelt erhalte. Der frü­
here Abteilungsleiter beim BND der Zeuge 
Dr. Weiß, sagte aus, daß der BND ein Interesse 
an der Besetzung dieser Stelle mit einer Person 
gehabt habe, mit der man habe zusammenar­
beiten können. Dr. Langemann sagte aus, daß 
erden BND-Präsidenten Wessel über seine Ab­
sicht, bei den Olypmischen Spielen tätig zu 
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werden. 1 nformiert habe. Wessel habe diese Ab­
sicht begrüßt und erklärt: 'Dann hätten wir da 
auch unseren Fuß oder unsere Hand drin." 

Für die Ausschußminderheit steht fest, daß die 
Initiative zur Übernahme dieser Tätigkeit zwar 
von Dr Langemann ausgegangen ist. daß 
Dr. Ludwig Huber die Angelegenheit mit sei­
nem Einsatz vorangetrieben hat. daß das ganze 
aber vom BND mit großem Interesse und 
Wohlwollen gesehen wurde. 

Dieses Interesse des BND ergibt sich auch ein­
deutig aus mehreren von dem Zeugeri Saupe 
dem Untersuchungsausschuß vorgelegten 
Briefen. Es handelt sich dabei um ein Schreiben 
Dr. Langemanns vom 23. September 1969 an 
den Präsidenten Wessel. um ein weiteres 
Schreiben Dr. Langemanns an Wessel vom 15. 
Dezember 1969 und um ein Schreiben des Zeu-

~·gen Weiß vom 25. März 1970 an Dr. Langemann. 
In diesem letzteren Schreiben bezeichnet der 
Zeuge Weiß Dr Langemann als "unseren 0-
Beauftragten". was ja wohl nichts anderes be­
deuten kann. als Olympia-Beauftragten des 
BND. Dieses Schreiben ist dem Zeugen Weiß 
bei seiner 2. Vernehmung vorgehalten worden. 
Er erklärte dazu. daß es eine derartige Funktion 
eines Olympia-Beauftragten beim BND nicht 
gegeben habe. Der Zeuge Weiß wollte die von 
ihm gewahlte Formulierung damit erklären. daß 
er lediglich auf das Interesse des BND an der 
Tätigkeit Langemanns bei den Olympischen 
Spielen hinweisen wollte. Insoweit besteht ein 
gewisser Widerspruch LU der Aussage des frü­
heren Präsidenten des Bayerischen Landesam­
tes für Verfassungsschutz. des Zeugen Dr. Zieg­
ler. Dr. Ziegler sagte nämlich vor dem Untersu­
chungsausschuß aus, daß sich bei ihm Dr. Lan­
gemann in etwa im April 1970 vorgestellt habe, 
und zwar als Verbindungsmann des BND zum 
Olympischen Komitee. Zu dieser Zeit war Dr. 
Langemann noch beim BND tätig. Ob es nun 
beim BND tatsächlich die Funktion eines 
Olympia-Beauftragten gegeben hat und ob 
Dr. Langemann diese Funktion auch nach sei­
nem überwechseln in den bayerischen Staats­
dienst noch ausübte. konnte vom Ausschuß 

•nicht hinreichend geklärt werden. Angesichts 
der Beschränkungen in den Aussagegenehmi­
gungen bestehen auch wenig Aussichten, daß 
insoweit eine weitere Aufklärung möglich ist 

e) Die Tätigkeit Dr. Langemanns während der 
Olympischen Spiele in München 

Nach den Aussagen Dr. Langemanns bestand 
seine Tätigkeit während der Olympischen Spie­
le darin, Störfaktoren für die Olympischen Spie­
le auszuloten, teils in Anlehnung an den Bun­
desnachrichtendienst, teils in eigener Informa­
tionsgewinnung. Während der Zeit dieser Tä­
tigkeit war er Beamter des Freistaates Bayern 
im Bayerischen Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus. Über die Ergebnisse seiner 
Beobachtungstätigkeit hatte er Berichte zu fer­
tigen. Der Präsident des Organisationskomi­
tees. der Zeuge Daume, hat ausgesagt, daß die 

Berichterstattung nur an ihn erfolgen solle. 
nicht einmal an die anderen Vizepräsidenten 
des Organisationskomitees Tatsächlich hat 
aber Dr. Langemann nach seiner Aussage die 
Berichte nicht nur dem Präsidenten des Orga­
nisationskomitees Daume zur Verfügung ge­
stellt. Eine Reihe von Berichten gingen auch an 
Dr. Ludwig Huber und an den CSU-Landesvor­
sitzenden Dr Franz-Josef Strauß Kann man 
vielleicht gerade noch Verständnis dafür auf­
bringen, daß Dr. Langemann diese Berichte an 
Dr Ludwig Huber weitergegeben hat. nicht nur 
wegen der freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen beiden. sondern auch weil Dr. Ludwig 
Huber zum einen Vizeprasident des Organisa­
tionskomitees und zum anderen als Bayeri­
schen Kultusminister bis 1970 der Dienstherr 
Dr. Langemanns war, so fehlt der Ausschuß­
minderheit jedoch iegliches Verständnis dafür. 
daß Dr. Langemann diese Berichte auch an aen 
CSU-Landesvorsitzenden weitergegeben hat 
Franz-Josef Strauß hatte im Organisationsko­
mitee keinerlei Funktion. Dr. Langemann hat 
mit der Weitergabe dieser Berichte an Franz­
Josef Strauß eindeutig seine Kompetenzen 
überschritten und gegen seine Dienstpflicht 
verstoßen. 

Über den Inhalt und die Bedeutung dieser Be­
richte gibt es w1dersprüchl1che Aussagen Der 
Zeuge Daume bezeichnete die Berichte als 
nicht viel aufschlußreicher als das ohnehin bei 
ihm vorhandene Wissen. Der Zeuge Dr. Strauß 
erklärte. daß er bei der Lektüre dieser Berichte 
den Eindruck gewonnen habe. daß er persön­
lich über bessere Informationsquellen verfüge. 
Der Zeuge Dr. Richard Meier. zur damaligen 
Zeit Abteilungsleiter im Bundesnachrichten­
dienst und heute Präsident des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz, räumte diesen Berich­
ten jedoch bei seiner Aussage größeres Ge­
wicht ein. Nach seiner eigenen Aussage hat 
Dr Langemann fast sämtliche Berichte auch an 
Dr. Meier im Bundesnachrichtendienst weiter­
gegeben. Auch dies stand im Widerspruch zu 
der Weisung des Präsidenten Daume. 

Einen Teil der in diesen Berichten enthaltenen 
lnform,ationen bezog Dr Langemann von ei~e­
nen Informanten und V-Leuten, die mit bayeri­
schen Staatsgeldern bezahlt wurden. Auf die 
Frage, ob es sich bei diesen Informanten um 
ehemalige BND-Agenten gehandelt habe, er­
widerte Dr. Langemann: "Das waren Personen, 
die in meinem Gesichtsfeld standen von frü­
her." Dr. Langemann hat also während der 
Olympischen Spiele mit Informanten zusam­
mengearbeitet, die er von seiner früheren BND­
Tätigkeit kannte. 

Nach übereinstimmenden Zeugenaussagen 
hatte Dr. Langemann keinerlei Informationen 
hinsichtlich der Terroraktion der Palästinenser 
während der Olympischen Spiele 

Am 10. August 1970 entschied Kultusminister 
Dr. Huber, daß das "Koordinierungsreferat 
Olympische Spiele" unmittelbar ihm selbst un­
terstellt werde. Anträge auf Dienstreisen waren 
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deshalb unmittelbar über den Persönlichen Re­
ferenten des Herrn Dr. Huber einzureichen. Die 
Überprüfung der Operationskosten war dem 
Präsidenten des Bayerischen Obersten Rech­
nungshofes vorbehalten. Aufgrund der Aussa­
ge des Ministerialdirektors Dr. Schnerr steht 
fest, daß Dr. Langemann im Jahre 1971 insge­
samt 91 254,00 DM und 1972 insgesamt 
108 491,00 DM an operativen Kosten ausgege­
ben hat, d.h. zur Bezahlung von Informanten 
und V-Leuten. Die jeweiligen Abrechnungen 
waren nur dienstliche Versicherungen des 
Herrn Dr. Langemann. Sie mußten lediglich in­
haltlich schlüssig und rechnerisch in Ordnung 
sein. Weitere Nachprüfungen 1m Kultusministe­
rium hat es nicht gegeben. Nach der Aussage 
des Herrn Dr. Schnerr soll allerdings eine Über­
prüfung durch den Bayerischen Obersten 
Rechnungshof erfolgt sein. Ob von Dr. Lange­
rll'ann insoweit Gelder sachfremd verwendet 
worden sind, konnte vom Ausschuß bisher 
nicht geklärt werden, da die hierfür erforderli­
chen Unterlagen dem Ausschuß bisher nicht 
zur Verfügung standen. 

Während der gesamten Zeit hat Dr. Langemann 
Dienstreisen nach Kopenhagen, Bonn, Paris, 
Rom (2 Dienstreisen). Wien (5 Dienstreisen), 
Zürich, Bern und Japan unternommen. 

Die Zeugin Dr. Erika von Bülow, die früher beim 
BND beschäftigt war, ab 1. Januar 1971 Mitar­
beiterin Dr. Langemanns während der Olympi­
schen Spiele war, im Mai 1972 in das Bayerische 
Staatsministerium der Finanzen überwechselte 
und seit Mitte 1977 bei der Bayerischen Lan­
desbank beschäftigt ist. verneinte bei ihrer er­
sten Vernehmung die Frage, ob sie auch bei der 
Beschaffung von Informationen in dem Sinne 
selbst tätig gewesen sei, daß sie Reisen ge­
macht habe. Aus der Überwachungsliste der 
Dienstreisen ergibt sich jedoch, daß die Zeugin 
von Bülow 5 Dienstreisen nach Rom und 1 
Dienstreise nach Nizza unternommen hat. Die­
se Liste wurde der Zeugin von Bülow bei ihrer 
zweiten Vernehmung vorgehalten. Sie konnte 
sich dennoch nicht an Reisen nach Rom erin­
nern, erklärte lediglich, daß, falls derartige Rei­
sl!n wirklich stattgefunden hätten, sie sich in 
Rom mit Professor Dr. Aristide Brunelle getrof­
fen haben müsse. Erinnern konnte sich die 
Zeugin von Bülow bei ihrer zweiten Verneh­
mung jedoch an eine Reise nach Nizza und an 
eine weitere Reise nach NewYork, die aller­
dings in der Überwachungsliste nicht enthalten 
ist Die Zeugin von Bülow ergänzte dann aller­
dings ihre Aussage mit Schreiben vom 2. Juli 
1982 dahingehend, daß sie zusammen mit 
Dr. Langemann in Rom gewesen sei. Sie seien 
dort auch mit der CSU-Landtagsfraktion zu­
sammengetroffen. Dabei habe sie zumindest 
ein Gespräch mit dem damaligen italienischen 
Ministerpräsidenten und der Fraktionsspitze 
der Democrazia Christiana gedolmetscht Nach 
der Überzeugung der Ausschußminderheit war 
die Zeugin Dr. von Bülow bei der Informations­
beschaffung zumindest insoweit beteiligt, daß 
sie ständige Kontaktperson zu dem Langemann-

Informanten Professor Dr. Aristide Brunelle 
war, jedenfalls in der Zeit während der Olympi­
schen Spiele. 

Aus der Abrechnungsliste der Dienstreisen des 
Dr. Langemann ergibt sich. daß er im Januar 
1972 für eine Dienstreise nach Japan ca. 
10500.- DM ausgegeben hat. Am 16 August 
1971 hat Dr. Langemann eine weitere Reise mit 
einem Betrag von 10 824.82 DM abgerechnet 
Wohin diese Reise ging, konnte bisher nicht ge­
klärt werden. Nachdem sämtliche Dienstreisen 
von Dr. Ludwig Huber befürwortet werden muß­
ten und auch befürwortet wurden. dürfte inso­
weit eine erneute Vernehmung von Dr. Huber 
Klarheit schallen. 

Nachdem sich in den letzten Tagen der Unter­
suchungsausschußtätigkeit herausgestellt hat, 
daß das Finanzgebaren Dr. Langemanns 1m In­
nenministerium ausgesprochen undurchsict"r! 
tig war. daß mit Tarnkonten gearbeitet wurde. 
und Langemann sogar Gelder auf ein Konto 
überwies. dessen Inhaber er selbst war. hält es 
die Ausschußminderhe1t für unbedingt erfor­
derlich, die Dienstreisen und die finanziellen 
Transaktionen Dr. Langemanns bereits wah­
rend seiner Zeit im Kultusministerium sorgfaltig 
zu überprüfen Dabei ist auch die Zeugin Stoger 
erneut zu vernehmen. Bei der Zeugin Stöger 
handelt es sich um eine ehemalige BND-Ange­
stellte, die dann während der Olympischen 
Spiele Mitarbeiterin Dr. Langemanns in dessen 
Büro in der Bruckmannstraße war. Die Zeugin 
Stöger hat bei ihrer Vernehmung die Frage. ob 
sie bei ihrer Tätigkeit in der Bruckmannstraße 
auch Finanzangelegenheiten zu erledigen ge­
habt habe, etwa Reisebestellungen oder Kar­
tenabrechnungen u.ä., diese Frage verneint 
Das Gegenteil ergibt sich jedoch aus den vorge­
legten Abrechnungen. Eine Vielzahl dieser Ab­
rechnungen ist von der Zeugin Stöger unteI­
schrieben und zwar mit dem Vermerk "sachlich 
und rechnerisch richtig". 

Interessant ist in diesem Zusammenhang noch. 
daß nach der Aussage des Ministerialdirektors 
Schnerr von Langemann nie ein Leistungs­
nachweis gefordert wurde. Er habe völlig selb; 
ständig gearbeitet, es habe auch keine Aufsicht 
gegeben. Ob und inwieweit Dr. Ludwig Huber 
Langemann kontrolliert und überwacht hat. 
konnte vom Ausschuß bisher nicht geklärt wer­
den. 

1) Der Wechsel Dr. Langemanns in das Bayeri­
sche Staatsministerium des Innern 

Da nach dem Ende der Olypischen Spiele eine 
Rückversetzung Dr. Langemanns in den Bun­
desdienst nicht in Frage kam, ein weiterer Ver­
bleib Dr. Langemanns im Kultusministerium 
wegen der völlig anders gearteten Tätigkeit 
Dr. Langemanns nicht möglich war. stand die 
Bayerische Staatsregierung vor der Frage. wie 
Dr. Langemann künftig verwendet werden soll­
te. Nach der Aussage des Zeugen Dr. Huber 
lehnte es der Bayerische Ministerpräsident Al­
fons Goppel ab. Dr. Langemann in die Staats-
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kanzlei zu übernehmen. Nach dessen VJrstel­
lung sollte Langemann in das Innenministerium 
überwechseln. Auch der Zeuge Dr. Huber hielt 
die Verwendung Dr. Langemanns 1m Innenmi­
nisterium für die sinnvollste Lösung. Der dama­
lige Innenminister Dr. Bruno Merk war nicht da­
von begeistert, Herrn Dr. Langemann als Mitar­
beiter im Innenministerium zu haben. Dr. Merk 
hat als Zeuge 1m Untersuchungsausschuß aus­
gesagt, er persönlich habe Herrn Langemann 
nach Möglichkeit abwehren oder verhindern 
wollen, weil er andere personelle Vorstellungen 
hatte und auch keinen persönlichen und 
menschlichen Kontakt zu Dr. Langemann ge­
funden habe. Dies sei aber bei einem derart ex­
ponierten Posten wichtige Voraussetzung. 
Trotz dieser Grundeinstellung habe er aber 
dann aufgrund des Einsatzes von Dr. Ludwig 
Huber für Langemann diesen akzeptiert. 

~-Dr. Ludwig Huber habe ihn schließlich als guten 
Mann dargestellt. 

Schwierigkeiten bereitete 1edoch die Frage, an 
welcher Stelle Herr Dr. Langemann im Innen­
ministerium verwendet werden sollte. Dr. Huber 
hatte seinem Amtskollegen Dr. Bruno Merk in 
einem Schreiben zwei Verwendungsmöglich­
keiten vorgeschlagen: Entweder solle Dr. Lan­
gemann die Leitung einer Abteilung im Innen­
ministerium übertragen werden oder er solle 
Pr%1dent des Landesamtes für Verfassungs­
schutz werden. Die letztere Position wäre nach 
den Vorstellungen von Ministerpräsident Gop­
pel und Innenminister Dr. Merk deshalb frei ge­
worden, weil sie die zur damaligen Zeit neu zu 
besetzende Stelle des Leiters der Polizeiabtei­
lung Dr Ziegler, dem Präsidenten des Landes­
amtes für Verfassungsschutz, übertragen woll­
ten. Nach der Aussage des Zeugen Dr. Goppel 
wollten jedoch weder er noch Dr. Merk Lange­
mann als Präsident des Landesamtes für Ver­
fassungsschutz sehen. Der Grund hierfür be­
stand darin, so die Aussage des Zeugen 
Dr. Goppel, daß Langemann dann die gesamte 
Agentenführung und die konkrete Aufklä­
rungsarbeit in der Hand gehabt hätte. Dr. Gop­
pel und Dr. Merk hielten die Stelle des Staats-

' schutzchefs für weniger schädlich. 

Um also Dr. Langemann im Innenministerium 
unterbringen zu können, wurde diese Stelle des 
Staatsschutzchefs mit B 6 geschaffen. Dr. Merk 
hat allerdings bei seiner Zeugenaussage darauf 
hingewiesen, daß die damaligen Entwicklun­
gen im Sicherheitsbereich das Ministerium oh­
nehin zu verstärkten Aktivitäten gezwungen 
hätten. Ob mit oder ohne Dr. Langemann wäre 
es zur Aktivierung dieses Aufgabengebietes 
gekommen. Dr. Merk hat allerdings auch er­
wähnt, daß dies vielleicht erst ein viertel oder 
ein halbes Jahr später erfolgt wäre. Ein be­
zeichnendes Schlaglicht auf den gesamten 
Vorgang wirft die Aussage des Zeugen Dr. Süß. 
An Dr. Süß wurde im Untersuchungsausschuß 
die Frage gerichtet, ob im Fall Langemann nicht 
ein für eine Behörde unüblicherWeg gegangen 
wurde, indem nicht für eine entsprechende Or­
ganisation des Ministeriums die entsprechen­
den Leutegesuchtwurden, sondern von Dr. Lan-

gemann mit seiner Besoldung ausgegangen 
wurde und dann eine entsprechende Organisa­
tion aufgeb1ut wurde. Diese Frage beantworte­
te Dr. Süß folgendermaßen "Das muß ich be1a­
hen" 

Jedenfalls wechselte dann Dr Langemann mit 
dem 1. November 1972 in das Innenministerium 
über. Er wurde Staatsschutzchef 1n Bayern zu­
sammenfassend ist beweiswürd1gend folgen­
des festzustellen Dr. Langemann wurde gegen 
den anfänglichen Widerstand des damaligen 
Ministerpräsidenten Dr. Alfons Goppel und des 
damaligen Innenministers Dr. Bruno Merk zum 
Staatsschutzchef in Bayern berufen. Beide ga­
ben ihren Widerstand aufgrunc des starken En­
gagements von Dr. Huber fur Dr Langemann 
auf. 

In diesem Zusammenhang soll noch auf einen 
weiteren Vorgang eingegangen werden. den 
Ministerprasident Dr. Strauß gegenüber der 
Augsburger Allgemeinen angesprochen hat. 
Min1sterpräs1dent Strauß hat laut Bericht der 
Augsburger Allgemeinen vom 8. 19_ Mai 1982 
folgendes erklärt "Ich habe damals als Partei­
vorsitzender mit Nachdruck darauf r.ingewirkt 
- zum Gluck auch mit Erfolg - daß Lange­
mann nicht Präsident des Landesamtes für Ver­
fassungsschutz geworden ist und damit nicht 
die Kontrolle über den Apparat erlangt hat.·· Je­
der unbefangene Leser mußte aus dieser Auße­
rung des Bayerischen Ministerpräsidenten den 
Eindruck gewinnen, daß er schon damals mit 
ungeheurer Weitsicht gegen Dr. Langemann 
vorgegangen ist. Diesen Eindruck zu erwecken 
war ja wohl auch der Sinn der Außerung von 
Dr. Strauß. Tatsächlich hat sich jedoch der ge­
samte Vorgang erheblich anders abgespielt 
Aufgrund der Beweiserhebungen 1m Untersu­
chungsausschuß steht folgendes fest: Zum 
damaligen Zeitpunkt war die Stelle des Leiters 
der Polizeiabteilung neu zu besetzen. Dr Gop­
pel und Dr. Merk wollten diese Stelle mit dem 
Präsidenten des Landesamtes für Verfas­
sungssschutz, Dr. Ziegler, besetzen. Andere 
Vorstellungen hatten der CSU-Arbeitskreis 
"Polizei" und der CSU-Landesvorsitzende 
Dr. Strauß. 

Beide wollten diese Stelle mit Herrn Krampol 
besetzen. Um dies zu erreichen, führte 
Dr. Strauß zwei Gesprache mit dem Bayeri­
schen Ministerpräsidenten Dr. Goppel. Dr. 
Goppel hat als Zeuge ausgesagt, daß es bei die­
sen Besprechungen nicht um Langemann ge­
gangen sei. Franz-Josef Strauß sei es immer 
nur um Krampol gegangen. Dr. Goppel erklärte 
in diesem Zusammenhang: "Langemann war 
dabei ein Abfallprodukt." Diese Äußerung ist 
dahingehend zu verstehen, daß die Besetzung 
der Polizeistelle mit Krampol zwangsläufig zur 
Folge hatte. daß Dr. Ziegler Präsident des 
Landesamtes für Verfassungsschutz bleiben 
mußte und diese Stelle nicht mit Dr. Lange­
mann besetzt werden konnte. Diese Aussage 
wurde bestätigt durch Dr. Bruno Merk, der 1m 
Untersuchungsausschuß erklärte. daß bei die­
ser Besprechung Dr. Langemann so gut wie 
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keine Rolle gespielt habe. Auch Franz-Josef 
Strauß räumte im Untersuchungsausschuß ein. 
daß es sich bei diesem Gesprach um kein Ant1-
Langemann-Gespr.3.ch. sondern um ein Pro­
Krampol-Gespräch gehandelt habe. Franz-Jo­
sef Strauß erklärte jedoch auch 1m Untersu­
chungsausschuß. er habe gegen Langemann 
als Präsidenten des Landesamtes fUr Verfas­
sungsschutz gesprochen. weil ihm der berufli­
che Werdegang Langemanns für diese Position 
als ungeeignet erschien. Den Widerspruch. der 
insoweit zu den Zeugenaussagen des Dr. Goo­
pel und des Dr. Merk besteht. erklarte Franz-Jo­
sef Strauß damit, daß er eben das oessere Ge­
dächtnis habe. Diese Aussage des Bayerischen 
Ministerprci.sidenten ist jedoch nach Ansicht 
der Mtnderheit mit einem Fragezeichen zu ver­
sehen. Denn Franz-Josef Strauß erläuterte sei­
ne Meinung. Langemann sei als Prci.sident des 
"'6ndesamtes für Verfassungsschutz ungeeig­
net. wie folgt: '"Der Posten des PrB.sidenten des 
Landesamtes für Verfassungsschutz erfordert 
die Durchführung bestimmter Aufgaben. die 
nichts mit operativen nachrichtendienstlichen 
Aufgaben zu tun haben· 

Tatsachlich ist es Jedoch so. daß gerade das 
Landesamt für Verfassungsschutz auch opera­
tiv tätig ist. während der Staatsschutzchef 1n 
Bayern, was Langemann ja dann wurde, opera­
tiv auf keinen Fall tcitig werden darf 

Die Außerung des Bayerischen M1n1sterpras1-
denten in der Augsburger Allgemeinen wurde 
1edenfalls durch die Beweiserhebung erheblich 
relativiert. Es war nicht die ··we1tsicht"' des da­
maligen CSU-Landesvorsitzenden. die Dr 
Langemann als Prci.s1dent des Landesamtes fUr 
Verfassungsschutz verhindert hat sondern 
vielmehr der Zufall. daß sich Franz-Josef 
Strauß fur Krampol einsetzte und damit 
Dr. Ziegler Pr.3.sident des Landesamtes bleiben 
mußte. 

g) Die Beförderungen des Dr. Langemann 

Dr Langemann kam 1m November 1970 als lei­
tender Regierungsdirektor mit A 16 in den baye­
rt.schen Staatsdienst. Im Kultusministerium 
wurde er im Ju 11 1971 nach B 3 befordert. Im Mai 
1973 wurde Dr. Langemann Staatsschutzchef 1n 
Bayern und gleichze1t1g nach B6 befordert. Oie 
Minderheit hält die schnelle Folge dieser Befor­
derungen für ausgesprochen ungewohnl1ch 
und nicht allein durch fachliche Leistungen er­
klärbar. Der Zeuge Dr. Ludwig Huber hat 1m Un­
tersuchungsausschuß versucht. den Eindruck 
zu erwecken, als habe er mit den Beförderun­
gen Dr. Langerr;anns nichts zu tun gehabt. So 
hat Dr. Ludwig Huber ausgesagt, er habe 
Langemann nicht zur Beförderung vorgeschla­
gen und habe auch selbst keine Beförderung 
veranlaßt. Dies mag zwar formal richtig sein. 
Denn die Beförderung nach B 3 hat der Nach­
folger Dr Ludwig Hubers im Kultusministe­
rium, Professor Dr. Hans Maier, vorgeschlagen 
Und der Vorschlag zur Beförderung nach B 6 
kam formal vom Innenministerium. Tatsächlich 

„ 

hat sich Dr Huber 1edoch auch bei den Befor­
derungen fUr Dr. Langemann eingesetzt 

Dr Langemann hat im Untersuchungsaus­
schuß selbst ausgesagt. daß Dr Huber ihm 
noch wclhrend der BND-Zeit. als immer wieder 
zwischen beiden die Olymp1a-Tat1gkeit erortert 
wurde. mitgeteilt habe. daß fur die nachrich­
tendienstliche Betreuung der Olympischen 
Spiele im Kultusminrsterium eine M1n1steriald1-
ngentenstelle geschaffen werde Eine Zusage 
will Langemann 1edoch nicht erhalten haben 
Dr. Ludwig Huber hat bei seiner ersten Ver­
nehmung ausgesagt. es kenne sein. daß 
Langemann gefragt habe. ob eine Beforderung 
möglich sei. Eine Zusicherung habe er aber auf 
keinen Fall gegeben Dies hat Dr Ludwig Huber 
bei seiner 2. Vernehmung dahtngehend konkre­
tisiert. daß er erklarte, er halte es fur wahr­
scheinlich daß Langemann mit der Versetzun~ 
die Vorstellung verbunden hat. befordert wer­
den zu können. Langemann konne zwar Wun­
sche geclußert haben. eine Zusage habe er ihm 
aber nicht gegeben Dr. Huber erklarte wortl1ch 
··Mit ist keine Absprache mit Langemann wegen 
8 3 oder B 6 in Erinnerung.· 

Beide Aussagen stimmen jedoch nach Ansicht 
der Minderheit mit der Aktenlage nicht ubere1n 
Wenn tatsächlich nur vage zwischen Dr Huber 
und Dr Langemann uber irgendeine Beforde­
rungsmogl1chkeit gesprochen worden ware 
eine konkrete Beförderung nach B 3 oder 8 6 
nicht zugesagt wurde. ware das Schreiben des 
Dr. Ludwig Huber an das Bundeskanzleramt 
vom 23 September 1970 schlichtweg unver­
stB.ndlich. In diesem Schreiben ist folgendes 
ausgeführt: ··Es wird gebeten. den Beamten zur 
Ubernahme dieser Tat1gke1t mit Wirkung vom 
1 Oktober 1970 an das Bayerische Staatsmini­
sterium fur Unterricht und Kultus zu versetzen 
Be1 der Versetzung des Beamten wird fP-rner um 
Ihre Zusicherung gebeten daß der Beamte 
nach der Olympiade zum 1 November 1972 un­
ter Ubertragung eines Amtes der Besoldungs­
gruppe B 3. eventuell eines Amtes der Besol­
dungsgruppe B6. 1n Ihren Geschaftsbere1ch 
zuruckversetzt wird·· Mit diesem Schreiben 
macht Dr Huber deutlich. daß fur ihn bereit;; 
vor dem Uberwechseln Dr. Langemanns in den 
bayerischen Staatsd1enst feststand daß er 1m 
bayerischen Staatsdienst nach B 3 befordert 
wird. Eine Beförderung nach B 6 hielt er zu­
nächst für mogl1ch 

Oie Akten ergeben weiter. daß sich Dr Huber 
dann auch mit Nachdruck fur die Beforderung 
Langemanns nach B 6 eingesetzt hat. In den Ak­
ten befindet sich der Entwurf eines Schreibens 
des damaligen Innenministers Dr Bruno Merk 
an das Kultusministerium das sich m:t der Ver­
setzung Dr. Langemanns ins lnnenm1n1ster1um 
beschäftigt. In diesem Schreiben findet sich 
folgende Passage: ··oas Staatsm1n1sterium des 
Innern beabsichtigt. der Staatsregierung die 
Versetzung des Ministerialrats Dr Hans 
Langemann 1n das Innenministerium unter 
gleichzeitiger Beforderung zum M1nisteriald1ri­
genten vorzuschlagen." 
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In diesem Entwurf sind die Worte "unter gleich­
zeitiger Beförderung zum Ministerialdirigen-
1en, durchgestrichen worden Tatsächlich fin­
den sich diese Worte dann auch nicht in dem 
aufgrund des Entwurfs gefertigten Schreiben 
des Herrn Dr. Merk vom 19. Januar 1973. Auf 
diese Schreiben reagierte Dr. Ludwig Huber. 
der damals Finanzminister war, mit Schreiben 
vom 5. Februar 1973 an Dr. Bruno Merk Dr Hu­
ber erklärte in diesem Schreiben seine Zustim­
mung zu der Umsetzung einer Stelle der Besc!­
dungsgruppe B6 vom Staatsministerium fur 
Unterricht und Kultus an das Staatsministerium 
des Innern ab 1. Februar 1973. In diesem 
Schreiben fuhrte Dr. Huber dann weiter folgen­
des aus "Mit der Ubertragung der Stelle und 
der Versetzung kann die Personalangelegen­
heit des Herrn Dr Langemann jedoch noch 

• nicht als geregelt angesehen werden. Die zu 
übertragende B6 Stelle war seinerzeit vom Mi­
nisterrat für Ministerialrat Dr. Langemann ge­
schaffen worden. Die Übertragung der Stelle 
dient dazu. die vorgesehene Beförderung des 
Herrn Dr. Langemann zum Ministerialdingen­
ten (Besoldungsgruppe B 6) 1m Staatsministe­
rium des Innern statt im Staatsministerium für 
Unterncht und Kultus zu ermöglichen." 

Dieses Schreiben. das vom zwischen Minister­
kollegen ubl1chen Umgangston abweicht. be­
deutet riichts anderes, als daß Dr Huber seinem 
Amtskollegen Dr. Merk mitteilt. daß es so. wie 
Dr Merk es sich vorstelle. nicht gehe und daß 
Dr Langemann gefälligst nach B 6 zu befordern 
sei 

All dies macht deutlich, daß sich Dr Huber auch 
bei der Beförderung Dr Langemanns nach B 6 
massiv für Langemann eingesetzt hat. 

h) Die Tätigkeit Dr. Langemanns während der er­
sten Monate im Innenministerium 

ln der ersten Zeit nach dem Wechsel ins Innen­
ministerium blieb Dr. Langemann in seinen Bü­
roräumen aus der Olympiade-Zeit in der 
Bruckmannstraße. Er zog erst im Mai 1973 in 
das Innenministerium am Odeonsplatz um. 

, Dr. Bruno Merk hatte den Amtschef Dr. Süß ge­
beten. sich um die Tät1gke1t Dr. Langemanns zu 
kümmern. und. soweit es Tätigkeiten waren, die 
mit dem neuen Aufgabengebiet nichts mehr zu 
tun hatten, dafür zu sorgen, daß diese Tätigkei­
ten beendet wurden. Dr. Merk hatte unmißver­
ständlich darauf hingewiesen. daß operative 
Tätigkeit nicht zum Aufgabengebiet des Herrn 
Dr. Langemann im Innenministerium gehörte. 
Dennoch entstanden in diesen ersten Monaten 
noch sogenannte "operative Kosten". Dr. Lan­
gemann hatte darauf hingewiesen, daß es un­
tunlich sei, seine Verbindungen aus der Zeit 
während der Olympiade von heute auf morgen 
"abzuschalten". Man war schließlich dahinge­
hend übereingekommen. daß Dr Langemann 
diese operativen Kosten unverzüglich stetig zu 
verringern und schließlich schnellmöglichst 
einzustellen habe. Dr. Langemann hat davon 
ausgehend in der Zeit vom 1. Dezember 1972 
bis 2 Oktober 1973 noch insgesamt 

76 861.70 DM an operativen Mitteln ausgege­
ben. Es handelte sich dabei um im lnnenm1nr­
sterium zurückgehaltene Mittel des Landesam­
tes für Verfassungsschutz. Aufgrund des spate­
ren Finanzgebarens des Herrn Dr. Langemanns 
erscheint es der Minderheit zwingend geboten. 
auch diese operativen Kosten sorgfältig zu un­
tersuchen und zu überprüfen. In diesem Zu­
sammenhang soll darauf hingewiesen werden, 
daß auch die seinerzeit von Herrn Dr. Lange­
mann vorgelegten Abrechnungen ebenfalls von 
der Zeugin Stöger unterschreiben worden sind 

Die Verwendung dieser Mittel fl.Jhrte dann zu 
Beanstandungen des Bayerischen Obersten 
Rechnungshofes. der mit Schreiben vom 
30. Januar 1976 dem Innenministerium mitteil­
te. daß eine Einsichtnahme 1n die Belege erge­
ben habe. daß diese Mittel auch fur Zwecke 
verwendet wurden. die nicht unter den A\lfga­
benbereich des Landesamtes fUr Verfassungs­
schutz fallen. Der Oberste Rechnungshof fuhrt 
wörtlich aus: ··Die im Zusammenhang mit der 
Abhaltung der Olympischen Spiele 1972 einge­
richteten nachrichtendienstlichen Kontakte 
wären mit ihrer Uberführung in den Geschafts­
bereich des Staatsministeriums des Innern 
ohne Verzögerung aufzulösen gewesen· Der 
Oberste Rechnungshof sah jedoch von einer 
Weiterverfolgung dieser Angelegenheit ab. da 
es sich nur um eine Ubergangsphase gehandelt 
habe. 

Dr. Langemann stellt hierzu in einem Vermerk 
vom 2. April 1976 folgendes fest: "Dabei ist ver­
sucht worden. auch die genannten speziellen 
Verbindungen bis zum Abschluß ihrer sicher­
heitsmä.ßig nicht unverzüglich möglichen. son­
dern zeitlich abzustufenden finanziellen Be­
treuung noch staatsschutzmci.ßig zu nutzen·· 

2 Zu Zilf. 1 e des Untersuchungsauftrages 

Wie bereits dargestellt, war vor Beginn der Ta­
tigke1t Dr. Langemanns im bayerischen Staats­
dienst versucht worden. vom Bundekanzleramt 
eine Zusicherung hinsichtlich der Rücküber­
nahme Dr. Langemanns in B3 oder B6 nach 
den C)lypm1schen Spielen zu erreichen. b1es 
war vom Bundeskanzleramt abgelehnt worden. 

Nach den ubereinstimmenden Aussagen des 
Mitars des BND, Rudolf Maydorn, konnte diese 
Zusicherung vom Bundekanzleramt nicht ge­
geben werden, weil nach der Stellungnahme 
des BND für die Zeit nach der Olympiade 1972 
keine entsprechende Planstelle vorhanden war 
und weil zum anderen im BND andere Beamte 
vorrangig für die Beförderung anstanden. Im 
übrigen hat auch Ministerialsdirektor Ohlsson 
ausgesagt, daß der BND-PräsidentWessel über 
nisterialdirektors Ohlsson und des 1. Direkdie­
se Forderung ausgesprochen ungehalten ge­
wesen sei. 

Ob dann nach Ende der Olympischen Sp,ele 
von bayerischer Seite aus versucht wurde. die 
Rückübernahme Dr. Langemanns 1n den Bun­
desdienst zu erreichen. konnte vom Ausschuß 
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nicht mit h;nre1chenaer Sicherheit geklart wer­
den Nach der Aussage des M1'11sterialdirektors 
Ohlsson W'_Jrde e1 ne Ruckubernahme von baye­
rischer Seite spater nicht verfolgt ~.J11n1steriaid1-

rektor Dr Schnerr hat ausgesagt. daß mit dem 
Bund nicht mehr verhandelt worden sei Aus­
schlaggebend h1erfu r sei gewesen. daß 
Dr. Langemann 1rn Gegensatz zu seiner fruhe­
ren Verpflichtung ZUM Bund zuruckzugehen. 
nach Abschluß der Olyrr.p1scheri Spiele n:cht 
mehr daran interessiert war Dr Schnerr ·Da­
mit war die Sache erledigt 

Im Gegensatz hierzu hat Mir;1sterialrat Werner 
Eschenauer ( Bundesd1erist: ausgesagt. es habe 
nach den Olympischen So12!en. irgendwann 
1972. Bestrebungen gegeben die Ruckverset· 
zung Langemanns Zd erreichen Der Zeuge 
e!,chenauer hatte aber ke1nerle1 Erinnerung 
daran von wern diese Bestrebungen ausgin­
gen. Fest steht iedrgl1ch daß Professor 
Dr. Ehmke irr1 Bundeskanzleramt am 30 No­
vember 1972 entschied daß Dr Langemann 
nicht ruckubernommen wirc .Auch Professor 
Dr Ehmke konnte sich nur daran erinnern daß 
nach der Olympiade die Frage aufgetaucht sei 
ob Lang2mann zuruckubernommen \Verden 
so11e. Er kennte sich aber ebenfalls nicht daran 
erinnern von wem dies betrieben wurde 

Die Ausschußm:nderheit hall diesen Punkt ie­
doch nicnt fur weiter aufklarungsoedl1rftrg. da 
nicht der geringste Anhaltspunkt fur irgend­
welche sacr:fremden En.vagungen ers1chtl=ch 
geworden st. insbesondere sich die kolportier­
te Behaup·ung der i3ND habe D, Langemann 
1m bayerischen Staatsdienst placieren wollen 
und deswegen sei die Ruckuberflarme abge­
lehnt worden nicht e1nrna1 1n Ansatzen besta­
t1gt hat 

3. Zu Ziff. 1 f des Untersuchungsauftrags 

' 

Nach der Aussage des M1n1ster1aldirektors Ohls­
son bestanden nicht die geringsten Zweifel an der 
Qualifikation Dr. Langemanns Der se1nerze1tige 
BNO-Pr;;isident Wessei bezeichnete Langemann 
als ~inen langj8.hngen. erfahrenen. intelligenten 
Mitarbeiter. nicht ohne Selbstbewußtsein aber 
wohl etwas e1genw1ll1g 

Dr. Langemann wurde in seiner Zeit beim BND 
sechsmal dienstlich beurte1it Die erste dienstliche 
Beurteilung erfolgt am 27 Oktober 1958. die letzte 
am 18. Januar 1966. Bei den ersten drei dienstli- 1 

chen Beurteilungen wurde Dr Langemann mit 
··sehr gut" beurteilt. Oie beste Note war damals 
hervorragend Bei den folgende1 drei di.enstl1chen 1 
Beurteilungen erhielt Dr Langemarin Jeweils die 
Not_e "sehr gut"' Zum ZeitpL;nKt dieser dierstli­
chen Beurteilungen war das Beurteilungssystem 
geändert worden. ··sehr gut' war die beste Note. 
die vergeben werden konnte. In der letzten Beur­
teilung findet sich led1gl1ch folgender Hinweis 
··Die Gefahr der eigenen Uberforderung besteht 
weiterhin. zumal der Beurteilte meistens 1m Al­
leingang sehr schwierige Aufgaben zu losen be­
muht ist· 
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4. Zu Ziff. 1 g des Untersuchungsauftrags 

Bei der Beantwortung dieser Frage muß unter­
schieden werden zwischen Bedenken die auf cha­
rakterliche oder sonstige qua.lif1kat1onsbed1ngte 
t\~angel zuruckzufuhren sind ~;nd Bedenken die 
h1:1s1chtl1ch der arders gearteten VPrv...·endung 
Q, Langema'<ris 1m bayerischen Staatsdienst be­
stehen 

BedenKeri aufgrunc chcirakterl1cher oder fachli­
cher Marigel hat es r.ach u bere: nst1 mmenden AL:s­
sagen samtlicher Zeligen nicht gegeben H1ns1cht­
l1ch der in derüffe'.ltl1chke1t kolportierten BehaLJP­
tung. Dr Langeman"l t1abe derri Alkohol im Uber­
maß zugesprochen hat die Beweiserhebung kein 
h1,'lre1chend klares 81id ergeben Zwar nci.t der fn1-

here V1zepras1dent des BND. Dieter Blotz ausge­
se.gt. Langemann se: bei einer Besprechung zvv1-
schen dem BND·Abte1lungsle1ter Dr Meier un<;I 
Dr. Ludwig Huber stark angetrunkeri gewesen 
Diese Darstellung wurde 1edoch von Dr Meier 
nicht bestat1gt Zwar se: bei diesem Gesorach Al­
kohol getrunken worden aber so schl1rflm wie der 
Zeuge Blotz es dargestellt habe sei es bei we1terr1 
nicht gewesen Die weitere Aussage 1les Zcuqe'l 
Biotz. La'lgemann habe seine Heimfahrt aus dPrn 
innenm1n1ster1um reQelmaß1g uriterbrocrien L,m 
Alkohol zu tri'lken und zwar 1n solchen Menger' 
daß er dann erheblich derangiert geweser> SP1 
wurde von anderen Zeugen nicht bestat1gt 

Der Zeuge U!rich Bauer_ der reut1ge S1cherhP1ts­
cr1ef der Firma Siemens. hat erk1art_ .jaß Lci.nge­
mann gern einen Schluck getrunken hahe D;e 
Zeugin Annemarie Grafe. die bei einem Bestich 
Langemanns be' He1 gl in Sudfrar.k reich anwesend 
war. erzahlte daß La.ngemar.r. bei d1esern Besuch 
SPhrviel getrunken rabe Im Gegensatz hierzu r:a­
ber. eine Reihe von Zeugen ausgesagt driR 
Dr Langemann 1rn Un1gang mit Alkohol at1S~Jt:'­

scrochen zuruckhaltend und \.'Ors1cht1g ge~vPSP'l 
s2i Bei diesem Be•Neisstand sieht sich c~1e Aus­
schußminderhe1t aL.ßersta11de irgendwelche ab­
schließenden Feststellungen zu treffen 

Warnungen die darri.uf beruhten daß Dr Lange­
~ann 1m bayerischen Staatsdienst eine ganz an­
ders geartete Tar1gke1t zu erbringen hatte als 1m 
BND Lnd dl?swegen dafur nicht geeignet se; ha't 
es dagegen gegeben Vor dem Uberwechselr­
Dr Langemanns 1n das 1nnenm1n1steriurn fand ein 
Gesprach zwischen dem damaligen Leiter der 
Personalabteilung. dem Zeugen Karl Mann und 
dem Zeugen Dr. Z1egler statt In diesem Gesprach 
wies Dr. Ziegler darauf hin. daß die BND· Tat1gke1t 
eine vol!1g andere als die 1n einem Inlandsdienst 
sei Jemand der operativ tatig gewesen sei ·Nerde 
sich kaum damit zufrieden geben den rein adm1-
n1strat1ven Bereich zu Ubernehmen AL,ftragsge­
maß fuhrtedann Dr Z12gle~auch ein Gesprach mit 
dem darr1a!1gen BNO-Pras1denten l/Vessel Dieser 
brachte keine fachlichen oder charakterlichen 
Bedenken vor. bezeichnete aber Dr Langemci.nn 
als einen etwas eigenwilligen Herrn der einer ge­
wissen straffen Fuhrung bedurfe Dies teilte Dr 
Z1egler dem Lerter der Personalabteilung ni1t 
Nach der Aussage Dr Z1eglers hat er diese Beden­
ken auch gegenuber dem damaligen lnnenrn1n1-



' 
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ster Dr Merk geaußert Der Zeuge Mann hat aus­
gesagt, daß er selbst ebenf21:s d;:imals Bedenken 
gehabt habe, ob sich Langern'lnn nach serner bis­
herigen Verwendung mit dieser engeren und mehr 
schreibtischgebundenen Tätigke:t werde abfir;­
den können 

Derartige Bedenken hat aucr. der damalige Mini­
sterialdirektor im Bundesir•nenministerium und 
spätere Präsident des Bundesamtes für Verfas­
sungsschutz Dr. Nollau geäußert. Die Behauptung 
des Mehrheitenberichtes. dies habe sich im Unter­
suchungsausschuß nicht bestätigt. ist unzutref­
fend. Der Zeuge Noi!au hat 1rn lJntersuchungsaus­
schtJß ausgesagt, er habe anläßlich eines Ge­
sprächs mit Koliegen auf einer Ko'1ferenz Beden­
ken insoweit geaußert. daß Dr. Langemann doch 
gar keine Erfahrungen in Sachen der Inneren Si­
cherheit habe. Der Zeuge No!lau bezeichnete es 
"'Ms moglich. daß er dies gegenüber dem Zeugen 
Dr. Z1egler gesagt habe. Dr. Ziegler hat bei seiner 
Vernehmung ausgesagt, er könne es nicht aus­
schließen, daß der Zeuge Nollau diese Bedenken 
ihm gegenüber geäußert habe 

Weitergehende Wai-nungen oder Hinweise sind 
dem Untersuch;Jngsausschtiß nicht bekanr.t ge­
word8n 

5. Zu Zlff 1 i oes Untersuchungsauftrags 

Alle vernommenen Zeuge~ haben ausgesagt. daß 
im BND oder im Bundeskanzleramt keinerlei Er­
kenntnisse dahingehend vorhanden waren. daß 
Langemann von dienstlichen Vorgängen zu 
außerdienstlichen Zwecken Ablichtungen ange­
fertigt hatte Led1gl1ch der frühere BNO-Vizeprasi­
dent Dieter B!ötz erinnerte sich daran, daß Mitte 
der siebziger Jahre einmal festgestellt worden sei. 
daß Langemann noch Unterlagen aus seiner Tä­
tigkeit beim BND besitze. Diese Akten seien von 
Langemann damals zurückgefordert worden 

6, Zu Ziff. 1 j des Untersuchungsauftrags 

Die Zeugen Karl Kram pol, Otto Papp, Josef Beck, 
Ursula Baronner und llse Kornberger haben über­
einstimmend ausgesagt daß ihnen bekannt gewe­
sen sei, daß Dr. Langemann des öfteren selber fo­
Jpkop1ere. Was von ihm und zu welchen Zwecken 
fotokopiert worden sei. war ihnen jedoch nicht be­
kannt Mehrere Zeugen wiesen darauf hin, daß es 
an sich unüblich sei, daß ein Mann in der Position 
Langemanns selbst fotokopiere und nicht seine 
Sekretärin schicke. Irgendwelche Schlüsse aus 
dieser Fotokopiertätigkeit Dr. Langemanns wur­
den aber von niemandem gezogen. 

7. Zu Ziff. 1 k des Untersuchungsauftrags 

Das Organisationskomitee insgesamt hat sich mit 
der Berufung Dr. Langemanns !ur die Olympi­
schen Spiele nicht befaßt. Dies wurde lediglich 1m 
Vorstand des Organisationskomitees diskutiert. 
Dieser Vorstand des Organisationskomitees hat 
einstimmig den Beschluß der Bayerischen Staats­
regierung, eine Stelle für Dr. Langemann für die 
Olympischen Spiele zu schaffen, zustimmend zur 
Kenntnis genommen. und zwar am 19. März 1970. 
Die Zeugen Daume. Dr Vogel und Genscher ha­
ben übereinstimmend erklärt, daß sie keinerlei 

Anhaltspunkte da1ur gehabt hatten. daß Dr Lan­
gemann fachlich nicht geeignet gewesen sei Der 
Zeuge Daume ha~ ausgesagt. es sei ein Vorschlag 
Dr. Hubers gewesen. Dr Huber habe ihn nicht 
darüber informiert. daß und wiA gut er Dr. Lange­
mann kenne. Der Zeuge Genscher hat ausgesagt, 
er habe keinerlei Ahnung von den personlichen 
Beziehungen Dr. Hubers zu Dr. Langemann ge­
habt. Demgegenuber hat der Zeuge Dr Vogel 
ausgesagt, Dr. Ludwig Huber habe Dr. Lange­
mann bereits 1969 ins Gesprach gebracht. Er habe 
darauf hingewiesen daß er Langemann persön­
lich kenne und daß ihm dieser als erfahren flJr die­
se Aufgabe erscheine Dr. Huber habe sich nach­
haltig für Dr. Langemann eingesetzt. Er habe von 
Dr. Huber erfahren. daß dieser mit Dr. Langemann 
auch schon außerdienstlich zusammengetroffen 
sei 

Dr. Vogel und Bundesaußenminister Gens·Cher 
haben ubere1nstimmend erkl3rt. daß sie wahrend 
der gesamten Zeit der Olympiade von Dr. Lange­
mann keinen einzigen Bericht erhalten haben 

8. Zu den Zlllern 2 a - d des Untersuchungsauftrags 

Nach den bisherigen Ermittlungen des Untersu­
chungsausschusses sind eine Vielzahl von als 
Verschlußsachen eingestuften Unterlagen aus 
dem Staatsministerium des !nnern außerhalb des 
Beh6rdenbere1chs aufgetaucht In der Mai-Aus­
gabe der Zeitschrift „Konkret'· ist ein weiterer Vor­
gang aus dem Bereich des Innenministeriums ab­
gedruckt. Der Chefredakteur der Zeitschrift „Kon­
kret". der Zeuge Manfred B1ss1nger, hat dem Un­
tersuchungsausschuß am 5. Mai 1982 eine größe­
re Anzahl von Unterlagen aus dem Bereich des 
Bayerischen Staatsministeriums des Innern Liber­
geben Darunter befinden sich eine größere An­
zahl von Dokumenten zum Fall Simon Goldenberg 
und zu dem Gespräch des Bayerischen Minister­
präsidenten Dr Strauß mit dem ehemaligen BND­
Agenten Raoul Matalon: auf beide Vorgänge wird 
später noch eingegangen. Bei diesen Unterlagen 
befinden sich ferner ein 10-seitiger Auszug des 
Einsatztagebuches des Lagezentrums des Bayeri­
schen Staatsministeriums zum Sprengstoffan­
schlag auf dem Oktoberfest. sowie eine Reihe wei­
terer Utiterlagen des Innenministeriums, sOwte 
Fernschreiben im Zusammenhang mit diesem Ok­
toberfest-Attentat. übergeben wurden am 5. Mai 
1982 von dem Zeugen Bissinger ferner eine Vor­
merkung Dr Langemanns vom 22. November 1977 
an das Ministerbüro, die den Stempel VS-Vertrau­
lich trägt und sich mit rechtsextremen Gruppen in 
der Bundesrepublik Deutschland und der angebli­
chen Steuerung oder Unterwanderung dieser 
Gruppen aus der DDR beschäftigt. Im wesentli­
chen kommt Dr. Langemann in dieser Vormerkung 
zu dem Ergebnis. daß gesicherte Erkenntnisse 
über eine Einschleusung zur Initiierung neonazi­
stischer Handlungen nicht vorliegen. übergeben 
wurde ferner eine Vormerkung Dr. Langemanns 
vom 29. September 1980, die sich mit den Aktivitä­
ten des Freistaates Bayern gegen die Wehrsport­
gruppe Hoffmann beschäftigt. Diese Vormerkung 
geht zurück a~f Vorwürfe der SPD-Landtagsfrak­
tion. die Bayerische Staatsregierung verharmlose 
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den Rechtsextremismus und insbesondere die 
Wehrsportgruppe Hoffmann 

Anläßlich e1 ner weiteren Vernehmung des Zeugen 
Bissinger am 13. Mai 1982 w'urden von diesem wei­
tere Unterlagen übergeben Dabei fanden sich u.a. 
folgende Dokumente Ein als VS-Vertraulich· 
eingestuftes Schreiben des Präsidenten des Baye­
rischen Landesamtes fUr Verfassungsschutz vom 
8. Juli 1977 an den damaligen lnnenm1n1ster 
Dr. Seidl mit Informationen uber Simon Golden­
berg, einen als VS-Nur fur den Dienstge­
brauch-" eingestuften Sofort-Lagebencht des 
Lagezentrums im Bayer1scheG Innenministerium 
vom 14. Februar 1978 zur Entführung des CSU-Re­
ferenten Dieter Huber. weitere Unterlagen zum 
Fall Simon Goldenberg und zum Fall Matalon -
Franz-Josef Strauß 

Ferner wurden am 13. Mai 1982 mehrere Briefe 
zwis.hen Dr Langemann und einer ehemaligen 
BND-Agentin übergeben Diese ehemalige BND­
Agentin der Dr. Langemann freundschaftlich ver­
bunden war. fuhlte sich von einem Nachbarn be­
droht und verdi:tchtigte diesen. ihr einen Stein in 
ein Fenster geworfen zu haben Sie bat deswege11 
Dr Langemann um Unterstutzung Dr Lange­
mann wandte sich daraufhin an das Bayerische 
Staatsministerium der Jus'!iz Übergeben wurde 
ein Schreiben des Bayerischen Justizm1n1ste­
riums vom 9. Februar 1976. cnit dem Dr. Lange­
mann 3 Strafakten hinsichtlich dieses Nachbarn 
zur Verfügung gestellt wurden Ubergeben ·..vurde 
ferner das schriftliche Ersuchen Dr. Langemanns 
um Auskunft aus dem Strafzentralregister hin­
sichtlich dieses Nachbarn Als Zweck des Aus­
kunftersucher·S gab Dr Langemann . Staats­
schutzangelegenheiten" an 
Der Zeuge Biss1nger hat bei seiner Vernehmung 
erklart. daß er all d:ese Unterlagen von dem Zeu­
gen Heigl erhalten habe 
Der Rechtsanwalt des Zeugen Heigl. Herr Gaub. 
hat am 6. Mcirz 1982 dem Bayerischen Landesamt 
für Verfassungsschutz eine Reihe von Unterlagen 
übergeben. Diese Unterlagen standen dem Unter­
suchungsausschuß zur Verfügung. Es handelt 
sich im wesentlichen um Unterlagen. die sich be­
reits bei dem von Herrn Bissinger übergebenen 
Pak€'! befinden. Es erubngt sich deshalb hierauf 
weiter einzugehen Am 18. Marz 1982 hat Herr 
Rechtsanwalt Gaub weitere Unterlagen der 
Staatsanwaltschaft München 1 zur Verfugung ge­
stellt. Auch diese Unterlagen wurden vom Bayeri­
schen Innenministerium dem Untersuchungsaus­
schuß übergeben mit Ausnahme von drei den BND 
betreffenden Schriftstücken. die operative Ange­
legenheiten behandeln und vom Innenministe­
rium mangels Zustimmung des BND nicht vorge­
legt werden konnten. Bei diesen Unterlagen 
befinaen sich L a folgende SchrfttstUcke: 
Der Sofort-Lagebencht des Lagezentrums 1m 
Bayerischen Innenministerium vom 5. Dezember 
1977 zum Entführungsfall Palmer. eine 
neunseitige Liste der Abku rzungen aus dem terro­
ristischen Bereich. Fernschreiben betreffend 
tägliche Lagemeldung zu dem Thema „terroristi­
sche Gewalttäter , Fernschreiben betreffend 
die Festnahme von mutmaßlichen PLO-

' 

Angehangen am 26 April 1979 am Grenzuber­
gang Passau-Achleiten. Fernschreiben betreffend 
den bewaffneten Raububerfall auf die Schm1dt­
Bank in Nurnberg am 17 Apnl 1979 und das Auf­
finden einer konsp1rat1ven V\1ohnung 1n Nurnberg 
sowie ein Fernschreiben vom 2_ Mai 1979. das sich 
mit geplanten Anschlagen palastinens1scher Ter­
roristen in der Bundesrepublik Deutschland be­
schaftigt. Ferner wurden e1n1ge Unterlagen aus 
d8m BND-Bereich ubergeben 

Herr Rechtsanwalt Gaub hat bei seiner Verneh­
mung ausgesagt. daß er sowohl die dem Bayeri­
schen Landesamt fu r Verfassungsschutz wie auch 
die der Staatsanwaltschaft Munchen 1 ubergebe­
nen Unterlagen von seinem Mandanten He1gl zum 
Zweck der Übergabe erhalten habe 

Fu r die Minderheit besteht keinerlei Zweifel daran. 
daß sowohl die von Herrn Bissinger wie auch die 
von Herrn Rechtsanwalt Gaub ubergebenen Un-• 
terlagen von Herrn Langemann an Herrn He1gl 
ausgehändigt wurden Dies wird zwar von 
Dr. Langemann bisher bestritten Oie fur diese 
Tatsache vorliegenden Beweise sind Jedoch er­
druckend So raumte Langemann selbst bei e1r,e'11 
Interview mit dem WUR das 1m UntersuchLngs­
ausschuß abgespielt wurde. ein daß er He1gl Do­
kumente gegeben habe Der Zeuge He1gl hat un­
m1ßverst3ndl!ch ausgesagt. daß er diese Doku­
mente von Dr Langemann erhalten habe Lange­
mann habe alle mit He1gl erorterten Themen do­
kumentarisch belegt und ihm dann jeweils die 
BeiegstUcke Uberlassen. Eine Reihe von E1nzelhe1-
ten. die der Zeuge Heigl im Untersuchungsaus­
schuß anführte. untermauern diese Aussage So 
wies der Zeuge He1gl z B darauf h:n daß Dr Lan­
gt:mann ihm im Zusammenhang mit dem soge­
nannten „Petrus-Paulus-Papier" auf das spater 
noch einzugehen ist. die Originalakte des lnf'len­
ministeriums ubergeben habe Diese Akte habe er 
an Langemann zuruckgegeben In dieser Akte 
haoe sich ein kleiner brauner Briefumschlag zu­
geklebt und mit dem Bayerischen Amtssiegel ver­
sehen. befunden_ In diesem Briefumschlag sei die 
Original-Telefonnummer und der Original-Name 
des sogenannten „Petrus-Paulus" gewesen Dem 
Untersuchungsausschuß lag die Original-Akte zu 
diesem Vorgang vor. In der Tat befand sich 1n die-' 
ser Akte der kleine Briefumschlag versehen mit 
dem Bayerischen Amtssiegel Erhartet wird diese 
Aussage auch durch die Außerung der Zeugin An­
nemarie Grate. Die Zeugin Grate verbrachte im 
August 1980e1nen Urlaub bei dem Zeugen He1gl in 

Sudfrankreich. Während dieses Urlaubs kam 
Dr Langemann in das Haus Heigls_ Oie Zeugin 
Grate sagte aus. Langem3nn habe geheime Akten 
dabei gehabt. die er zusammen mit Heigl durchge­
sprochen habe. Langemann habe auch Akten da­
gelassen Sie selbst habe eine Akte mit dem .. Ge­
he1m"-Stempel gesehen 

Aufgrund dieser Zeugenaussagen und aufgrund 
von Außerungen Dr. Langemanns auf den vom 
Zeugen Bissinger zur Verfugung gestellten Ton­
b3ndern gibt es fur die Ausschußminderheit nicht 
den geringsten Zweifel daran. daß Dr Langemann 
an den Zeugen Heigl eine Vielzahl als Verschluß-
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sachen eingestufter Dokumente aus dem Bayeri­
schen Staatsministerium des Innern herausgege­
ben hat. Die Ausschußminderheit ist ferner uber­
zeugt. daß Dr. Langemann neben den von den 
Zeugen Bissinger und Rechtsanwalt Gaub über­
gebenen Dokumenten noch eine Vielzahl weiterer 
Dokumente an Heigl herausgegeben hat. So hat al­
lein schon Rechtsanwalt Gaub ausgesagt, er habe 
sämtliche von He1gl übergebenen Papiere weiter­
gegeben mit Ausnahme eines Papiers, das er an 
Heigl zu Verteidigungszwecken zurückgesandt 
habe. Der Zeuge He1gl hat ausgesagt, Dr. Lange­
mann habe ihn telefonisch und mit Dokumenten 
noch über zahlreiche weitere aktuelle Dinge aus 
dem Bayerischen Staatsministerium des Innern 
unterrichtet. Konkret bestätigte Heigl, die Unter­
lagen zum Oktoberfest-Attentat. zum Entfüh­
rungsfall Dieter Huber. zum Fall Goldenberg und 
~as Petrus-Paulus-Papier erhalter zu haben. Dar­
über hinaus sei er noch im Besitz weiterer Doku­
mente. die er jedoch erst verifizieren müsse 

Diese Behauptung Heigls wird auch bestätigt 
durch eine Außerung Langemanns. die sich auf 
einem der von dem Zeugen Bissinger zur Verfü­
gung gestellten Tonbänder findet. Langemann 
sagt auf diesem Tonband zu Heigl: .,Das wird Dich 
als alter Kriminalist interessieren: Das ist das Poli­
zei-Tagebuch fur die Schleyer-Geschichte LZBY 
heißt Lagezentrum Bayern." Dieses Tagebucn der 
Schleyer-Entführung findet sich weder bei den 
vom Zeugen Bissinger noch bei den von Rechts­
anwalt Gaub übergebenen Unterlagen. Es ist je­
doch bei den von der Generalbundesanwaltschaft 
im Panzerschrank Dr. Langemanns sichergestell­
ten Unterlagen. 

Der Zeuge Heigl hat weiter ausgesagt. daß er von 
Dr. Langemann uber verschiedene Vorgänge auch 
mLindlich informiert worden sei. So habe ihn 
Langemann aktuell über die Vorgänge „Überläufer 
Stiller" und „Rauschenbach" informiert. Er habe 
ihn sofort am Morgen nach der Tat umfassend 
über das Oktoberfest-Attentat und die Ermitt­
lungsergebnisse telefonisch informiert. Lange­
mann habe ihn auch über den Fall des bayerischen 
Landtagsabgeordneten Dr. Fritz Cremer infor­
Aliert. Langemann habe dabei erklärt, dieser Fall 
sei vergleichbar mit einem Fall eines „agent-pro­
vocateurs". Dr. Cremer sollte sich in Schweden im 
Auftrag des BND mit gewissen Personen treffen. 
Hinterher habe der BND Dr. Cremer hängen las­
sen. Langemann habe ihm zugesagt, Unterlagen 
über diesen Fall zu beschaffen. 

Langemann sei im Besitz auch einer Menge von 
Observationsfotos gewesen: diese habe er selbst 
gesehen. Es sei jedoch dann nicht mehr dazu ge­
kommen, daß ihm Langemann Unterlagen zur Ver­
fügung gestellt habe. Soviel zur Aussage Heigls 
hinsichtlich Dokumenten und Informationen, die 
bisher nicht in der Öffentlichkeit erschienen sind, 
die jedoch wohl von Dr. Langemann an Heigl wei­
tergegeben wurden. Die Ausschußminderheit ist 
zutiefst überzeugt, daß es neben den Unterlagen, 
die die Zeugen Bissinger und Rechtsanwalt Gaub 
dem Untersuchungsausschuß vorgelegt haben, 
noch eine Vielzahl weiterer Dokumente gibt, die 

Verschlußsachen sind und von Dr. Langemann an 
Heigl weitergegeben wurden. Es ist zu befürchten. 
daß in den kommenden Wochen und Monaten 
noch weitere Unterlagen und Dokumente veröf­
fentlicht werden, die aus dem Innenministerium 
stammen und als Verschlußsachen eingestuft 
wurden oder einzustufen sind. Hierauf deuten 1e­
denfalls die Aussagen einiger der 1m Untersu­
chungsausschuß gehörten Zeugen hin. 

Über die von den Zeugen Bissinger und Rechts­
anwalt Gaub übergebenen Dokumente hinaus gibt 
es noch weitere Vorgänge. die im Rahmen dieser 
Ziffer des Untersuchungsauftrags angesprochen 
werden müssen. Die Zeitung „Bild am Sonntag" 
hat in ihrer Ausgabe vom 5 Oktober 1980 einen Ar­
tikel über die Wehrsportgruppe Hoffmann verof­
fentlicht. in der Hinweise auf G 10-Maßnahmen 
des Freistaates Bayern gegen Karl-Heinz Hoff­
mann enthalten waren. Oie Illustrierte „Ol'lick" 
veröffentlichte in ihrer Ausgabe vom 9. Oktober 
1980 ebenfalls einen Artikel über diesen ganzen 
Sachverhalt. Verantwortlich darüber war der 
Quick-Journalist Limbach. Auch in diesem Artikel 
finden sich Hinweise auf G 10-Maßnahmen des 
Freistaates Bayern gegen Karl-Heinz Hoffmann 
mtt Daten und Zitaten aus einem Schreiben des 
Bayerischen Landesamtes fur Verfassungsschutz 
das als „VS-Vertraulich" eingestuft war. Es wurden 
sogar die Aktenzeichen der G 10-Maßnahmen in 
den Artikeln genannt. 

Der Präsident des Landesamtes für Verfassungs­
schutz, der Zeuge Dr Ziegler. machte damals das 
Innenministerium darauf aufmerksam. daß diese 
Artikel erschienen waren. Im Innenministerium 
wurde daraufhin eine Untersuchung durchge­
führt. Die beiden mit diesen Vorgängen befaßten 
Abteilungsleiter. der Leiter der Polizeiabteilung. 
der Zeuge Krampol. und der Leiter der Staats­
schutzabteilung, Herr Dr Langemann, gaben 
dienstliche Erklärungen ab. Dabei kamen sowohl 
der Zeuge Kram pol wie auch Herr Dr. Langemann 
zu dem Ergebnis. daß die Indiskretionen 1edenfalls 
nicht in ihrem Bereich zu verantworten seien Im 
Gegensatz zu der dienstlichen Erklärung des 
Herrn Dr. Langemann hat die Ausschußminder­
heit auf(lrund der Beweisaufnahme Überzeugung 
gewonnen. daß sowohl die Zeitung „Bild am Sonn­
tag" wie auch die Illustrierte „Quick" von Herrn 
Dr. Langemann selbst über diesen Vorgang infor­
miert worden sind. 

Für die Ausschußminderheit steht aufgrund der 
Beweisaufnahme fest, daß Herr Dr. Langemann 
Dokumente und Informationen nicht nur an den 
Zeugen Heigl, sondern auch an andere Journali­
sten weitergegeben hat. Die Abendschau im Baye­
rischen Fernsehen zeigte am 22. April 1982 ein In­
terview mit dem Zeugen Heigl, in dem dieser die 
Behauptung aufstellte, Dr. Langemann habe auch 
an andere Journalisten Dokumente und Informa­
tionen weitergegeben, z.B. über das Oktoberfest­
Attentat. Der Zeuge Heigl hat im Untersuchungs­
ausschuß ausgesagt, daß die in der Illustrierten 
„Quick" enthaltenen Informationen exakt mit dem 
übereinstimmen, was ihm von Dr. Langemann als 
Information weitergeben wurde. Dies ist ein star-
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kes Indiz dafür. daß Dr. Langemann aucr. die Zeit­
schrift ,.Quick'' über diesen Vorgang informiert 
hat. Der Zeuge Heigl hat im übrigen ferner ausge­
sagt. daß er die beiden Schreiben zu dem Thema 
der Integration Rechtsextremer aus der DDR in 
der Bundesrepublik. auf die unter Angabe des Ak­
tenzeichens in dem Artikel der Illustrierte .. Quick· 
Bezug genommen wurde. von Dr. Langemann er­
halten hat. Der Zeuge Saupe hat hinsichtlich die­
ser Quick-Veröffentlichung erklärt. er sei im Besitz 
dergleichen Dokumente. Der Zeuge He1gl hat wei­
ter ausgesagt, Dr. Langemann habe ihm erzählt. er 
habe den Journalisten Limbach in dieser Sache in­
formiert. Oie Zeuginnen Ursu!a Baronner und llse 
Kornberger haben Ubereinstimmend erklart i 
Dr. Langemann habe häufiger mit Limbach telefo­
niert. Nach der Aussage des Zeugen Saupe habe 
sich Dr. Langemann und der Journalist Limbach 
gut ~kannt. Limbach soll u.a. auch einen Urlaub 
1n dem Haus des 1-ierrn Dr. Langemann an der Cote 
Azur verbracht haben 

Nach der Aussage des Zeugen Heigl stammen 
auch die von dem Journalisten Kuhlo 1n dem Arti­
kel der „Bild am Sonntag„ verwendeten Unter!a- 1 

gen von Dr. Langemann. allerdings über einen Mit­
telsmann. 

Erschienen sind ferner in der Zeitschrift „Stern"' 
(Nr. 19/81 und 28 '81) Artikel unter den Uoer­
schriften „Rechte Spur" und .. Neonazis uber dem 
Totenkopf im Libanon". in denen zum T ei 1 würtl ich 
aus einem Bericht des Bayerischen Landeskrimi­
nalamtes zitiert wird. Hier konnte der Untersu­
chungsausschuß bisher nicht n.it hinreichender 
Sicherheit klären. wer diese Informationen an die 
Zeitschrift ,.Stern" weitergeben hat. Es liegt inso­
weit lediglich die Aussage He1gls vor Dr. Lange­
mann habe auch mit dem Stern-Jou rnal1sten Ebels­
eder zusammengearbeitet. Telefongespr8che 
zwischen Dr. Langemann und Ebelseder hat die 
Zeugin llse Kornberger bestätigt. Der :Ceuge He1gl 
hat in diesem Zusammenhang ferner ausgesagt, 
Dr. Langemann habe ihn telefonisch darüber in­
formiert. daß ein Treck der Wehrsportgruppe 
Hoffmann in Richtung Grenze unterwegs sei, der 
aufgehalten werden solle. Langernann habe ihm 
dies b.rreits vor dem Eingreifen der Polizei erzahlt, 
weswegen er (Heigl) versucht habe. einen Foto­
graphen zu erreichen. was ihm jedoch nicht ge­
lungen sei. 

Die Zeitschrift „Stern" hat einen weiteren Artikel 
über die Verhaftung der Neonazis in der Putz­
brunner Straße veröffentlicht. In diesem Artikel , 
wurde auch der V-Mann. der für das Landesamt für 
Verfassungsschutz gearbeitet hatte, enttarnt. In­
soweit hat der Zeuge He1gl ausgesagt, die diesem 
Artikel zugrunde liegenden Informationen habe 
Dr. Langemann an die Illustrierte . .Stern· weiter­
gegeben. Eine weitere Uberprufung dieser Ange­
legenheit durch den Untersuchungsausschuß ist 
bisher nicht erfolgt. 

Oie Illustrierte „Stern· hat ferner einen Artikel über 
den bulgarischen Staatsangehörigen Spassov 
veröffentlicht. Auch die diesem Artikel zugrunde 
liegenden lnformatio~en habe Dr. Langemann ge­
liefert. Auch insoweit konnte der Untersuchungs-

' ... 

ausschuß bisher keine weitere UberprUfung vor­
nehmen. 

Der frühere Pressesprecher des Innenministe­
riums. Dr. Hans-Joachim Friel1ng. hat ausgesagt. 
d~ß es 1m ~ommer 1981 eine Veroffentl1chung in 
ein.er engl1scheri Zeitschrift. wahrscheinlich der 
Zeitschrift „Penthouse". betreffend das Uber­
wechseln des UdSSR-Staatsbürgers Schostako­
witsch in den Westen gegeben habe In diesem Ar­
tikel sei zitiert worden aus einem Protokoll uber 
ein Telefonat. das Schostakow1tsch in Nürnberg 
mit einem angeblichen KGB-Begleiter 1n seiner 
Crew gefuhrt habe Dieses Telefongesprach war 
1m Pol1zeiprasid1um Nürnberg mit Wissen Scho­
stakowi'.sch mitgeschnitten worden Um eine 
Ubersetzung in deutscher Sprache zu fertigen. 
wurde es dann von dort entweder an das Innenmi­
nisterium oder an das La_~desamt für Verfassungs­
scriutz weitergesandt. Ubersetzt wurde es aller-·' 
dings dann im Bundesamt fur Verfassungsschutz 
Ob und inwieweit Dr Langemann die Informatio­
nen für diesen Artikel an Jie englische Zeitschrift 
geliefert hat. konnte von„dem Untersuchungsaus­
schuß bisher nicht geklart werden 

Keine gesicherten Erkenntnisse gibt es fur die 
Ausschußminderhe1t hinsichtlich der Frage ob 
Dr_ Langemann lnrormationen und Dokumente 
auch an den Münchner Verleger von Ferenczy wei­
tergegeben hat. Die Zeugen Czaba von Ferenczy 
und Josef von Ferenczy haben dies zwar entschie­
den verneint. Irr, Gegensatz hierzu hat jedoch der 
Zeuge Saupe ausgesagt daß nach seinen Infor­
mationen zlh·ischen Dr Langemann und den .. Fe­
renczys" ein Nachrichtenfluß stattgefunden habe 
Er habE auch gehort. daß He1gl Dokumente von 
den . Ferenczys" erhalten habe Dies wiederum 
wurde von dem Zeugen Heigl nicht bestat1gt. Gra­
vierend erscheint jedoch in diesem Zusamrr1en­
hang die Aussage der früheren M1tarbe1terin des 
FerGnCZJ'-Verlages. de~ Zeugin ,\nr1emarie Grate 
Auf die Frage. ob es öfter vorgekommen c:;ei im 
Rahmen ihrer Tat1gke1t fur Ferenczy. daß geheime 
oder nicht für die Offentlichke1t bestimmte Dinge 
ausgewertet worden seien. antwortete die Zeugin 
Grafe: .. Ja. es waren schon Fälle da." Sie erinnerte 
sich speziell ,an Unterlagen im Entführungsfall • 
Dieter Huber. Hinsichtlich der Frage. ob Informa­
tionen und Dokumente von Dr. Langemann an den 
Ferenczy-Verlag gegangen sind. halt die Aus­
schußminderheit jedenfalls weitere Untersuchun­
gen fUr dringend geboten. 

Weitere Vorgänge 1m Rahmen der Z1ff. 2 a - d des 
Untersuchungsauftrags sind dem Untersu­
chungsausschuß bisher nicht bekannt worden 

Die Minderheit stimmt mit der Mehrheit insoweit 
überein. daß diese Unterlagen aus dem Bayeri­
schen Staatsministerium des Innern nicht dritten 
Personen hätten überlassen werden dUrfen. Dr 
Langemann hat insJweit gegen gesetzliche Be­
stimmungen verstoßen und S1cherhe1tsregelun­
gen umgangen. Dr Langemann hat insbesondere 
entgegen den Bestimmungen der Verschlußsa­
chenanweisung Informationen und Dokumente an 
Dritte weitergegeben 
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9. Zu Zlff. 2 e des Untersuchungsauftrags 

Sowohl von der Staatsanwaltschaft München 1 wie 
auch von der Generalbundesanwaltschaft wurden 
im Panzerschrank im Büro des Herrn Dr. Lange­
mann wie auch in seiner Wohnung verschiedene 
Manuskripte und eine Vielzahl von Unterlagen. die 
als Verschlußsachen eingestuft sind oder einzu­
stufen wären. sichergestellt. An Manuskripten 
wurde folgendes sichergestellt: „Katzenschlos­
sers geheimes Handbuch", „Geheimes Hand­
buch". „Affäre Tout ank amon". „Der Spion. der 
aus dem Raumschiff kam· „Die geheimen Dos­
siers des Dr. Gentlemen" Keines dieser Manu­
skripte lag bisher dem Untersuchungsausschuß 
vor. Die Bundesanwaltschaft. die diese Manu­
skripte sichergestellt hat, hat bisher die Überlas­
sung dieser Unterlagen an den Untersuchungs­
ausschuß mit der Begründung abgelehnt. es hand­

'1'€ sich dabei um Dinge. die nur den BND-Bereich 
beruhren 

Die sichergestellten Dokumente und Unterlagen 
sind so zahlreich. daß es vollkommen unmöglich 
ist, im Rahmen dieses Minderheitenberichtes 
sämtliche Dokumente aufzuführen Die Verfasser 
dieses Berichtes konnen deshalb nur auf die Do­
kumente eingehen, die größere Brisanz oder 
Tragweite besitzen Es kann jedoch nicht ausge­
schlossen werden. daß im Zuge weiterer Ermitt­
lungen durch einen neuen Untersuchungsaus­
schuß Sachverhalte bekannt werden, die bereits 
vorliegende Dokumente in einem anderen Licht 
erscheinen lassen Es bleibt dann den Mitgliedern 
des neuen Untersuchungsausschusses Uberlas­
sen. auf diese Dokumente in ihrem dann zu ferti­
genden Bericht einzugehen 

Generell ist vorab festzustellen. daß es eine ganze 
Reihe von Vorgängen gibt. bei denen Dr. Lange­
mann 3 oder 4 Fotokopien derselben Unterlage 
angefertigt hat. Der Untersuchungsausschuß 
konnte bisher nicht klären. zu welchem Zweck 
dies geschehen ist. Insoweit muß es zum Jetzigen 
Zeitpunkt bei Vermutungen bleiben. 

Sichergestellt wurde eine Heilung von Unterla­
\len. die den Titel „Anachronistischer Zug - ex­
tremistische Italiener" tragt. In dieser Heftung be­
findet sich ein Schreiben des Amtschefs des In­
nenministeriums Dr. Süß an Ministerpräsident Dr. 
Strauß. in dem über den Polizeieinsatz wegen der 
Gegendemonstration der Jungen Union anläßlich 
des Anachronistischen Zuges am 16. September 
1980 berichtet wird. Im Betreff dieses Schreibens 
ist folgendes aufgeführt: „Zur mündlichen Wei­
sung des Herrn Ministerpräsidenten an Herrn Mi­
nisterialdirektor Dr. Süß vom 20. September 1980". 

In Artikel 51 der Bayerischen Verfassung ist das 
Ressortprinzip normiert. Auch der Bayerische Mi­
nisterpräsident hat nicht das Recht. einem Beam­
ten des Innenministeriums· eine Weisung zu ertei­
len. 

Sichergestellt wurde eine Heftung mit dem Titel 
„Vecchio" Diese Heftung enthält Notizen und Un­
terlagen über von Dr Langemann angeblich im 
Auftrag der Hanns-Seidel-St1ftung beschaffte Ab-

hörgeräte fUr ein afrikanisches Land. Hierauf ist 
später noch einzugehen 

Eine weitere Heftung tragt den Titel „Nairobi" In 
dieser Heilung befindet sich ein Bericht Dr. Lan­
gemanns über seine Reise mit Dr. Ludwig Huber 
nach Kenia in der Zeit vom 19. -24. Januar 1975. 
Ziel der Reise war eine mögliche investorische 
Teilnahme der Hanns-Seidel-St1ftung auf dem 
Gebiet der Entwicklungshilfe in diesem Land 

Sichergestellt wurde eine Vormerkung Dr. Lan­
gemanns vom 1 Februar 1980 an den Herrn 
Staatsminister. In dieser Vormerkung gibt 
Dr. Langemann Erkenntnisse über 3 Journalisten 
der Illustrierten „Stern" weiter Angesprochen 
sind die Parteizugehörigkeit eines dieser Journali­
sten. Bei einem anderen dieser Journalisten wird 
darauf hingewiesen, daß er über anscheinend sehr 
tragfähige Kontakte nach Ostberlin verfüge., 

Hinsichtlich des dritten Journalisten wird ausge­
führt. daß er 1n der DDR 1n MfS-Akten habe Ein­
sicht nehmen dürfen. Diese Vormerkung tragt fol­
genden Vermerk des Zeugen Dr. Waltner: „Der 
Herr Staatsminister hat Herrn Ministerpräsidenten 
informiert. MinisterpräsidBnt hat Vermerk gele­
sen."' 

Sichergestellt wurde ein Vermerk Dr. Langemanns 
vom 21 Februar 1980. der folgenden Inhalt hat: 
„Die beigefügte Veröffentlichung in vom 
11. Februar 1980. die unser Freund. verfaßt hat. 
geht auf hier unternommene Einflußnahmen im 
Zusammenhang mit dem BUro des Freiherrn von 
Stauffenberg zurück. Um Kenntnisnahme darf ge­
beten werden " 

Sowohl der Name der Zeitung wie auch der Name 
dieses Journalisten sind in diesem Vermerk ent­
halten. werden jedoch in diesem Minderheitenbe­
richt aus Geheimhaltungsgründen nicht genannt. 
Dieser Vermerk trägt die Paraphe des Staatsmini­
sters Tandler. Dieser Vermerk macht deutlich. daß 
Dr. Langemann in Zusammenarbeit mit dem Büro 
des Freiherrn von Stauffenberg Einfluß auf Pres­
severöffentlichungen genommen hat und ver­
sucht hat, Journalisten zu veranlassen. bestimmte 
Dinge in Zeitungen zu veröffentlichen. Der hier 
einschlägige Artikel in dieser Zeitung beschdftigt 
sich mit den Aktivitäten des russischen Geheim­
dienstes KGB bei den Olympischen Spielen in 
Moskau. Die Minderheit ist der Ansicht. daß es 
sich dabei auch nicht im geringsten um eine baye­
rische Angelegenheit handelt. 

Sichergestellt wurde eine mehrseitige Vormer­
kung Dr. Langemanns vom November 1979, die im 
Untersuchungsausschuß immer mit dem Arbeits­
titel „Victory for Strauß" bezeichnet wurde. In die­
ser Vormerkung berichtet Dr. Langemann über die 
Bemühungen eines ehemaligen CIA-Mitarbeiters. 
der jetzt als Publizist in London tätig ist. zusam­
men mit „seinem weitgefächerten. international­
politischen Freundeskreis. eine anonyme Ak­
tionsgruppe auszubauen . 

Zwischen diesem Publizisten und Frau Thatcher 
habe es vor kurzem ein Arbeitsgespräch gegeben. 
Diese Aktionsgruppe solle den multinationalen 
Konzernen nähergebracht werden, um auf diesem 
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Wege die notwendigen Geldmittel für die Aktionen 
zu erhalten. Es wird gesprochen 1n dieser Vormer­
kung von einem Geldbedarf von ,initial 750 000 
US-Dollar im Jahr' und .maximal 5 Millionen US­
Dollar' In dieser Vormerkung ist folgendes ausge­
führt: ,.Spezifische Ziele innerhalb dieses generel­
len Rahmens sind: Regierungswechsel zu bewir­
ken (A) 1m Vereinigten Königreich (geschehen\ 
und (B) in Westdeutschland. um die Freiheit von 
Handel und Wandel zu verteidigen und sich allen 
Formen von Subversion, einschließlich des Ter­
rors entgegenzustellen. Hinsichtlich der Vorge­
hens-Möglichkeiten dieser Aktionsgruppe ist in 
der Vormerkung folgendes u.a. aufgeführt: . .Das 
Verfassen von Beiträgen durch bestimmte. gut be­
kannte Journalisten in Britain. den USA und ande­
ren Ländern. Zugang zum Fernsehen ... Die Or­
ganisation öffentlicher Demonstrationen in be­
stim1'1ten Gebieten und zu ausgesuchten Themen 

. verdeckte Finanztransaktionen zu politischen 
Zwecken . Durchführung internationaler Kam­
pagnen, mit dem Ziel feindselige Persönlichkeiten 
und /oder Geschehnisse zu diskreditieren." 

Dieser Publizist habe im Zusammenhang mit sei­
ner Gruppe „Das Projekt ,Victory for Strauß'·· un­
ter Hinweis auf die in Großbritannien angewende­
te publizistische oder verdeckte Taktik (Schwer­
punktthema u.a. die kommunistisch-extremisti­
sche Unterwanderung von Regierungspartei und 
Gewerkschaften. KGB-Steuerung des Terroris­
mus, Lähmung der Inneren Sicherheit) initiiert. 

Nach der eigenen Aussage des Staatsministers 
Tandler im Untersuchungsausschuß, hat er diesen 
Vermerk gelesen. 

Sichergestellt wurde ein Akt. der sich mit ver­
schiedenen Vorgängen der Zeugen Josef und 
Czaba von Ferenczy beschäftigt. Aus diesem Akt 
ergibt sich, daß Dr. Langemann sowohl bei der 
Einbürgerung des Zeugen Czaba von Ferenczy 
wie auch bei der Beschaffung von Waffenscheinen 
für beide Zeugen behilflich war. Dies wurde von 
dem Zeugen Josef von Ferenczy im Untersu­
chungsausschuß energisch bestritten. Insoweit 
sind nach Ansicht der Minderheit weitere Aufklä­
rung9n dringend geboten. So hat z.B. auch ein Un­
tersuchungsausschußmitglied der CSU in diesem 
Zusammenhang folgendes ausgeführt: „Meine 
Meinung ist die, daß er seine amtliche Stellung 
mißbraucht hat, um dem einen Gefallen zu erwei­
sen." 

Sichergestellt wurde eine größere Anzahl von Un­
terlagen hinsichtlich der bereits früher angespro­
chenen ehemaligen BND-Mitarbeiterin, die sich 
bedroht fühlte und Dr. Langemann um seine Un­
terstützung bat. Aus anderen Briefen geht hervor. 
daß Herr Dr Langemann versucht hat. die betref­
fP.nde Person im Springer-Verlag unterzubringen. 
Auf einem Schreiben ist von Dr. Langemann hand­
schriftlich vermerkt: „Am 12. Mai 1975 auf Ersu­
chen Rot erneut mit Büro Boenisch telefoniert." 
Langemann verwendete für den CSU-Landesvor­
sitzenden Dr. Franz-Josef Strauß den Decknamen 
„Rot". Dies wurde vom Zeugen Heigl im Untersu­
chungsausschuß ausgesagt. Franz-Josef-Strauß 
hat jedoch bei seiner Aussage bestritten. Dr. Lan-

f 

gemann gebeten zu haben. sich für diese ehemali­
ge BND-Agentin beim Axel-Springer-Verlag ein­
zusetzen 

Sichergestellt wurden mehrere Vormerkungen. 
die sich mit der Bekämpfung des internationalen 
Terrorismus beschäftigen und 1n der Öffentlich­
keit immer wieder als .Petrus-Paulus-Papiere· be­
zeichnet wurden_ In der ersten Vormerkung be­
richtet Dr. Langemann darüber. daß ihn sein lang­
jähriger Gewährsmann Petrus u bereinige geRlan­
te Aktionen 1m Bereich des internationalen Terro­
rismus informiert habe. Diese Planungen gingen 
von einer im arabischen Raum angesiedelten Ak­
tionsgruppe aus. Diese Aktionsgruppe werde von 
KGB aber auch von Geheimnisträgern 1n den eu­
ropäischen Ländern mit Erkenntnismaterial aus 
nahezu zu sämtlichen europäischen Sicherheits­
behörden gespeist. Aus diesen Gru nden habe sein 
Gewährsmann Petrus auch h1nzugefugt .. durfterr' 
die vorliegenden Mitteilungen und die daran ge­
knupften Vorschläge keinesfalls zum 1etz1gen 
Zeitpunkt weder beim BKA noch beim BfV. insbe­
sondere nicht beim BND. schon gar nicht 1m Bun­
deskanzleramt bekannt werden· Dr Langemann 
fL.ihrt weiter aus. Petrus habe erk!3rt. sein Verbin­
dungsmann sei bereit. zur Aufklarung und zur Zer­
schlagung der gesamten Aktionsgruppe beizutra­
gen. 1n dieser Vormerkung ist weiter folgendes 
ausgeführt: „Dem Herrn Staatsminister ist diese 
Vormerkung vorgetragen worden Er hat einer 
Kontaktierung des Petrus durch 1 V (also Lange­
mann) in Wien zugestimmt Der damalige 
Staatsminister war Dr Alfred Se1dl 

Der nci.chste Vermerk in dieser Angelegenheit liegt 
etwa 20 Tage spater und trägt das Datum des 
30. November 1977 Auch dieser Vermerk ist 
Dr. Seidl zur Kenntnis gebracht worden Die Min­
derheit nimmt an. daß in dieser Vormerkung all 
dies enthalten ist. was Dr. Langemann bei seiner 
Kontaktaufnahme mit Petrus in Wien erfahren hat 
Diese Vormerkung behandelt dasselbe Thema wie 
die vorhergehende. ist 1edoch wesentlich detail­
lierter und enthält eine Reihe von Klarnamen der 
Mitglieder der vorhin genannten Aktionsgruppe. 
In dieser Vormerkung gibt Dr Langemann die 
Vorschläge ,seines Gewährsmanns Petrus. wie, 
diese im arabischen Raum angesiedelte terronsti­
sche Aktionsgruppe bekämpft werden konne. wei­
ter_ Langemann führt weiter aus. sein Gewahrs­
mann veranschlage und fordere Kosten in Höhe 
von 5 - 7 Millionen DM. „In der angebotenen per­
sönlichen Aussprache werde sein Gewährsmann 
darlegen. wie und wann dieser Betrag komplex­
we1se abgerufen und vor mißbrauchlichem Zugriff 
gesichert werden solle. und welcher Teilbetrag als 
initialer Abschlag - er veranschlagte mindestens 
10 Prozent der Gesamtsumme - zur Verfügung 
stehe". Langemann führt abschließend 1n diesem 
Vermerk folgendes aus: . .Die Angelegenhe1t 1st ab­
schließend keinesfalls bewertbar. Die abenteuer­
lich hohe Summe mag allein schon 1m ersten An­
se hein das Bild in Richtung eines groß angelegten 
Nachrichtenschwindels verwischen. Sicherheits­
politisch höchst interessant. fachlich bedeutsam 
und durchaus profihafte gehe1mdienstl1che Vor­
stellungen sind gleichermaßen unabweislich Eine 
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Vertiefung des Erkenntnisstandes und die Detail­
absicherung einzelner pauscha!iert angedeuteter 
Fallzusammenhänge erscheint irir 1n 1edem Fall 
geboten: wozu ein Gesprach mit dem Gew.3.hrs­
mann sinnvoll ware. Dazu bitte ich. mUndlich vor­
tragen zu dürfen." 

Ob dieser mundl<che Vortrag dann tatsachl1ch er­
folgt ist, konnte vom Ausschuß bisher nicht geklart 
werden. Es gibt Jedoch ein starkes lnd!Z dafur. daß 
dies geschehen ist. Denn in einem weiteren Ver­
merk des Herrn Dr. Langemann vom 6. Dezember 
1977 führt er folgendes aus .,Gelegentlich der 
Erürterungen mit Petrus zur Frage des internatio­
nalen Terrorismus am 25 November 1977 
Langemann gibt in diesem Vermerk Informationen 
über einen Hubschrauberauftrag, der einer deut­
schen Firma erteilt worden sein soll weiter 
Langemann bezeichnete es in diesem Zusani­

..imenhang als angebracht, zur unterstUtzenden 
Prüfung der Glaubwurd1gke1t seines Gewahrs­
manns Petrus bei dieser Firma RU.:::kfragen wegen 
des Auftrags anzustellen In einer weiteren Vor­
merkung vom 13. Dezember 1977 gibt Dr. Lange­
mann Informationen seines Gewährsmanns hin­
s1chtl1ch der Oetker-Entführung weiter 

Aufgrund dieser vom Untersuc'lungsausschuß 
ges1chtelen Akten steht e1ndeut1g fest. daß die Be­
hauptung Langemann habe zwar einmal einen 
derartigen Vermerk gefertigt. C1e Ange!egenheit 
sei aber :lie weiterverfolgt worden. unzutreffend 
ist. Die Bek8.mpfung einer terror:stischen Aktions­
einheit in Arabien gehort weiß Gott nicht zu den 
Aufgaben eines bayerischen Staatsschutzchefs 
oder des Bayerischen Innenministeriums Dr 
Seidl hat zwar im Untersuchungsausschuß ausge-
sagt. er habe nach d~r Vorlage der ersten Vormer-
kung Langemann angewiesen. den BND zu infor­
mieren. Dennoch hat Dr Langemann weiterh;n 
Kontakt mit diesem Gewährsmann in dieser Sache 10. 
gehalten und weitere Vorm..-:rkungen dem damali-
gen Innenminister Dr. Se1dl vorgelegt. Dr. Se1dl 
hat anscheinend auch nicht das geringste getan, 
um diese Tätigkeit Dr. Langemanns. die nicht zu 
seinem Aufgabenbereich gehörte. zu unterbinden. 

Sichergestellt wurde ein Vermerk Dr. Langemanns 
':-om 20. November 1978 an 1 nnenminister Tandler. 
der nach einem Vermerk des Zeugen Dr. Wallner 
dem Innenminister auch vorgelegt worden ist. In­
nenminister Tandler hat bei seiner Vernehmung 
ausgesagt, daß er diesen Vermerk kenne. Lange­
mann berichtet in diesem Vermerk über Gesprä-
che mit dem römischen Kunenpralaten Monsigno-
re Prof 01 Arestide Brunelle. Dieser Kurienprälat 
war in frUheren Zeiten für den BND im Vatikan t8.-
t1g. Im Untersuchungsausschuß konnte in der 
Zwische1zeit festgestellt werden. daß dieser Ku­
rienprälat in der späteren Zeit Dr. Langemann mit 
informationen versorgte. Es wurden auch dann 
von Dr. Langemann Gelder aus dem Titel ,Positiver 
Verfassungsschutz" auf das Konto dieses Kurien­
prälaten überwiesen. In dieser Vormerkung vom 
20. November 1978 gibt nun Dr Langemann die 
Erkenntnisse dieses Kurienprälaten über das letz-
te Konklave weiter. Er berichtet. daß eine Mehrheit 
der Kardinale fur einen italienischen Kandidaten 

nicht habe erzielt werden können. daß dann 
zunachst ein britischer Kardinal als Papstkan­
didat in die Erorterung gekommen sei. und wer 
dann schl1eßl1ch Johannes Paul II gewahlt und 
sich für ihn eingesetzt habe. Langemann be­
richtet weiter. daß der neue Papst der bisheri­
gen .,Ostpo:1tik" des Vatikans ein baldiges 
Ende bereiten werde und daß er insoweit be­
reits erste Weisungen gegeben habe Er be­
richtet schl1eßl1ch auch daruber. welche per­
sonellen Ver8.nderungen im Vatikan zu erwar­
ten seien 

Dies s111d nur e1n1ge der Unterlagen die si­
chergestellt wurden Daneben gibt es noch 
eine Reihe weiterer sichergestellter Unterla­
gen. z.B. Vormerkungen uber Journalisten. die 
dem CSU-Landesvorsitzenden Franz-Josei 
Strauß kritisch gegenuberstehen. Auszah­
lungsanweisungen aus dem Topf „po$it1ver 
Verfassungsschutz"' Vermerk Uber dre Ge­
sprache Dr. Langemanns mit dem Vizeprasi­
denten des BND Klusak. Briefwechsel zwi­
schen Dr Langemann und dem Rechtsanwalt 
Dr Kollmar in Landau. ein Dossier uber die 
kommunistische Partei Italiens und vieles an­
dere mehr. Eine Vielzahl der in diesen Unterla­
gen angesprochenen Vorgange ist zum 1etz1-
gen Ze1tpunkl nicht abschließend bewertbar. 
da insoweit nocr1 detaillierte Untersuchungen 
erfolgen mussen 

Sichergestellt wuraen schließlich die Ring-und 
Jahrbucher des Dr. Langemann Sie befinden 
sich bei der Generalbundesanwaltschaft in 
KarlsrJhe. Dem Untersuchungsausschuß war 
es nicht mehr moglich diese Unterlagen zu 
sichten. da die CSU eine weitere Aufkl8rungs­
arbe1t uber den 8 Juli 1982 hinaus verhindert 
hat. 

Zu Ziff. 2 f des Untersuchungsauftrags 

Es steht ohne Jeden Zweifel fest, daß ein Scha­
den für die innere Sicherheit dadurch entstan­
den ist. daß Unterlagen der dargestellten Art 
Unbefugten zugänglich gemacht wurden. Dies 
hat auch der Innenminister Tandler bei seiner 
Vernehmung eingeräumt. Auch der ehemalige 
Präsident des Landesamtes für Verfassdngs­
schutz, der Zeuge Dr Z1egler erklärte. daß 
durch Veröffentlichungen wie 1n der Illustrier­
ten Quick und der Zeitung Bild am Sonntag die 
Arbeit der Sicherheitsorgane erheblich beein­
trächtigt werde. 

Das Ausmaß dieses Schadens ist aber beim 
jetzigen Ermittlungsstand nicht absehbar. Ins­
besondere kann nicht ausgeschlossen werden. 
daß noch andere Unterlagen von Dr. Lange­
mann weitergegeben wurden. die bisher gar 
nicht veroffentl1cht sind. Es ist Jedenfalls zu be­
fürchten, daß weitere Dinge noch veroffent­
licht werden. 

Wenn die Mehrheit in ihrem Bericht darauf 
hinweist, daß eine abschließende Würdigung 
erst nach Beendigung der anhangigen Erm1:t­
lungsverfahren möglich erscheine. so ist diese 
Aussage aus der Sicht der Minderheit insoweit 
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zu korrigieren, daß eine abscMl1eßende WUrdi­
gung nach Beendigung der Arbe't des in der 
neuen Legislaturoeriode einzusetzenden Un­
tersuchungsausschusses vorzunehmen ist 

11. Zu Zlff. 2 g des Untersuchungsauftrags 

Der Untersuchungsausschuß hat einen Teil 
der vom Zeugen Bissinger mitgebrachten 
Tonbänder abhören können Die bisher abge­
hörten To.'lbänder 8eTas.sen sich zum aller­
größten Teil mit Vorgangen aus der BND-Zeit 
Langeman:ls. Es konnten bisher nu1- 2 Vorgan­
ge festgestellt werden. die die Z~:t Dr Lange­
manns 1m Innenministerium betreffen Bei eiern 
einen handelt es sich um die bereits dargesteli­
te Äußerung Dr. Langemanns hinsi::htlich des 
Tagebuchs zur Schleyer-Er.tführung aus dem 
Laaezentrum des Baverischen lrinenmin~ste~ 
r-iiw~s. Bei dem anderen Vorgang ha:ldelt es 
sich um diA BemUhungen Dr L_angemanns im 
Auftraq eirier deutschen Großfirma ein Mit­
glied d-er alten :ranischen Regierung nach dem i 

Khomeini-Umsturz aus dem Iran rierauszuho­
len. Langemann beh8uotet auf diesem Ton­
band. daß dies auch qelungeri sei Langernarn 
behauptet auf diesem Tondband fP,rner. er 
habe diese ,A,nge!egen~eit 1nnenm1111ster Tand­
ler vorgetraqen Die~er sei iedoch 1otal des1,'l­
teress\ert gewesen 
Auf diesen Tonb3ndern befinden sich eine 
Vielzahl von Äußerungen Langem.snns. dien ur 
den einen Schluß zu lassen. daß diese Tonb.3.r:­
der mit Wissen ur.d Wi l IP.n Dr. Langemanns an­
gefertigt wurden Es besteht desha'b nicht der 
geringste Zw~if~! d.8rrtn. da8 die Versio:i 
Dr. Langerianns. rliesA Tonbänder seien ge­
gen seinen Willen mitgeschnitten worden. 
falsch rst. So hat auch der CSU-Abgeordnete 
Dr. Wiesheu in dAr 7. Sitz1_;ng des Untersu­
chungsausschusses folgendes erklärt: .. Eine 
Feststellung habe ich getroffen - jamit habe 
ich sicher ni<::hts vorwegqenornrren - daß 
nach Meinung des Ausschusses an der Echt­
heit der Tonbänder und an der Tatsache, daß 
sie mit Wissen und Willen von Langemann auf­
genommen worden sind, kein Zweifel besteht. 
!<lach meiner Meinung für den ganzen Aus­
schuß." In diesem Punkt ist jedenfalls dem Kol­
legen Wiesheu ohne Jede E1nschrankung zu­
zustimmen. 

12. Zu Ziffer 3 des Untersuchungsauftrags 

' 

Dieser Ziffer des Untersuchungsauftrags liegt 
eine in der Presse wiedergegebene Äußerung 
des Oberbürgermeisters der Landeshaupt­
stadt München, Erich Kiesl. zugrunde. Nach 
Presseberichten soll Erich Kiesl geäußert ha­
ben. Langemann sei im Innenministerium mit 
spitzen Fingern behandelt worden. Bei seiner 
Vernehmung erklärte Oberbürgermeister 
Kiesl, er kenne keine Vorgänge, die eine nega­
tive Bewertung der Person des Herrn Lange­
mann zugelassen hätten. Der Zeuge Kiesl sag­
te wörtlich: ,,Ich habe eine solche Erklärung 
nicht abgegeben."' Er verneinte auch. derarti­
ges sinngemäß gesagt zu haben. Der Untersu­
chungsausschuß sah sich daraufhin gezwun-

~~~~~~~~~~~~~~~~~~ 

gen. die Vernehrnuf"lg des Zeugen Kiesl zu un­
terbrechen und 3 der Journalisten zu verneh­
men. die bei d 1esem PrPssegespr8.ch des OB 
Kiesi anwesend waren Die Journalisten Peter 
Schmaiz. Lutz Roßmann L!nd Michael langer 
sagten übereinstimmend aus. daß OB Kiesl 
diese Worte gebraucht oabe Der Zeuge Kiesl 
'.vurde nach dieser Unterbrechung eindringlich 
darauf hingewieseri. daß er vor dem Ausschuß 
die l/iJ'ahrheit zu sagen habe. Die drastischste 
Äußerung kam wohl insoweit von dem CSU­
Abgeordneten Gast•nger. der dem Zeugen 
Kiesl folgerides v()rh1elt „Der Ehrliche sagt 
immer die Wahrheit. der K.1uge zur rechten 
Zeit." So ermahnt. konnte s:ch schließlich der 
Zeuge Kiesl, der im lJbngen seine Vernehmung 
im Untersuchungsausschuß wohl mehr als 
Gaudi oder Kombd1enstadel angesehen hat. zu 
der Äußerung durchringen. er könne sieh zwa~. 
nicht mehr dar1111 P.rinnerri diese Worte ge­
braucht zu haber: er könne es aber auch nicht 
ausschließen 8er Oberb 1.1rgermeister der 
Landeshauptstadt Mu11r:~p11 Erich K1esl ist 
damit haarscharf ar e1 ner f?. !schPn une1d 1 ichen 
.A.ussage vorbeigeschlittert 

Alle anderen Zet.gPn. die zu dieser Ziffer des 
Unters1JchungsrHift1ages befragt wurden. sag­
ten Ubereinstimrnend aus. dRß der damalige 
lnnenm1n·ster Cr Bnino Merk ausgesprochen 
unglücklich daruber gewesen sei daß mit 
Dr Langemann ein sogenannter .. Ouereinstei­
ger" Stac<.tsschutzchef :rn 1nnenrn1n1sterium 
geworden sei DPr Amtschef des 1 nnenm1niste­
riums. der Zeuge Dr. Süß. erklarte. die Verwal­
tung des 1nnenm1n1stenums einschließlich der 
politischen Spitze sei nicht gerade begeistert 
gewesen. Ein Ma11n. der uber das Dachfenster 
einsteigt. kann r1cr1t erwarten. daß er untPn 
freundlich begrußt wird ·· 
Die Zeugin Therese Sumgruber. sagte aus. im 
lnnenministen:Jm h8tten sie Langemann „am 
liebsten gleich wieder hinausgeschossen bei 
der hinteren Tür" M1n1sterialdirigent Rudolf 
Dörr erklärte. der damalige Innenminister 
Dr. Merk habe diese Personalentscheidung ge­
troffen oder mitgetragen. „der Not gehor­
chend, nicht dem eigenen Triebe" Und def 
Zeuge Dr Ratuschny erklärte, die Beamten im 
Innenministerium hätten schon Zuruckhaltung 
gegen Dr Langemann an den Tag gelegt, weil 
er als Außenseiter reingekommen sei. und weil 
es allgemein hieß, „daß er nur durch politische 
Einflußnahme diese Stellung bekommen habe 
und gleich Ministerialdirigent geworden sei. 
Nur deswegen mußte auch die Organisation 
geändert werden " 

Keine Bestätigung fand die Behauptung, 
Dr. Langemann sei an wishtige Dinge nicht 
herangetassen worden. Dies wurde von sämtli­
chen Zeugen mit einer Ausnahme verneint. Der 
frühere Präsident des Landesamtes für Verfas­
sungsschutz, der Zeuge Dr. Ziegler erklärte. er 
habe nach dem Eintritt Dr. Langemanns in das 
Innenministerium vermehrt von dem Recht 
Gebrauch gemacht, im delikaten operativen 
Feld unmittelbaren Vortrag beim Minister zu 
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halten und nicht den Dienstweg einzuhalten 
Da rU ber h rnaus gibt es 11?doch keine derartigen 
Erkerntn1sse 1m Untersuchungsausschuß 

Zu den Ziffern 4 a - c des Untersuchungsauf­
trags 

Nacr dem Geschaftsver:erlungsp!an oblagen 
Dr Langemann folgende Aufgaberi Positiver 
Verfassungsschutz. die Monatsberichte „Inne­
re Sicr,erhe1r· und die U nterstutzung staatspo­
litischer 8ildungs2rbe1t Zum Bereich des posi- i 
tiven Verfassungssc'"1u:zes stellte der Prasi­
dent des Bundesamtes fur Ve„fassungsschutz 
Dr Meier 1rn UntersuchcJqgsausschuß dar. daß 
es s1cn dabei um die Werbung fur den Verfas­
sungsschutz und die Darstellung seiner Auf­
gaben durch Offentlichkeitsarbeit handle So­
wohl der Zeuge Dr. Meier wie auch der frühere 
Pras1dent des LandesaTTtes fUr Verfassungs­
scrutz Dr Z1egler haben 1m Untersuchungs­
ausschuß ubere1nst1mrr.eno ausgesagt. daß In­
formationsbeschaffung 1m S:nne der operati­
ven Beschaffung ri1cht zu diesem Aufgabenbe­
reich gehore Der fruher·e Innenminister 
Dr Bruno Merk urischr1eb die Aufgabe 
Dr. Langemarrs h1ns1chtl1ch des positiven 
Verfassungsschu!zes ,j2h1ngehend daß er Ak­
ti1,n:atr:>n zu ent:w1ckeln hatte. um 1rri Bereich der 
Jugend t1nd gese1.schaf:l1cher Gruppierungen 
pos1t1ve Reaktionen l1rid Motivationen auszu­
losen fur· den demokratischen Rechtsstaat 
Dr. Langemann hatte also vertrauersb1ldende 
tv1aßnahmer: und Akt1vitaten zu ent1..v1ckeln tv11t 
Nach,jruck schloß Dr i\.~erk aus. daß :iachnch­
tend1enstl1che Tatigke1t zu diesem Aufgaben­
bereich gehore Dr Bru'lO Merk .Auf alle Falle 
1st Beschaffung vor Nachricnten nie und n1m­
:ner Teil der Aufgabe positiven Verfassungs­
schutzes Nachric'lteribeschaffung ist immer 
Zusammenarbeit mit Ü;Jellen bedeute~ Ein­
satz nachrichtend1enstl1cher Mittel personel­
ler. materieller und sonstiger Art. Und all das 
hat mit pos1t1vem Verfassungsschutz uber­
haupt nichts zu tun· Diese Aussagen 1m Un­
tersuchungsausschuß decken sich 1m ubrigen 
auch mit der Außerung des sch!esw1g-holste1-
n1schen lnnenm1n1sters Dr Barsehei hinsicht­
lich der Aufgaben des positiven Verfassungs­
schutzes 

Von dieser Aufgabenstellung ausgehend sind 
die von Dr Langemann entwickelten Aktivit3-
ten zu durchleuchten 

Der da mal 1ge 1 n nenm in1ster Dr Merk hatte von 
Anfang an Bedenken ob es Langemann gelin­
gen werde. die innere Umorientierung von 
nachrichtendienstlicher Tatigkeit. insbeson­
dere Nachrichtenbeschaffung zu den Aufga­
ben des Verfassungsschutzes. naml1ch Förde­
rung der Motivation zugunsten des demokrati­
schen Rechtsstaates zu vollzrehen. Er war sich 
bewußt. daß Dr. Langemann zumindest in der 
Anlaufzeit „am kurzen Zugei geführt werden 
mu1'3. um zu verhindern daß er etwa diese Tä­
tigkeit als Fortfuhrung nachrichtendienstlicher 
Aufgaben betrachte· r"-Jach den Aussagen 
Dr. Merks gab es e1nrr·al eine Angelegenheit 

bei der ;ran Zweifel haben konnte ob nicht 
doch Beschaffungstat1gke1t wahrgenommen 
wird Clr ~Jlerk hat damals sofort Herrn Dr Suß 
gebeten Herrn Langemann mit Nachdruck zu 
verdeutlichen. daß diese Arbeit beendet sein 
und ble1ber musse Urn welchen konkreten 
Vorgang es sich dabei gehandelt hat konn~e 

nicht h1nre1chend geklart werden Der Zeuge 
Dr Z1egler hat Jedoch bei seiner Vernehmung 
e1n1ge Dinge angesprochen die der Grund fur 
die Weisung Dr. Merks gewesen sein korinte'l 
So trafen sich nach der Aussage Dr_ Z1eglers 
1974 Redakteure der Illustrierten Sterr 1n 
MUnchen Dr Langemann erschien bei diesem 
Treffen und erklarte. er komme vom Landes­
amt fur Verfassungsschutz Dr Z1egler hat den 
!nnenm1n1ster Dr Merk h1eruber sofort infor­
miert. Dr Z1egler hat ferner ausgesagt. daß 
Langemann auch Gelder vom Landesar:nt fur 
Verfassungsschutz haben wollte Dies hn.t 
Dr Z1egler immer abgelehnt Er hat es auch 
abgelernt enemal1ge BND-M1tarbe1ter zu 
ubernehmen. wie Langen1ann es gel/l.'urischt 
hatte Dr Z1egler hielt es nicht furopportun da 
das Landes2mt fur Verfassungsschutz andere 
Aufgaben 'lr1be und er immer darauf geachtet 
habe. daß keine Vermischung mit den Aufga­
ben des BND stattfinde Auch uber diese Vor­
gange wurCP, Dr ~„1 erk vor Dr Z1egle~ 1nfor­
m1ert 

Der Fall Kaoko 

rv11t Schr·="ber; v'Orn 4 August 197511vandte sich 
derStaatsm1n1ster a D Heinrich Junker an den 
Herrr fv11r1ster1ald1rektor Dr Suß Zugrunde 
lag eine Erschaftsabw1cklung bei der es .?J.uch 
L>rn die F1rrrn Kaoko-Land- und Minen-Gesell­
schaft m b H Munche11 und Rechte ar. be­
trachtl1chem Grundvermogen 1 uber 100 000 
akm,1 1m ehemaligen Deutsch-Sudwestafrika 
ging Der Wert dieser Landere1en wird 1n die­
sem Schreiben als wegen der vorkommenden 
Bodenschatze kaum bez1fferbar bezeichnet 
Staatsm1n1ster a 0 Junker teilte nun Herrn 
Dr. Suß mit. daß sich Dr. Langemann in dieses 
durch Nachlaßverwaltung. Steuerfahndungs­
ermittlungen usw recht komplizierte Ge~che­
hen' eingeschaltet hatte Langemann habe 
zwar gegenuber dem Anwalt der Erben erkiart. 
sern Interesse sei nur privater Natur Er trete 
aber offenbar gegenuber anderen 1n amtlicher 
Eigenschaft auf. Junker bat Dr Suß. dieser Sa­
che nachzugehen. da es fur ihn kaum vorstell­
bar sei. daß in dieser Nachlaßangelegenheit 
Staatsschutzinteressen vorlagen Dr. Lange­
mann wurde zu einer dienstlichen Stellung­
nahme aufgefordert In dieser dienstlichen 
Stellungnahme vom 11 September 1975 findet 
sich folgende Passage „Der Herr stellvertre­
tende M1n1sterprci.sident und Staatsmtn1ster 
der Finanzen (Anm damals Dr Ludwig Huber) 
ist vor einiger Zeit von dritter. 1n keiner Weise 
mit der Nachlaßangelegenhe1t verknupfter Sei­
te auf die geschilderten Zusammenhange mit 
der Anregung aufmerksam gemacht worden 
aus naheliegenden f1nanz- und energiepoliti­
schen Rucks1chten eine off1z1elle E1nfl ußnahme 
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des Freistaates Bayern bei der schwierigen Ef­
fektivierung der Kaoko-Gese!lschaft, gegebe­
nenfalls eine Beteiligung, ventilieren zu lassen. 
Wegen meiner früheren Tätigkeit im Auswärti­
gen Dienst und zahlreicher mir zur Verfügung 
stehender Auslandsverbindungen. namentlich 
in Südafrika hat der Staatsm1n1ster Dr. Huber 
unter zusätzlicher Einschaltung von Herrn Mi­
nisterialdirektor Müller persönlich mich mit der 
Vorprüfung einzelner personen- und sachbe­
zogener Fragen beauftragt. Diese Vorprüfung 
habe ich durchgeführt und sodann einen Kon­
takt zu Herrn auftragsgemäß hergestellt 
Herr Staatsminister Dr. Huber hat mich aus­
drück!ich ersucht, auch in Zukunft meine gu­
ten Dienste zur Verfügung zu halten. falls die 
von seinem Haus noch nicht abgeschlossene 
Sachbehandlung dies erfordert. Ich stelle 1n 
cJ.;esem Zusammenhang fest. daß ich insoweit 
selbstverstandl1ch nicht als Abteilungsleiter 1m 
Bayerischen Staatsministerium des Innern ta­
tig geworden bin. Meine Funktion als Abtei­
lungsleiter Staatsschutz im Innenministerium 
hat lediglich innerhalb eines Randaspektes 
eine periphere Rolle gespielt." 

Mit Recht hat hierzu Herr Dr Schwindel 1n ei­
nem handschriftlichen Vermerk vom 26. Sep­
tember 1975 an Herrn Dr. Suß folgendes fest­
gestellt: „In formeller H1ns1cht ist festzuhalten. 
daß der Herr Staatsminister der Finanzen auch 
in seiner Eigenschaft als Stellvertreter des Mi­
nisterpräsidenten nicht befugt ist. einem An­
gehörigen unseres Hauses einen schriftlichen 
Auftrag zu erteilen. noch dazu ohne Vorwissen 
des Ministers oder des Staatssekretärs." 

Der Zeuge Dr. Ludwig Huber hat bei seiner 
Vernehmung 1m Untersuchungsausschuß 
ausgesagt. er habe zu keiner Zeit Dr. Lange­
mann in dieser Sache einen Auftrag erteilt oder 
sei sonstwie an ihn herangetreten Dr. Süß je­
denfalls teilte aufgrund der d1enstl1chen Stel­
lungnahme des Herrn Dr. Langemann dem 
Staatsminister a.D. Junker mit, daß aufgrund 
der Erklärung des Dr. Langemann. er sei immer 
nur als Privatmann aufgetreten und sein ge­
samtes Tätigwerden sei von seiner Dienstauf­
gabe und Dienststellung erkennbar getrennt 
geblieben, von seiten des Innenministeriums 
aus nichts veranlaßt sei. Auf Befragen hat Herr 
Dr. Süß im Untersuchungsausschuß ausge­
sagt, er habe Dr. Ludwig Huber auf diese Sache 
damals deswegen nicht angesprochen, weil er 
sie für eine private Angelegenheit zwischen 
Dr. Huber und Dr. Langemann hielt. 

Dies ist der bisherige Erkenntnisstand im Un­
tersuchungsausschuß. Die Minderheit hält 
diese Angelegenheit nicht für hinreichend auf­
geklärt. Weitere Ermittlungen, insbesondere 
nach den Gründen und nach Art und Umfang 
der Langemannschen Aktivitäten sind erfor­
derlich. 

Der Fall Zwick 

Der Sachverhalt ist in Kürze folgender: 
Am 18. Oktober 1976 war ein Kriminalrat mit 
dem Namen Pachevom Bayerischen Landesamt 

für Verfassungsschutz beim Finanzamt in Pas­
sau. Er.gab an. dienstliche Erhebungen ma­
chen zu sollen die Herrn Dr Zwick aus Bad 
FUssing betreffen Dr. Zwick ist mit Franz-Jo­
sef Strauß persönlich bekannt und befreundet 
Dieser Herr Pache gab auch an, er solle Erhe­
bungen anstellen. hinsichtlich steuerrechtli­
che Probleme des Herrn Dr. Strauß und bezug­
lich des finanziellen Hintergrundes seiner 
Griechenland-Akt1v1tät Dabei gehe es auch 
um finanzielle Querverflechtungen mit 
Dr. Zwick und um mögliche politische Einfluß­
nahme Dr_ Zw1cks auf den Landesvorsitzenden 
der CSU. Aus den Akten ergibt sich. daß das 
Finanzamt Passau beim Finanzministerium zu­
rückgefragt hat. Der seinerze1t1ge Ministerial­
direktor Dr. Muller 1m Finanzministerium setzte 
sich daraufhin mit Dr Langemann in Verbin­
dung 

Die Aktivit3t des Landesamtes fur Verfas­
sungsschutz geht nach der Aussage des Zeu­
gen Dr. Z1egler darauf zu ruck. daß Dr Lange­
mann ihm 1m August 1976 empfohlen habe. 
den Hintergrund des Herrn Zwick zu durch­
leuchten. Wesentliche weitergehende Er­
kenntnisse konnte der Untersuchungsaus­
schuß in dieser Angelegenheit bisher nicht er­
halten. Nach den bisherigen Erkenntnissen 
sieht es so aus. als wenn es nicht die geringste 
Veranlassung gegeberi h.3tte. sich mit 
Dr. Zwick zu besch.3ftigen Es ist durchaus 
denkbar. daß Dr. Langemann mit dieser Aktion 
ganz andere Ziele verfolgen wollte. Die Min­
derheit hält jedenfalls weitere Aufklarung 1n 
dieser Sache fur dringend geboten. 

Der Fall Goldenberg 

Hinsichtlich dieser Angelegenheit bestehen 
nach Ansicht der Minderheit erhebliche Un­
klarheiten Fest steht bisher led1gl1ch folgen­
des: Simon Goidenberg war 1n Ostberlin M1t1n­
haber der Firma Trad1mex. die sich mit der Ein­
fuhr von Embargo-Gutem beschaftigte. Er ver­
ließ 1976 mit seiner Familie die DDR und kam in 
die Bundesrepublik Deutschland. Zunächst 
war er mit seiner Familie im Gästehaus der 
Firma Gebrüder März KG im Landkreis Rosen-' 
heim polizeilich angemeldet Goldenberg 
kannte die Firmeninhaber März seit vielen Jah­
ren und war mit ihnen befreundet. Nach der 
Aussage Dr. Zieglers sind die Gebruder März 
mit Franz-Josef Strauß sehr gut bekannt. Der 
BND trat nun an das Landesamt fur Verfas­
sungsschutz heran mit der Bitte. Goldenberg 
wegen dessen Erkenntnisse über die DOR und 
wegen seiner engen Zusammenarbeit mit 
staatlichen Einrichtungen der DDR zu befra­
gen. Goldenberg solle als Kontaktperson ost11-
cher Nachrichtendienste bekannt sein Der 
Präsident des Landesamtes fur Verfassungs­
schutz. Herr Dr. Z1egler. wandte sich daraufhin 
schriftlich an den damaligen Innenminister 
Dr Seidl und stellte den Sachverhalt dar Die­
ses Schreiben endet mit folgendem Absatz 
„Im Hinblick auf die Beziehungen des Vorsit­
zenden der CSU. Herrn Dr. Franz-Josef Strauß. 



DRUCKSACHE 9 13012 Bayerischer Landtag 9_ Wahlperiode Seite 23 

zu den GebrLidern März. darf ich Sie. sehr ver­
ehrter Herr Staatsminister. um Entscheidung 
bitten. ob und gegebenenfalls welche weiteren 
Klarungsmaßnahmen durchgeführt werden 
können." 

Dr. Ziegler gab 1m Untersuchungsausschuß 
an. er habe sich wegen seiner Erfahrungen im 
Fall Zwick - das damalige Tatigwerden des 
Landesamtes fur Verfassungsschutz hatte zu 
heftigen Reaktionen des CSU-Landesvorsit­
zenden geführt - beim 1 n nenminister rückver­
sichern wollen_ Dieses Schreiben habe er per­
sönlich dem Minister mit dem Hinweis überge­
ben. daß er nicht 100 prozentiges Vertrauen in 
die Undurchlässigkeit des Bereiches 1 F. also 
Langemann. hätte. Dr_ Ziegler erklärte weiter. 
er sei ausgesprochen bestLirzt und überrascht 
gewesen. als einige Tage später Dr_ Lange­
mann bei ihm angerufen und gesagt habe. er 
haben den Bericht bekommen. Dr. Langemann 
habe weiter erklärt. er kenne Goldenberg und 
habe Bedenken. daß eine Befragung durchge­
fuhrt wird 

Dieser Weisung war folgendes vorausgegan­
gen: Dr. Seidl hat im Untersuchungsausschuß 
ausgesagt. er habe diesen Brief des Herrn Dr 
Ziegler sofort mit seinem Referenten Dr_ Walt­
ner besprochen Man sich sofort einig gewe­
sen, daß dieser Brief Franz-Josef Strauß zuge­
leitet werden musse. Nachdem der Vorgang im 
Jahr 1977 lief, war Dr Strauß damals noch 
nicht Ministerprasident in Bayern. Nach der 
Aussage Dr Se1dls erklärte Dr. Wallner bei die­
sem Telefongesprach folgendes „Da kommt 
ein wichtiger Brief. den sie dem Chef vorlegen 
müssen. sagen Sie uns dann was geschehen 
soll Da ist immer von Chef die Rede gewe­
sen" In diesem Zusammenhang muß darauf 
hingewiesen werden, daß dieses Schreiben 
des Bayerischen Landesamtes für Verfas­
sungsschutz als VS-Vertraulich eingestuft 
worden war 

Nach der Aussage Dr. Se1dls rief dann Dr Knit­
tel bei Dr. Waltner zurück, teilte mit. daß der 
Chef von dem Brief Kenntnis genommen habe 
und daß es zunächst nicht notwendig sei. vom 
Ministerium aus etwas zu unternehmen. Seit 
diesem Anruf habe er nichts mehr von der Sa­
che gehört. Dr Seid! bestätigte auch. daß er 
das Schreiben des Landesamtes für Verfas­
sungsschutz an Dr Langemann weitergeleitet 
habe Der Zeuge Dr Knittel erklärte 1m Unter­
suchungsausschuß. ihm sei der Brief Dr. Zieg­
lers zugegangen mit der Bitte. Franz-Josef 
Strauß zu unterrichten. Ein paar Tage später 
sei er unterrichtet worden Uber die Stellung­
nahme Langemanns_ An weitere Einzelheiten 
hatte Dr Knittel jedoch keine Erinnerung 
mehr. Er konnte insbesondere nichts dazu 
aussagen. ob er nun Franz-Josef Strauß unter­
richtet habe. und wie dieser reagiert habe. 

Fest steht jedenfalls. daß Simon Goldenberg 
zum damaligen Zeitpunkt nicht befragt wurde. 
Eine Befragung hat erst Anfang diesen Jahresn 
(1982) stattgefunden. Der Hintergrund dieser 

Angelegenheit liegt fur die M1nderhe1t bisher 
noch weitgehend im dunkeln_ Es ist insbeson­
dere nicht auszuschließen. daß von Lange­
mann insoweit falsche Fahrten gelegt wurden 
Der Zeuge Heigl hat 1m Untersuchungsaus­
schuß ausgesagt. Langemann habe mit Hilfe 
von Matalon für Goldenberg einen Persil­
schein ausgestellt. Er habe damit Franz-Josef 
Strauß einen Gefallen erweisen wollen Simon 
Goldenberg hat im Untersuchungsausschuß 
ausgesagt. er habe Franz-Josef Strauß viel­
leicht 3 oder 4 mal bei den Gebrüdern Marz ge­
troffen. aber nur einmal wenige Worte mit ihm 
gewechselt. Dr. Franz-Josef Strauß hat ausge­
sagt. daß er keinerlei Vorstellung mit dem Na­
men Goldenberg verbinde_ Dies wurde von 
Staatssekretar Neubauer bestatigt. der vor sei­
ner Kab1nettsze1t als Steuerberater für Gol­
denberg tätig war Ob und welche Rolle die 
Gebruder Marz bei dieser Angelegenhe1t ge­
spielt haben. ist bisher uberhaupt nicht geklart 

Der Zeuge He1gl hat weiter ausgesagt. die fran­
zösische Abwehr habe die Bayern gewarnt. 
daß Franz-Josef Strauß nicht mehr 1n Paris 1m 
Luxus-Appartement von Goldenberg uber­
nachten solle_ Langemann habe Innenminister 
Tandler darUber informiert ... welches Kalrber 
Goldenberg war Er habe lnnenm1n1ster Tand­
ler auch daruber aufgeklart. daß Goldenberg 
Rauschg1ftgeschafte betrieben habe. Golden­
berg selbst hat 1m Untersuchungsausschuß 
best8tigt. daß er in Paris eine Wohnung besit­
ze. Er habe keine Ahnung. ob Franz-Josef 
Strauß in seiner Wohnung gewesen sei .. Viele 
Freunde haben SchlUsseJ zu dieser Wohnung 
von mir erhalten_'" Franz-Josef Strauß selbst 
erklärte 1m Untersuchungsausschuß ihm sei 
von den Gebrudern Marz angeboten worden. 
bei Aufenthalten 1n Pans diese Wohnung zu 
benutzen. Er bestritt jedoch mit Nachdruck. 
jemals in dieser Wohnung gewesen zu sein 
Auch insoweit hält die Minderheit des Unter­
suchungsausschusses weitere Aufklarungen 
für dringend geboten. 

Simon Goldenberg hat ferner 1m Untersu­
chungsausschuß erkl8.rt, nie mit dem Rausch­
giftgesch<ift zu tun gehabt zu haben Au!! die­
sen Grunden hat der Untersuchungsausschuß 
auch beim Bundeskriminalamt die dort angeb­
lich vorhandenen Ermittlungsakten gegen Si­
mon Goldenberg angefordert. Ob diese Akten 
in der Zwischenzeit eingetroffen sind. ist der 
Minderheit nicht bekannt 

Der Vorgang Veccio 

Aus der im Panzerschrank des Herrn Dr Lan­
gemann sichergestellten Heilung mit dem Titel 
. .Vecc10" ergibt sich folgender Sachverhalt 

Im Jahr 197 4 wandte sich Herr Alt. ein M 1tarbe1-
ter der Hanns-Seidel-Stiftung. an Herrn 
Dr. Langemann mit der Frage. ob ihm dieser 
bei der Beschaffung von Lausch-Abwehrgera­
ten und -Abhbrgerciten für ein afrikanisches 
Land beh1lfl1ch sein konne Er handle 1m Auf-



Seite 24 Bayerischer Landtag 9 Wahlperiode DRUCKSACHE 9 13 012 

trag der Hanns-Se1del-St1ftung Dr. Lange­
mann besorgte dann bei einer Münchner Firma 
die gewünschten Geräte zu einem Gesamt­
preis von etwas über24 000,- DM Er besorgte 
auch das sogenannte end-use-certificate. Bei 
der Bezahlung dieser Geräte gab es Schwie­
rigkeiten. Die entscheidenden Punkte in die­
sem Vorgang sind am besten einer Aktennotiz 
Dr. Langemanns vom 19. Juni 1980 über eine 
Besprechung mit Herrn Lengl von der Hanns­
Seidel-Stiftung zu entnehmen. Die e1nschläg1-
gen Passagen lauten wie folgt: "Auf meine Fra­
ge. wie er sich zu den Beschaffungsangele­
genheiten konspirativer elektronischer Geräte 
für .... stelle. erklärte Herr Lengl, daß die 
Hanns-Se1del-Stiftung damit überhaupt nichts 
zu tun habe. Er erfahre auch heute zum ersten 
Mal, daß 1 F in der Sache befaßt gewesen sei. 
Im übrigen seien diese Dinge längst abgeholt. 1 
"nd auf den Hinweis, dies sei nicht der Fall, 
und Herr ... , der Lieferant, frage seit Wochen 
an, wann die Geräte endlich vom Lager des 
Spediteurs genommen werden würden, sagte 
Herr Lengl erstaunt, diese Frage werde er pru­
fen. Jedenfalls sei es so gewesen, daß Herr Alt, 
... erkennbar seine Kompetenzen überschrit­
ten habe. Dem wurde der Hinweis entgegen­
gehalten, daß sich Herr Alt gegenüber 1 F des 
vollen Mitwissens des Herrn Lengl und des 
Herrn Ministerpräsidenten gerühmt habe. Daß 
schließlich auch der Scheck an Herrn . (Lie­
ferant) zur möglicherweise nur zwischenzeitli­
chen Abdeckung der finanziellen Verpflich­
tungen durch Herrn Dr. Gepperth unterzeich­
net worden sei. Auch sei Dr. Gepperth gegen­
über Herrn .. (Lieferant) in seiner amtlichen 
Funktion als Institutsleiter bei der Hanns-Se1-
del-St1ftung aufgetreten." 

Zusammenfassend ist also festzustellen. daß 
Dr. Langemann in dieserVormerkung behaup­
tet, er habe offiziell im Auftrag der Hanns-Sei­
del-Stiftung mit Wissen des Herrn Lengl und 
des Bayerischen Ministerpräsidenten gehan­
delt. Der Scheck zur Bezahlung der Rechnung 
sei von Herrn Dr. Gepperth von der Hanns-Sei­
del-Stiftung unterzeichnet worden. 

Ber Zeuge Alt gab demgegenüber im Untersu­
chungssausschuß eine andere Darstellung. Er 
sei lediglich zusammen mit einem Minister aus 
diesem afrikanischen Land zu Dr. Langemann 
gekommen, um sich beraten zu lassen, wo die­
ser Minister nachrichtentechnische Geräte, 
wie Sprachzerhacker und ähnliches, kaufen 
könne. Er sei zu keiner Zeit im Auftrag der 
Hanns-Seidel-Stiftung aufgetreten. Lange­
mann habe ihnen eine Firma in München ge­
nannt. zu derer dann zusammen mit dem Mini­
ster gefahren sei. Der Minister habe einen Kata­
log erhalten und dann selbst Geräte bestellt. 
Langemann habe also mit der Beschaffung 
überhaupt nichts zu tun gehabt. Im eklatanten 
Widerspruch zu dieser Aussage stehen die si­
chergestellten Akten. In diesen Akten befindet 
sich eine detaillierte Liste der Geräte, die von 
Langemann beschafft werden sollten. In den 
Akten befindet sich ein Katalog der Firma. In 

den Akten befindet sich die Rechnung der Fir­
ma. Wie kommt Langemann in den Besitz die­
ser Rechnung, wenn er mit der Beschaffung 
überhaupt nichts zu tun hatte? Warum verhan­
delt Langemann auch mit anderen Firmen we­
gen etlicher Geräte? Diese Aussage des Zeu­
gen Alt steht auch im Widerspruch zu der Aus­
sage des jetzigen Präsidenten des Landesam­
tes für Vertassungsschutz, des Zeugen Häring. 
Dieser hat ausgesagt. daß sich Herrn Alt zuerst 
an ihn gewandt habe mit der Frage, wo man 
funktechnische Gegenstande erwerben kön­
ne. Er habe Dr. Langemann gebeten. Herrn Alt 
zu beraten. E1n1ge Monate später habe Lange­
mann ihm erkl.3.rt. "jetzt habe er Ärger mit der 
Sache. da wird etwas nicht bezahlt. Könnten 
Sie mit der Hanns-Se1del-St1ftung reden?" 
Wie kann Dr. Langemann Ärger wegen der Be­
zahlung bekommen. wenn der Minister doch. 
wie Herr Alt behauptet, die Geräte selbst be,. 
stellt hat. Diese Äußerung Langemanns ist nut 
dann verständlich. wenn Langemann der Be­
steller der Geräte war 

Der Zeuge Alt hat ferner ausgesagt, daß weder 
die Hanns-Seidel-St1ftung noch Franz-Josef 
Strauß von dem Vorgang informiert waren Der 
Zeuge Dr. Gepperth hat ausgesagt, man habe 
in der Hanns-Se1del-Stiftung bis zu dem Tele­
fongespräch mit dem Zeugen Häring keine 
Ahnung von dieser Sache gehabt. Alt habe 
nicht im Auftrag der Hanns-Se1del-St1ftung 
gehandelt. Dr. Franz-Josef Strauß hat bei sei­
ner Vernehmung ausgesagt, er habe keine Ah­
nung von dieser Angelegenheit gehabt und 
auch nichts damit zu tun gehabt. 
Hinsichtlich der Bezahlung der Gerate hat der 
Zeuge Alt ousgefuhrt. er habe von dem M1n1-
ster des afrikanischen Landes einen Scheck 
bekommen. den er auf sein Konto einbezahlt 
habe. Der Scheck sei aber geplatzt. Er habe 
daraufhin einen zweiten Scheck erhalten. auf 
sein privates Konto einbezahlt und dann die­
sen Betrag an die Firma weitergereicht. Dieser 
Scheck habe 1edoch nicht zur vollständigen 
Bezahlung der Rechung ausgereicht. Den of­
fen gebliebenen Restbetrag habe die Hanns­
Seidel-Stiftung vorgestreckt. Demgegenüber 
hat de~ Zeuge Dr. Gepperth im Untersu'. 
chungsausschuß ausgesagt, er habe keinen 
Scheck ausgestellt. Ein Vergleich dieser Aus­
sagen macht deutlich, daß einer der Zeugen 
die Unwahrheit gesagt haben muß. Hier sind 
dringend weitere Untersuchungen ertorder­
lich. Insbesondere müssen Herr Lengl von der 
Hanns-Seidel-St1ftung und der Inhaber der 
Firma. die die Geräte geliefert hat, als Zeugen 
vernommen wPrden. 

Im übrigen ergibt sich aus den Unterlagen 
noch ein weiterer interessanter Aspekt. Es fin­
det sich ein Schreiben der Hanns-Seidel-Stif­
tung vom 14. Mai 1982, unterschrieben von 
Herrn Lengl, in dem er zu dem Vorgang Stel­
lung nimmt, und darauf hinweist, daß er vom 
Bayerischen Staatsministerium des Innern da­
von in Kenntnis gesetzt worden sei, daß sich 
bei den sichergestellten ,.;kten im Dienstzim-
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mer des Herrn Dr. Langemann auch dieser 
Vorgang befindet. Der Zeuge Dr Schwindel 
hat hierzu ausgesagt. er habe die Hanns-Se1-
del-St1ftung auf Anordnung des Herrn Dr. Süß 
informiert. weil man den Eindruck gehabt 
habe. daß die Hanns-Se1del-Stiftung keine Ah­
nung von dem Vorgang habe. Er habe den Ge­
schäftsführer der Hanns-Seidel-Stiftung. 
Herrn Lengl. um dessen Besuch gebeten. Bei 
diesem Besuch habe er Herrn Lengl in groben 
Zügen über das unterrichtet. was sich aus dem 
sichergestellten Akt ergibt. Der Zeuge Dr Beck 
hat die Meinung vertreten. daß diese Informa­
tion der Hanns-Se1del-St1ftung erfolgen konn­
te. obwohl die Akte als Verschlußsache e:nge­
stuft worden war, weil die Hanns-Se1del-Stif­
tung Betroffene gewesen sei Hierzu ist von sei­
len der Minderheit festzustellen. daß es für das 
Disziplinarverfahren gegen Herrn Dr. Lange­
mann vollkommen unerheblich ist. ob er für die 
Hanns-Seidel-Stiftung oder für Herrn Alt als 
Privatmann Abhörgeräte besc~afft hat. Im üb­
rigen wurde auch kein anderer Betroffener 
vom Innenministerium Uber Vorgänge infor­
miert. Das alles läßt nur den einen Schluß zu. 
daß der Grund für die Information der Hanns­
Serdel-Stiftung darin zu sehen ist daß es sich 
um eine CSU-Stiftung handelt. 

Die Finanzgeschäfte des Dr. Langemanns 

Dr. Langemann verfügte uber d e Mittel für den 
positiven Verfassungsschutz. Dabei handelte 
es sich 1n den Anfangsjahren um jährlich 
100000.- DM Diese Mittel stiegen bis zum 
Jahr 1982auf140000,-DM. Diese Mittel wur­
den sowohl an Institutionen. w"e auch an Ein­
zelpersonen ausbezahlt. Im Jahr 1976 über­
wies Dr. Langemann einen Betrag von 5 000,­
DM auf ein Konto eines Dr. Johann Kinsky. Ein 
Verwendungsnachweis konnte in den Akten 
nicht festgestellt werden. Dr Langemann hat 
in der Zwischenzeit im Rahmen der disziplinar­
rechtlichen Ermittlungen gegenüber dem In­
nenministerium zugegeben. daß Dr. Kinsky er 
selbst sei. 

Ein Betrag von 8500,-DM wurde im Jahre 
, 1979 auf ein Konto eines/einer Dr. R. von Cor­

neli in München überwiesen. In den Akten be­
findet sich ein lückenhaft ausgefülltes Form­
blatt "Verwendungsnachweis·'. Dr. Lange­
mann hat gegenüber dem Innenministerium 
angegeben, daß es sich dabei um einen Tarn­
namen handelt. Verfügungsberechtigt hin­
sichtlich dieses Kontos waren von Corneli und 
Dr. Langemann selbst. Wer sich hinter diesem 
Tarnnamen verbirgt, ist dem Untersuchungs­
ausschuß bisher nicht bekannt geworden. 

An einen Herrn Walter H. Jonas, in München. 
wurden im Jahr 1977 von Dr. Langemann ins­
gesamt 3 Überweisungen in Höhe von 
17 000,- DM vorgenommen. Ein Teilbetrag 
von 4 000,- DM wurde zwar Herrn Jonas bewil­
ligt. aber an das Konto Dr. R. von Corneli über­
wiesen. Verwendungsnachweise liegen nicht 
vor. Die Verfügungsberechtigung hinsichtlich 
des Konto Jonas hatten Herr Jonas, und zu-

nächst Dr. Langemann. später der Zeuge von 
Stauffenberg. Es gibt weiter einen Zuwen­
dungsbescheid an den Rechtsanwalt Dr. Koll­
mar über 4 000,- DM fur ein Forschungspro­
jekt des Medienträgers Jonas 1m Jahr 1978. Die 
Überweisung des Betrages erfolgte 1edoch auf 
das Konto Dr. R von Corneli Verwendungs­
nachweise sind nicht vorhanden 

Auf ein Konto des Monsignore Dr. Arist1de 
Brunelle in München überwies Dr. Langemann 
in den Jahren 1978 und 1979 mit 3 Zuwendun­
gen insgesamt 14500.-DM Auch hier fehlen 
Verwendungsnachweise. VerfUg u ngsberech­
tigt hinsichtlich des Kontos Brunello waren 
Brunelle selbst und der Zeuge von Stauffen­
berg. Die Adresse des Brunelle ist die Adresse 
des Stauffenberg-lnformat1onsd1enstes Der 
Zeuge von Stauffenberg hat ausgesagt. daß er 
einmal eine Überweisung des lnnenmin~te­
riums 1n Hohe von 5 000.- DM abgehoben und 
an Dr. Langemann weitergegeben habe. Dieser 
habe erklart. er werde das Geld 1m Rahmen 
seiner Tätigkeit weiter verwenden 

Aus den Mitteln für den positiven Verfassungs­
schutz wurden aber nicht nur Einzelpersonen. 
sondern auch Organisationen gefördert So 
erhielt die ··Arbeitsgemeinschaft Staat und Ge­
sellschaft e.v:· seit dem Jahr 1975 jahrl1che 
Mittel zwischen 50000.- und 75000.-DM 
Diese Mittel dienten im wesentlichen der 
Durchführung von Vortrcigen. Seminaren und 
Fi 1 mveranstaltungen Verwendungsnachweise 
wurden stets vorgelegt und gepruft Diese Ar­
beitsgemeinschaft wird auch aus Bundesmit­
teln gefördert. Im Jahr 1975 wurde iedoch aus 
diesem Zuschuß 8500.- DM fur Forschungs­
aufgaben ausgegeben. Ein Teilbetrag 1n Höhe 
von 8 000.- DM ging an Prof. Dr. Johann Kins­
ky. also an Dr. Langemann selbst 

Weitere Mittel erhielt der „Arbeitskreis für das 
Studium internationaler Fragen e.V ". der von 
dem Zeugen von Stauffenberg gegründet wur­
de. Auf die Beziehungen dieses Arbeitskreises 
zu dem Stauffenberg-Informationsdienst wird 
noch eingegangen. Dieser Arbeitskreis erhielt 
im Jahr 1976 einen Betrag von 3 500,- DM. Er 
erhielt im Jahr 1979 27 000.- DM, im Jahr 1980 
30 000,- DM und 1m Jahr 1981 35 000,- DM. 
Über die Zuwendungen in den Jahren 1979 
und 1980 lagen nach Angaben des Innenmini­
steriums Verwendungsnachweise vor, die 
nach Prüfung an den Arbeitskreis zurückge­
geben wurden. Der Arbeitskreis wurde inzwi­
schen gebeten, diese Verwendungsnachweise 
wieder hereinzugeben. Hinsichtlich der Zu­
wendungen aus den Jahren 1976 und 1981 
konnten Verwendungsnachweise nicht gefun­
den werden. Von der Förderung dieses Arbeits­
kreises seit 1979 hatte Innenminister Tandler 
nach seiner eigenen Aussage im Untersu­
chungsausschuß Kenntnis. Er hat einen Teil 
der Zuwendungsbescheide unterschrieben. 

Die Minderheit ist der Ansicht. daß hinsichtlich 
dieser Finanztransaktionen noch erhebliche 
Untersuchungsarbeit zu leisten ist. lnsbeson-
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dere ist 1m 1etzigen Zeitpunkt überhaupt nicht 
absehbar, ob Dr, Langemann diese Gelder für 
sich selber verwendet oder zur Bezahlung von 
Informanten ausgegeben hat. Die Minderheit 
ist der Auffassung, daß bei Aufklärung dieser 
finanziellen Transaktionen auch manche bis­
her noch undurchs1cht1gen Vorgänge aufge­
klart werden können. 

Die Zusammenarbeit Dr. Langemanns mit dem 
Freiherrn von Stauffenberg 

Der Zeuge von Stauffenberg war bis 1970 Mit­
arbeiter des BND. danach bis 1976 in der Baye­
rischen Staatskanzlei. Nach seinern Ausschei­
den aus der Staatskanzlei betreibt eF bis heute 
einen privaten Nachrichteninformations­
dienst. Der Zeuge von Stauffenberg hat ausge­
S<aQt, daß Dr. Langemann ihm Informationen 
geliefert habe, überwiegend außenpolitischer 
Art. Er habe aber auch Informationen an 
Langemann weitergegeben. Langemann habe 
für seine Tätigkeit von ihm kein Geld erhalten 
oder verlangt. Er habe 1edoch Zahlungen an 
Dr. Langemann fur Auslagen und Informa­
tionsbeschaffungen durch Dritte getatigt. So 
habe er an Herrn Dr. Langemann in der Zeit von 
1977 -1982 insgesamt zwischen 300 000,- und 
350000,- DM gezahlt. 

Nach der Aussage von Stau11enbergs arbeiten 
weder Jonas, von Corneli noch Kollmar fur 
seinen Informationsdienst. Auch die Zusam­
menarbeit mit Brunello sei seit ca. 8 Jahren be­
endet. Er könne allerdings nicht ausschließen. 
daß Langemann ihn weiter "abgeschöpft" hat 
Nach der Aussage von Stauffenbergs gehört er 
dem "Arbe1tskre1s für das Studium 1nternat10-
naler Fragen e.V 'nicht an. er oabe aber bei der 
Gründung beratend mitgewirkt. Von Stau11en­
berg räumte ein. daß er von diesem Arbeits­
kreis ab und zu Geldmittel bekommt. Aus einer 
sichergestellten Vormerkung des Dr. Lange­
mann ergibt sich, daß diesem Arbeitskreis u.a 
folgende Mitglieder angehören oder angehör­
ten. Professor Dr Roegele. Bundesminister 
aJ). Dr. Heinrich Krone. Staatssekretär Dr. Al­
fred Seidl. Staatssekretär a.D. Dr. Karl Gumbel 
und Florian Harlander. 

Dr. Langemann führt in dieser Vormerkung 
ferner aus. daß ihre Bereitschaft, Mitglied zu 
werden. folgende Personen erklärt hätten: 
Bundesminister a.D. Dr. Bruno Heck, Dr. Wal­
ter Wallmann und Dr. Helmut Kohl. Bei dieser 
Mitgliedschaft braucht wohl über die parteipo­
litische Ausrichtung dieses Arbeitskreises 
nicht philosophiert zu werden. 

Der Informationsdienst des Freiherrn von 
Stauffenberg soll einen engen Bezieherkreis 
von rund 100 Personen haben. Aufgrund der 
Ermittlungen im Untersuchungsausschuß ist 
bekannt geworden, daß Ministerpräsident 
Dr. Franz Josef Strauß. Staatsminister Tandler 
und der frühere lnnenministerSeidl zu den Be­
ziehern dieses Informationsdienstes gehören. 

Aufgrund der Beweiserhebung stellt sich der 
ganze Sachverhalt für die Minderheit folgen­
dermaßen dar: Dr. Langemann fordert seit 
1979 aus den Mitteln des positiven Verfas­
sungsschutzes den Arbe1tskre1s für das Stu­
dium internationaler Fragen e.V Dies ge­
schieht mit Wissen des Bayerischen Innenmi­
nisters Tandler. Nach der eigenen Aussage des 
Freiherrn von Stauffenberg tragt der Arbeits­
kreis zur Finanzierung des Informationsdien­
stes bei Dr Langemann gehört zu den 1 nfor­
mations-Beschaffern dieses Dienstes und er­
hält vom Stauffenberg-lnormationsdienst in 
den Jahren 1977 - 1982 zwischen 300 und 
350 000,- DM Dieser lnformat1onsd1enst 
wird an einen kleinen Kreis von Beziehern ge­
liefert. darunter Ministerprasident Franz-Josef 
Strauß. Innenminister Tandler und der ehema­
lige Innenminister Dr. Seid!. 

Innenminister Tandler hat im Untersuchungs­
ausschuß erklärt. die Zusammenarbeit zwi­
schen von Stauffenberg und Dr. Langemann 
sei ihm nicht bekannt gewesen In der später 
erfolgten Vernehmung des Zeugen Dr. Strauß 
hat dieser folgendes ausgesagt "Ich habe an­
genommen - ohne die Einzelheiten zu wissen 
-. daß Herr Langemann einer der Mitarbeiter 
bei Stauffenberg sein könnte weil der Inhalt 
oder besser gesagt der Stil einiger Teile des 
Dienstes mich an die früheren Berichte 
Langemanns aus der hier mehrmals ja erörter­
ten Zeit erinnert hat· Franz-Josef Strauß hat 
aber darüber zu keiner Zeit mit einem der In­
nenminister gesprochen. Nachdem nun der 
damalige Innenminister Dr. Se1dl und der jetzi­
ge Innenminister Gerold Tandler in jüngerer 
Zeit erheblich mehr Vormerkungen erhalten 
haben dürften. als Franz-Josef Strauß. werden 
beide in einem neuen Untersuchungsaus­
schuß noch zu fragen sein. ob ihnen derartiges 
beim Lesen des Informationsdienstes Stauf­
fenberg nicht aufgefallen ist 

Im Gegensatz zu der Aussage des Innenmini­
sters Tandler. er habe nichts von der Zusam­
menarbeit Dr. Langemanns mit Stauffenberg 
gewußt. steht die Aussage des Zeugen Heigl 
Der Zeuge Heigl erklärte 1m Untersuchungs-• 
ausschuß. Langemann habe ihm erzahlt. daß 
Innenminister Tandler von ihm über seine Ak­
tivitäten für den Stauffenberg-Informations­
dienst informiert worden sei. Otto von Habs­
burg habe einen Bericht über diesen Informa­
tionsdienst geschrieben. für den sich Tandler 
interessiert habe. Anläßlich dieses Vorgangs 
habe er den Innenminister Tandler darüber in­
formiert. wer für diesen Dienst arbeite. wer ihn 
mache und auch daß er selber mitarbeite. 

Die Beschaffungstätigkeit Langemanns 

Es steht für die Minderheit bereits aufgrund 
des bisherigen Beweisergebnisses fest. daß 
Dr. Langemann auch in seiner Zeit als Staats­
schutzchef im Bayerischen Innenministerium 
Informanten beschäftigt und wohl auch be­
zahlt hat. 
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Der Zeuge Heigl hat bei seiner Vernehmung im 
Untersuchungsausschuß ausgesagt, Lange­
mann habe ihm erzählt, er verfüge über 19 ak­
tionsfähige Agenten. Von Corneli wurde von 
Langemann namentlich erwähnt. Es habe sich 
dabei um alte Quellen aus der BND-Zeit, aber 
auch um neue Quellen gehandelt. Monsignore 
Prof. Brunello habe bis zuletzt die Rolle des Va­
tikan-Spions gespielt. zumindest bis zum 
24. Februar 1982. Dies wisse er aufgrund eines 
Telefonats mit Langemann an diesem Tage. 

Oie Zahl 19 wurde von dem Zeugen von Stauf­
fenberg nicht bestätigt. Bestätigt wurde aber 
von dem Zeugen von Stauffenberg, daß 
Langemann Informanten beschäftigte. Nach 
seiner Schätzung weniger als 1 O Informanten. 
Die bereits angesprochenen Vormerkungen 
Langemanns für die beiden Innenminister 
Dr. Seidl und Tandler lassen unschwer erken­
nen. daß Langemann im Bereich der nachrich­
tendienstlichen Informationsbeschaffung tätig 
war. Sie steht in eindeutigem Widerspruch zu 
seinem bereits dargestellten Aufgabenbereich 
als Staatsschutzchef im Innenministerium. Es 
handelt sich insoweit ohne jede Frage um ein 
dienstpflichtwidriges Verhalten Langemanns. 
Ob ihm 1edoch daraus irgendwelche Vorwürfe 
gemacht werden können, erscheint der Min­
derheit ausgesprochen zweifelhaft. Denn auf­
grund der Aussagen des früheren Innenmini­
sters Dr. Seidl und des jetzigen Innenministers 
Gerold Tandler besteht für die Minderheit kein 
Zweifel daran, daß Langemann den Eindruck 
haben mußte, daß sowohl Dr. Seidl wie auch 
Innenminister Tandler seine diesbezügliche 
Tätigkeit billigten. Beide haben Dr. Lange­
mann zu keiner Zeit gefragt, wo er denn die In­
formationen her habe. Sie haben ihn auch zu 
keiner Zeit darauf hingewiesen, daß er derarti­
ge Dinge zu unterlassen habe, da sie nicht zu 
seinem Aufgabenbereich gehörten und somit 
dienstpflichtwidrig waren. 
Der Vorsitzende des Untersuchungsausschus­
ses Dr. Hundhammerstellte Dr. Seidl im Unter­
suchungsausschuß folgende Frage: "Haben 
Sie während Ihrer Amtszeit von einem Verhal­
ten Dr. Langemanns Kenntnis erlangt, daß An­
laß gegeben hätte, ihn zu beanstanden, daß er 
in Richtung Tätigkeit des BND ging?" Hierauf 
erwiderte Dr. Seidl: "Nein, das war ja genau die 
Richtung, die ich haben wollte. Ich habe über­
haupt keinen Grund gehabt, ihn zu beanstan­
den. weil er ja gerade auf der Straße marschiert 
ist, von der ich der Meinung bin, daß sie die 
richtige war." Und Dr. Seidl sagte weiter aus: 
"Eine Überschreitung von Zuständigkeitsbe­
reichen hat es überhaupt nicht gegeben, weil 
ich da keine Grenzen gesehen habe." Innen­
minister Gerold Tandler hat bei seiner Ver­
nehmung hinsichtlich einer Vormerkung fol­
gendes ausgesagt: "Ich habe das auch nicht als 
negativ empfunden; diese Informationen wa­
ren sehr interessant. (Zwischenruf: Aus partei­
politischer Sicht?). Ja sicher, aber auch 
staatspolitisch. Wenn Kampagnen gegen den 
Ministerpräsidenten entfesselt werden durch 

Publikationsorgane, ist das auch staatspoli­
tisch interessant." 

Oie beiden Aussagen des früheren und des 1et­
zigen Innenministers machen deutlich, daß 
Langemanns Tätigkeit von beiden Innenmini­
stern gebilligt wurde. So hat Innenminister 
Tandler im S1cherheitsausschuß auch erklärt, 
er habe während seiner Amtszeit an der Tätig­
keit Langemanns nichts auszusetzen gehabt. 
Wenn nun eine derartige Tätigkeit von der poli­
tischen Spitze gewünscht ist, kann man wohl 
kaum dem Beamten, der dem nachkommt, den 
Vonwurf dienstpflichtwidrigen Verhaltens ma­
chen. Oie persönliche Verantwortung dafür 
tragen einzig und allein Dr. Seidl und Innenmi­
nister Gerold Tandler. 

Oie Beziehungen Dr. Langemanns zu Rechts-
anwalt Kollmar ' 

Rechtsanwalt Kollmar hat im Untersuchungs­
ausschuß als Zeuge ausgesagt. er habe 
Langemann 1977 kennengelernt und ihn seit­
dem vielleicht 20 -25 mal gesprochen oder ge­
troffen. Langemann habe ihm immer wieder 
Ausarbeitungen sicherheitspolitischer Art zur 
Beurteilung übergeben. 

Er kenne weder von Corneli noch Jonas noch 
Brunello persönlich. Diese Aussage steht 1m 
Widerspruch zu einem Brief von Jonas an 
Langemann vom 6. März 1979, in dem es heißt: 
"Im Anschluß an unser gestriges Gespräch im 
Beisein von Frau Dr. Corneli und Herrn 
Dr. Kollmar". Dies ist jedoch nicht der einzige 
Widerspruch zwischen den Aussagen des 
Rechtsanwalts Kollmar und den vom Untersu­
chungsausschuß gesichteten Akten. 

Der Zeuge Kollmar war bis vor wenigen Jahren 
Inhaber mehrerer Firmen, darunter auch einer 
Firma, die Geräte zur Lauschabwehr vertrieb. 
Oie Minderheit ist überzeugt davon, daß die 
Beziehungen zwischen Dr. Langemann und 
Rechtsanwalt Kollmar sich nicht darauf be­
schränkt haben, daß Langemann irgendwel­
che Ausarbeitungen zur Beurteilung an Koll­
mar Qbergab. Es besteht vielmehr aufgrund der 
Aktenlage begründeter Verdacht dahinge­
hend, daß Rechtsanwalt Kollmar mit seinen 
Firmen in nachrichtendienstlicher Hinsicht tä­
tig war und Langemann mit ihm zusammenar­
beitete. Die Verfasser dieses Berichts sind der 
Auffassung, daß in diesem Punkt noch einge­
hende Recherchen erfolgen müssen. Im jetzi­
gen Zeitpunkt ist jedenfalls der gesamte Sach­
verhalt viel zu undurchsichtig, um bereits de­
tailliertere oder abschließende Wertungen 
vornehmen zu können. 
Der Zeuge Heigl hat ausgesagt, daß Lange­
mann für die Hanns-Seidel-Stiftung auf mehre­
ren Reisen tätig geworden sei. Er hat ferner 
ausgesagt, Langemann habe ihm erzählt, er sei 
von Dr. Knittel beauftragt worden, in der Lock­
heed-Affäre Dinge zu venwischen. In dieser 
Weise sei Langemann auch in der HS 30-Affäre 
tätig gewesen. Weiter sagte Heigl aus, die Vor• 
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schläge in dem Petrus-Paulus-Papier habe er 
auch Innenminister Tandler angeboten. Dies 
wurde jedoch von lnnenm1n1ster Tandler ver­
neir.t. 

Der Zeuge Heigl erklärte ferner. Langemann 
habe augenfälligen Kontakt zur Waffenhänd­
lerbranche besessen. So habe er end-use-cer­
tificates. z.B. aus der Dritten Welt besorgt. Es 
sei dabei die Aufgabe Langemanns gewesen. 
Kontakte herzustellen. Hinsichtlich der Frage. 
für wen Langemann gehandelt habe, verwei­
gerte Heigl die Aussage. 

Heigl erklärte bei seiner Aussage ferner. Dr 
Langemann habe ihn zur Uberwachung des 
Nürnberger industriellen Oiehl. der im Waffen­
handel tätig ist. anwerben wollen. Er habe dies 
jedoch abgelehnt. 

~I diese Behauptungen He1gls im Untersu­
chungsalJs,schuß konnten nicht mehr uber­
prüft werden. Dies hält jedoch die Minderheit 
für zwingend erforderlich. 

14. Zu Zlff. 4 d des Untersuchungsauftrags 

Der Zeuge Godel Rosenberg hat ausgesagt. er 
sei der Autor des 1m CSU-lnformat1onsd1enst 
"IN" vom 31. März 1982 abgedruckten Artikels. 
Er habe nur über Presseinformationen verfügt 
Seine Formulierung, in Bonn sei seit Jahren 
bekannt gewesen, daß derjenige der das nötige 
Kleingeld aufbrachte, schon mal das eine oder 
andere Papier aus den Unterlagen des Dr. Lan­
gemann erhalten konnte. seien zu weit gegan­
gen. Er habe keine Beweise für diese Behaup­
tungen. Er habe das Manuskript am Abend auf 
dem Schreibtisch von Generalsekretär Dr. 
Sto1ber gelegt. Dr. Stoiber habe aber nicht mit 
ihm darüber gesprochen. Oie Frage. ob er die­
se Formulierung nicht etwa deswegen gewählt 
habe. um von München nach Bonn abzulen­
ken, wurde von dem Zeugen Rosenberg ver­
neint. Der Zeuge Dr. Stoiber erklärte, er habe 
den Artikel vor dem Erscheinen des Presse­
dienstes nicht zur Kenntnis bekommen. 

Die Minderheit hält diesen Punkt des Untersu­
chungsauftrages für abschließend geklärt 
• 

15. Zu Zlff. 5 des Untersuchungsauftrags 

f 

Hinsichtlich dieser Ziffer~es Untersuchungs­
auftrags besteht weitgehend Übereinstim­
mung mit dem Mehrheitenbericht. Ergänzend 
ist folgendes auszuführen: Dr. Langemann hat­
te von einem ehemaligen Mitarbeiter des BND. 
Herrn Raoul Matalon, lnformatio11en hinsicht­
lich einer Agententätigkeit im Umfeld des 
CSU-Landesvorsitzenden Franz-Josef Strauß 
erhalten. Um welche angeblichen Agenten es 
sich dabei gehandelt haben soll, konnte bisher 
nicht gekliirt werden. Langemann vermittelte 
jedenfalls ein Gespräch zwischen Franz-Josef 
Strauß und Matalon. Über dieses Gespräch 
gibt es einen Aktenvermerk Dr. Langemanns. 
der ebenfalls sichergestellt wurde. Dieser Ak­
tenvermerk steht in den Kernpunkten in erheb­
lichem Widerspruch zu den Aussagen von 
Dr. Strauß im Untersuchungsausschuß. Die 

Minderheit hält hier weitere Aufklarung fur 
dringend geboten 1 nsbesondere ist Herr Mata­
lon als Zeuge zu vernehmen Im ietz1gen Zeit­
punkt ist Jedenfalls die Minderheit außerstan­
de, irgendein Beweisergebnis darzustellen 

Auch hinsichtlich aller anderen Spiegelstriche 
der Ziffer 5 des Untersuchungsauftrages steht 
der neue Untersuchungsausschuß erst ganz 
am .~nfang der Beweiserhebung Irgendwel­
che Ergebnisse liegen bisher nicht vor 

Was die Behauptung angeht. Langemann habe 
geplant. einen eigenen Geheimdienst zu grün­
den. sind nach den bisherigen Zeugenverneh­
mungen fur die Minderheit 3 Mogl1chke1ten 
denkbar: Zum einen kann es sich darum han­
deln. daß geplant war, die 1m Petrus-Paulus­
Papier genannte Gruppe zu einem derartigen 
Dienst auszubauen. Zum anderen kann ge­
plant worden sein. den lnformat1onsd1enst des· 
Freiherrn von Stauffenberg um einen operati­
ven Tell zu erweitern. Oie dritte Mogl1chke1t 
besteht auch darin. daß Langemann plante. in 
Zusammenarbeit mit Dr. Kollrnar einen derar­
tigen Gehe1md1enst zu grunden Ob tatsach­
lich r~erartige Pläne bestanden und wenn ja, 
welche dieser 3 Alternativen beabsichtigt wa­
ren. steht b1shec nicht im geringsten fest. Auch 
insoweit sind weitere Beweiserhebungen drin­
gend geboten 

16. Zu Ziffer 6 des Untersuchungsauftrags 

,A.uch insoweit besteht weitgehend Einver­
st8ndnis mit dem Mehrheitsbericht. Einige 
Dinge sind 1edocr1 ohne jede Frage anzumer­
ken Dies führt dann auch zu einer anderen 
Gewichtung in der Bewertung. 

Der Mehrheilenbericht verschleiert. daß der 
BND und das Bayerische Innenministerium 
unterschiedliche Informationen hinsichtlich 
der schriftstellerischen Tätigkeit Langemanns 
erhalten haben R1chlig ist. daß das Expose 
EVA sowohl dem BND wie auch dem Bayeri­
schen Innenministerium vorgelegt wurde. 

Dr. Langemann übergab dieses Manuskript 
selbst dem VIZepräsidenten des BND. Herrn 
Klusak. Dieses Expose war versehen mit einer' 
Reihe handschriftlicher Anmerkungen Dr 
Langemanns, mit denen er geschickt versuch­
te. alle Spuren die auf seine Autorenschaft 
hindeuteten, zu verwischen. Langemann gab 
auch mit keinem Wort zu erkennen, daß er der 
Autor sei. Auch Josef von Ferenczy, der wegen 
dieses Exposes einen Schriftwechsel mit dem 
BND-Präsidenten Kinkel führte. erwähnt in 
seinem Schreiben mit keinem Wort. daß 
Langemann der Autor dieses Exposes ist. Jo­
sef von Ferenczy spricht in seinem Schreiben 
vom 15. Januar 1981und11. Februar 1981 im­
mer nur von He1gl als Autor Langemann wird 
dagegen in diesen Schreiben als "Prüfer der 
Sachlage" bezeichnet. Oie Minderheit hat in­
soweit den Verdacht. daß hier ein bewußtes 
Zusammenspiel zwischen Josef von Ferenczy 
und Dr. Langemann zum Zwecke der Täu­
schung des BND stattgefunden hat. Die von 
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• 

dem Zeugen Josef von Ferenczy insoweit vor­
gebrachten Begründungen für sein Verhalten 
sind kaum glaubwürdig. Richtig ist. daß im 
BND Nachforschungen angestellt wurden. 
diese jedoch zu keinem Ergebnis hinsichtlich 
der Autorenschaft geführt haben. 

Im Gegensatz hierzu wurde Herrn Dr Waltner 
im Bayerischen Innenministerium dieses Ex­
pose von Josef von Ferenczy selbst überge­
ben Von Ferenczy wies Dr. Wallner darauf hin. 
daß dieses Expose von Dr. Langemann stam­
me. Im Innenministerium war also im Gegen­
satz zum BND die Urheberschaft Dr. Lange­
manns sehr wohl bekannt WidersprUchllche 
Zeugenaussagen liegen vor hinsichtlich der 
Frage. ob Josef von Ferenczy Dr. Wallner ge­
beten hat. diese Sache vertraulich auch ge­
genüber Dr. Langemann zu behandeln. Wäh­
rend Dr. Wallner dies bestätigt hat. erklärte Jo­
sef von Ferenczy auf die Frage, ob er etwas in 
der Richtung gesagt habe. daß deswegen auch 
mit dem Autor Langemann selbst nicht geredet 
werden dürfe: "Da habe ich keine Veranlas­
sung gehabt. zu sagen. Es war auch nicht ein 
Gesprächsthema zwischen uns." 

Insoweit ist jedoch weitere Aufklärung nicht 
möglich. da bei diesem Gespräch keine weite­
ren Zeugen dabei waren 

Unzutreffend ist die Behauptung im Mehrhe1-
tenbericht, daß bei Durchsicht des Exposes 
keine "bayerischen Bezüge" erkennbar waren 
Oie Mehrheit kann bestenfalls aufgrund der 
Zeugenaussage des Herrn Dr. Wallner behaup­
ten, es seien keine bayerischen Bezüge er­
kannt worden. Nach Ansicht der M1nderhe1t 
waren sie jedoch sehr wohl erkennbar. insbe­
sondere da man wußte. daß Dr. Langemann 
der Autor war. So ist insbesondere in diesem 
Expose der Fall Goldenberg enthalten, wenn 
auch ohne Namensnennung Da bei diesem 
Vorgang Dr. Langemann eingeschaltet war, 
Dr. Langemann auf der anderen Seite der 
Autor des Exposes war. hätten nach Ansicht 
der Minderheit diese "bayerischen Bezüge" er­
kannt werden müssen. Wenn jedoch Dr. Walt­
ner und Dr. Süß übereinstimmend aussagen. 
sie hätten keine bayerischen Bezüge erkannt. 
so kann dies nicht widerlegt werden. 

Unverständlich ist jedoch der Minderheit, 
gleichgültig ob Josef von Ferenczy um Vertrau­
lichkeit gebeten hat oder nicht. daß mit 
Dr. Langemann nicht geredet wurde und er 
auch nicht gefragt wurde, wie er dazu komme, 
derartiges zu schreiben. Der Zeuge Dr. Süß 
war zwar - nach Ansicht der Minderheit zu­
treffend - ausgeführt. daß es Situationen 
gebe. in denen ein Wunsch auf Vertraulichkeit 
aus übergeordneten Gründen nicht respektiert 
werden könne. Eine derartige Situation sah je­
doch der Zeuge Dr. Süß nicht als gegeben an. 
Hier ist die Minderheit erheblich anderer An­
sicht. 

17. Zu den Ziffern 7, 8 und 9 des Untersuchungs­
auftrag 

18. 

Hinsichtlich dieser Ziffern des Untersu­
chungsauftrages besteht Ubereinstimmung 
mit dem Mehrheitenbericht. Led1gl1ch soweit 
der Mehrheitenbericht hinsichtlich der Ziffern 
8 b und 9 des Untersuchungsauftrags erklart. 
daß beim jetzigen Stand der Ermittlungen 
"Dr. Langemann verantwortlichen bayerischen 
Politikern 1n sicherheitsrelevanten Angele­
genheiten nicht behilflich oder qefa l l1g·· war. ist 
dem nicht zuzustimmen. Es hat praktisch keine 
Beweiserhebung in diesen Fragen stattgefun­
den. Der neu einzusetzende Untersuchungs­
ausschuß steht hier voll1g ann Anfang der Un­
tersuchungst.3.tigkeit. In einer derartigen Situa­
tion kann die 1m Mehrhe1tenbericht enthaltene 
Behauptung nicht aufgestellt werden Es gibt 
weder Hinweise darauf. daß Langemann behilf-
1 ich und gef.3.llig war. noch Hinweise dagegen 
Die Minderheit will deshalb diese Frage _,;zum 
Jetzigen Zeitpunkt voll1g offenlassen Im ubri­
gen erwartet sich die Minderheit insoweit Auf­
schlüsse durch die Eins;chtnahme in die Ring­
und Tagebucher Dr. Langemanns bei der Ge­
neralbundesanwa!tschaft. Oie Minderheit geht 
davon aus. daß erst nach dieser E1ns1chtnahrrie 
Zeugenver'lehmungen s1nnvol! durchgefuhrt 
werden konnen 

Zu Ziffer 10 des Untersuchungsauftrags 

H1ns1chtl1ch der Ziffer 10 des Untersuchungs­
auftrags besteht volle Ubere1nst1mmung mit 
dem Mehrheitenbericht Das Staatsm1n1ste­
rium des Innern hat ein Disziplinarverfahren 
gegen Dr. Langemann eroffnet. das zwischen­
zeitlich die Anordnung einer Kurzung der Be­
züge des schon dienstsuspend1erten bisheri­
gen Leiters der Abteilung StaatsSchutz zur 
Folge hatte. Die Generalbundesanwaltschaft 
und die Staatsanwaltschaft beim Landgericht 
München 1 haben Ermittlungsverfahren einge­
leitet. 

Zuzustimmen ist der Mehrheit auch insoweit. 
daß es dringend geboten ist. im Bayerischen 
Staatsministerium des Innern zu überprUfen. 
welche Maßnahmen möglich sind. um eine 
wirksamere nachträgliche Kontrolle darüber 
zu gewährleisten. wer zu welchem ZeitpUnkt 
welche vertraulich zu behandelnden Schrift­
stücke in Händen hatte. 

Zu dem ergänzenden Untersuchungsauftrag 
(Drs. 9 /11887) 

Der Mehrhe1tenbericht gibt zusammengefaßt 
die Aussage des Generalbundesanwaltes 
Dr Rebmann und des Oberstaatsanwalts 
Ambs korrekt wieder. Die Minderheit meint je­
doch. daß es angesichts der damals ausge­
sprochen aufgeregten Reaktionen der Staats­
regierung und der CSU angebracht ist. in die­
sem Zusammenhang auch auf die Aussage des 
Staatsanwalts Kasch von der Staatsanwalt­
schaft München 1 hinzuweisen Der Zeuge 
Kasch hat ausgesagt. es bestunden keine Dif­
ferenzen mit Oberstaatsanwalt Ambs von der 
Bundesanwaltschaft. Nach wie -,;or sei die Zu­
sammenarbeit vertrauensvoll. Er sei zwar uber 
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rasch! gewesen von der Vernehmung He1gls 
erst aus der Presse zu erfahren Wörtlich er­
klärte Staatsanwalt Kasch Ich sehe keine Dif­
ferenzen . ich sehe keinen Grund nicht wei­
terhin vertrauensvoll mit der Bundesanwalt­
schaft zusammenzuarbeiten · 

Bei dieser Sachlage sind die heftigen Reaktio- 1 
nen der CSU und der Staatsregierung zum da- 1 
maligen Zeitpunkt vollkornmen unverstand­
lich. Die Minderheit ist zu~1etst davon uber­
zeugt. daß es der CSU und der Staatsregierung 
lediglich darum ging. von den e1gentl1chen 
Vorgangen in dieser Sache abzulenKen und ei­
nen Nebenkriegsschaup!atz zu eröffnen. 

Übereinstimmung besteht mit der Mehrheit Je­
doch dahingehend daß der erganzende Un­
tersuchungsau/trag als erledigt anzusehen ist 1 

~. 1 II. 

Zusammenfassende Gesamtwürdigung des 
bisherigen Beweisergebnisses 

Nach Ansicht der Verfasser dieses Berichtes hat die 
bisherige Beweisaufnahme zu folgenden Ergebnis­
sen geführt: 

1. Es ist e1ndeut1g das ·verdienst Dr Ludwig Hu­
bers. daß Dr. Langemann 1n den bayerischen 
Staatsdienst gekommen ist und Staatsschutzchef 
in Bayern wurde. Dr Ludwig Huber hat sich auc•1 
mit Nachdruck fur die außerqewöhrl1ch schnelle 
Bef6rderung Dr Langemann'S von A 16 rach B 6 
eingesetzt. 

2. Dr. Langemann hat eine Vielzahl von vertraulichen 
und geheimen Dokumenten aus dem Bayeriscren 
Staatsministerium des innern herausgetrage'l und 
an Dritte we1tergegeten FUr die innere Sichertie1 t 
ist dadurch Schaden entstanden 

3. Dr. Langemann hat mit Wissen und 81il1gung so­
wohl des damaligen ln'lenm1n1sters Dr. Alfrec 
Seidl als auch des jetzigen Innenministers Gerold 
Tandler in einer Vielzahl von Fell 1en seinen Kompe­
tenzbereich erheb! ich U berschritten_ Er war insbe­
sondere auch 1m Nachnchtenbeschuffungsbe-

reich tat1g. obwohl dies mit der Funktion des 
Staarsschutzctiefs nicht vereinbar ist Dies war 
sowohl fur den damaligen Innenminister Dr Se1dl 
wie aucr fur den 1etzigen lnnenm1n1ster Gerold 
Tandler erkennbar. da Langemann ihnen die Er­
gebnisse seiner Tat1gkeit zumindest 1ri mehreren 
Fallen vorgelegt hat Da die beiden lnnenrn1n1ster 
Dr Seid! und Gerold Tandler hieraus zu keiner Zeit 
die Konsequenz gezogen haben, Dr Langemann 
anzuhalten seinen Kompetenzbereich nicht zu 
uberschre1ten haben sie nicht nur diese Tat1gke1t 
Langemanns billigend zur Kenntnis genommen. 
sondern tragen auch personl!Che Verantwortun~ 
fUr diese Vorgange Auch dadurch ist der inneren 
Sicherheit im Freistaat Bayern erhebl1cner Scha­
den zugefUgt worden. da das ohnehin schon vor­
iiandene Mißtrauen des Bur']ers 1n solche Dienste 
durch derartige Vorgange verstarkt wird 

4 Uber diese personl1che Verantwortung h1nau.s 
kann dem amtierenden lnrienm1n1ster Gerotd 
Tandler die pol't1scrie Verantwortung fur diese 
Vorgange nicht abgenor-irien werden 

5 Nachdem die b1sher1ge Unters"cJchung mehr als 
deutlich gemacht hat daß den 1rn Staatsschutzbe­
reich handelnden pol1t1schen Personl1chkE>1ten die 
erforderliche Sens1b1l1tat fur diese Fragen fehlt 
sehen sich die Ve„+asser dieses Berichtes dahin­
gehend bestat·g~ ja'3 es zwingend erforderlich ist 
d•e parlamentarische Kontrolle des Staatsschutz­
und S1cherhe1tsbere1ches auszubci11en und damit 
tatsachl1ch erst zu gewahrle1sten 

Die im Freistaat Bayerr· vorhand.::ren Kontroil­
rnogl1chke1ten sind riehr rils unzureichend 

~-h,richen den 10 Secternber 1982 

Karl-Heinz Hiersemann. Josef Klasen 
SPD 

Dr. Gerhard Zech 
FDP 
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